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EINFÜHRUNG

 Der Krieg gegen den Terrorismus: Ein neuer Weltkrieg oder Selbstbetrug im großen Stil?

Am Abend des 11. September 2001 besaß die amerikanische Regierung eine Blankovollmacht. Die öffentliche Meinung im Land war mobilisiert und entschlossen, die Schuldigen zu bestrafen. Es galt zu verhindern, dass ein Ereignis wie dieses, der erste Angriff auf amerikanisches Staatsgebiet seit 1812, sich wiederholte. Man war willens, den Preis dafür zu bezahlen, in finanzieller Hinsicht und durch den Einsatz von Menschenleben. Der Rest der Welt bekundete Solidarität oder schwieg, im einen Fall bereit, sich einer von Amerika geführten Koalition anzuschließen, im anderen darauf gefasst, sich dem Zorn der Supermacht zu beugen, die, obschon gedemütigt und verletzt, doch auf dem Gipfel ihrer Macht stand.

Sechs Jahre später müssen wir einen kompletten Misserfolg konstatieren: Nicht eines der Ziele von damals wurde erreicht. Bin Laden ist bis heute am Leben, ebenso Mullah Omar, der Anführer der Taliban. Und selbst mit ihrem Tod würden die von ihnen geführten Bewegungen nicht aufhören zu existieren. Es hat seit 2001 weitere terroristische Anschläge gegeben, und die Lage in der gesamten muslimischen Welt hat sich verschlechtert. Schlimmer noch: Am meisten profitiert von der neuen Situation der Iran, Washingtons ärgster Feind, was eine neue Konfrontation befürchten lässt. Die militärische Intervention im Irak, die angeblich unverzichtbar war, um die Wurzeln des Terrorismus auszurotten,  hat sich als ein blutiger Fehlschlag erwiesen, der offensichtlich den erklärten Feinden Amerikas in die Hände spielt: dem Iran und Al Qaida. Die amerikanische Armee hat die Grenze ihrer Interventionsfähigkeit erreicht, gleichzeitig treten Brüche und neue Konfliktlinien innerhalb der muslimischen Welt zutage. In Afghanistan sind die Taliban zurückgekehrt, die libanesische Hisbollah zeigt ganz offen, dass sie entschlossen ist, über Wohl und Wehe jeder Regierung in Beirut zu bestimmen. In Somalia ist es nicht gelungen, die islamistischen Milizen durch eine äthiopische Militärintervention in die Knie zu zwingen, und so stehen die Islamisten wieder als die Verteidiger der Nation da und können ihre Rückkehr auf die politische Bühne vorbereiten. In Bagdad sind dem Iran nahestehende Schiiten an der Macht. Bei den Palästinensern ist die Hamas die dominierende politische Kraft. Der Iran verfolgt ein Atomprogramm, das durch einen Bombenangriff aus der Luft allenfalls verzögert werden kann und dessen Konsequenzen im Übrigen den Vereinigten Staaten große Schwierigkeiten bereiten würden. Und schließlich erscheint Amerika nicht mehr als Hypermacht in einer unipolaren Welt, sondern als eine gefesselte Macht, die nicht die Rolle der Weltpolizei einnehmen kann. Vielmehr muss sich Washington auf neue Weise mit seinen Verbündeten arrangieren, ebenso wie mit den immer gewichtigeren Konkurrenten China und Russland.

Wie ist es dazu gekommen? Weder die Wiederauferstehung der Taliban noch die Kampfeslust von Al Qaida, noch die Entschlossenheit der Iraner konnte Amerika so in die Defensive bringen. Verantwortlich für das amerikanische Scheitern ist Washington. Die Strategie der Bush-Regierung beruht auf zwei großen Irrtümern: Erstens war es ein Irrtum, die Reaktion auf die Anschläge als einen »globalen Krieg gegen den Terrorismus« zu konzipieren, und der zweite Irrtum lag darin, die militärische Intervention im Irak zur tragenden Säule der neuen Strategie zu machen. Beide Entscheidungen sind das Ergebnis einer ideologisch gefärbten Sicht auf die internationalen Beziehungen, die in der Gruppe der so genannten Neokonservativen entwickelt wurde, denen sich eher traditionelle Republikaner wie Donald Rumsfeld und Dick Cheney angeschlossen haben.1

Zwar gehört es mittlerweile zum guten Ton, die Unfähigkeit und Arroganz der Bush-Regierung zu kritisieren, doch die Ideen der amerikanischen Neokonservativen lagen gewissermaßen in der Luft, und seither verwischen sie die Grenzen zwischen Rechts und Links. Die Neokonservativen reklamieren ein Recht auf Einmischung. Sie haben, wenn auch vielleicht nur vorübergehend, mit der alten westlichen Politik gebrochen, autoritäre Regime der Dritten Welt zu unterstützen, deren Macht vor allem auf einem System des Klientelismus basiert und von denen man annimmt, dass sie pro-westlich sind und eine laizistische Ausrichtung forcieren. Sie haben von Demokratisierung und Freiheit gesprochen  und die islamistischen Bewegungen nicht gleich verteufelt - zumindest am Anfang nicht. Sie preisen die Zivilgesellschaft und Reformen. Die Neokonservativen haben den Gedanken bis ins Extrem getrieben, dass die westlichen Werte universell sind und verbreitet werden müssen, notfalls durch direkte Intervention. In diesem Sinne verbindet sie mehr mit einem linken Fortschrittsglauben, der jeden kulturellen Relativismus ablehnt, als mit einer kolonialistischen Einstellung, die darauf bedacht ist, die bestehende Ordnung zu erhalten.

In der weltweiten Debatte über die amerikanische Intervention im Irak stehen sich nicht die Europäer als pragmatische Realisten und die Amerikaner als dogmatische Ideologen gegenüber. Tatsächlich hat jeder seine großen Ideen, seine Vorurteile und seine ideologischen Bezugspunkte zum Besten gegeben. In Frankreich lagen Vertreter der Linken wie Bernard Kouchner plötzlich auf einer Linie mit amerikanischen Neokonservativen: Beide Seiten befürworteten eine Politik, die das vor 20 Jahren entdeckte Recht auf Einmischung auf die Spitze treibt, ein Konzept, mit dem damals die Gleichgültigkeit der Großmächte gegenüber dem Schicksal notleidender Völker gegeißelt wurde.

Umgekehrt geriet die antiamerikanische, die Interessen der Dritten Welt vertretende Linke in die Defensive. Sie musste die Gültigkeit des neokonservativen Diskurses bestreiten und sah sich dem Vorwurf ausgesetzt, sie rede nur von Freiheit, um in Wahrheit die Ölinteressen der Vereinigten Staaten besser zu schützen. Diese Linke sah sich auf einmal dazu gedrängt, für wenig demokratische  Bewegungen einzutreten (von Kuba über Saddam Hussein bis zu den Taliban), weil sie angeblich die Souveränität und den Widerstand gegen den Imperialismus verkörperten. Zwar beharrt sie auf der Tatsache, dass die amerikanische Politik in erster Linie neoliberal ist und die wirtschaftliche Privatisierung und Globalisierung vorantreibt, aber sie hat Schwierigkeiten damit, eine andere Alternative vorzuschlagen als die Unterstützung hochgradig autoritärer Bewegungen.

Die Souveränitätsverfechter aller Couleur haben dem Recht auf Einmischung die Achtung des Völkerrechts entgegengesetzt, nicht etwa um die Demokratie zu verteidigen, sondern im Namen der Staatsräson, und allgemein geht es dabei auch um die Vorstellung, dass die Welt auf dem Gleichgewicht der Kräfte ruhen sollte und nicht auf einem utopischen gerechten System.

Und schließlich sind Linke und Rechte gleichermaßen gespalten in ihrem Urteil über den Islamismus. Die identitäre christliche Rechte wie auch die eher laizistisch als libertär und eher republikanisch als demokratisch ausgerichtete Linke haben beide bereitwillig in das Lied vom Kampf gegen die islamische Bedrohung eingestimmt.2 Der Kreuzzug und der Dschihad haben Konjunktur, während man angesichts der Kräfte des Bösen wieder vermehrt von der »freien Welt« spricht. Unweigerlich wirft die Diskussion über die Folgen des 11. September 2001 und die politische Reaktion auf den Terrorismus die Frage auf, wie wir es mit dem Islam halten sollen.

Mehr denn je sind gesellschaftliche Anliegen und  strategische Debatten miteinander verflochten, und das erklärt wohl den Erfolg der These vom Zusammenprall der Kulturen sowie das Interesse an Theorien, die einen angeblichen vierten Weltkrieg oder den »Islamofaschismus« beschwören. Doch wie wir sehen werden, verhindert eine solche Globalisierung der Bedrohung jede rationale Strategie und überlässt das Feld einer inhaltsleeren, emphatischen Rhetorik, die in erster Linie den internen Debatten westlicher Gesellschaften dient. Die Frage nach der Immigration und nach der Rolle des Islam im Westen wird »externalisiert« und auf den Mittleren Osten projiziert, der jedoch einer ganz anderen Logik gehorcht.

Der Konflikt zwischen Israel und Palästina nimmt in dieser Debatte eine zentrale Stellung ein: Ist er die Hauptursache der Krisen im Mittleren Osten und der islamischen Radikalisierung, oder ist er bloß ein Konflikt unter anderen? Muss man die Lösung dieser Differenzen zur Priorität des außenpolitischen Handelns machen, oder verlieren sie in dem Maße an Bedeutung, wie andere Spannungen sich legen? Oder folgt der Konflikt einer ganz eigenen Logik, losgelöst von anderen Auseinandersetzungen, ähnlich wie der Konflikt zwischen Basken und Spaniern? Wie auch immer die Antwort ausfällt, klar ist, dass allein schon der Bezug auf diesen Konflikt es erlaubt, den Mittleren Osten in eine globale Problematik einzubinden - etwa in die Frage nach den Beziehungen zwischen Antizionismus und Antisemitismus und deren Auswirkungen auf den Verlauf der Debatte.  3

Man kann die Analyse der Krisen im Mittleren Osten nicht von einer Diskussion der großen Gesellschaftskonzepte trennen, um die es heute geht: von Islamismus über Demokratie, Zivilgesellschaft, Multikulturalismus und so weiter bis Terrorismus. Das Ziel dieses Buches ist es, die Konflikte des Mittleren Ostens wieder in ihrer eigenen Logik zu situieren und dabei zu verstehen, wie sie mit den großen Auseinandersetzungen innerhalb unserer Gesellschaften zusammenhängen. Letztendlich geht es darum, die Idee zu widerlegen, es gäbe eine »Geostrategie des Islam«, die alle gegenwärtigen Konflikte von Palästina über die Pariser Vorstädte bis zu Bin Laden erklärte.

 

Die Konflikte und Umbrüche, auf die wir im Folgenden stoßen, stützen keineswegs die vorherrschende These vom Zusammenprall der Kulturen und der Konfrontation zwischen der muslimischen Welt und dem Westen, sondern sie betreffen in erster Linie die muslimische Welt selbst und spielen sich an Konfliktlinien ab, die nur in sehr geringem Maße ideologisch definiert sind: Der alten »Ablehnungsfront«, die den Islamismus und arabischen Nationalismus in Gegnerschaft zu Israel und dem Westen vereint, steht die zunehmende Kluft zwischen Schiiten und Sunniten gegenüber. Diese Kluft reiht die konservativen arabischen Regime in dasselbe Lager wie Israel ein und könnte die politische Landschaft des Mittleren Ostens gravierend umgestalten.

Die militärische Intervention im Irak hat zu einer tiefgreifenden geostrategischen Transformation der Region  geführt, aber nach einer Logik, die die Logik der amerikanischen Entscheidungsträger übersteigt. Üblicherweise bemüht sich eine dominierende Macht, den Status quo zu erhalten, doch die Amerikaner haben ihn zerschlagen und das strategische Gleichgewicht im Mittleren Osten erschüttert. Die unipolare Welt, die man nach dem Ende der Sowjetunion erwartete, hatte nicht lange Bestand: Gut zehn Jahre konnten die Amerikaner (auch unter Clinton) einseitig intervenieren, ohne dass sie darauf bedacht sein mussten, ihr Handeln durch eine Resolution des Sicherheitsrates zu legitimieren, und sie konnten von Fall zu Fall maßgeschneiderte, provisorische Koalitionen schmieden, in die nur ihre Verbündeten einbezogen waren. Und dann scheiterte innerhalb von vier Jahren die Großmacht nicht nur an der Umgestaltung des Mittleren Ostens, sondern auch an dem Versuch, lokale Konflikte zu regeln und ihre Gegner allein mit der Androhung von Gewalt in die Knie zu zwingen.

Die amerikanische Glaubwürdigkeit ist angeschlagen. Dass das Land Streitkräfte besitzt, denen kein anderes Land auf dem Schlachtfeld gewachsen ist, nützt nichts. Der asymmetrische Krieg des Schwachen gegen den Starken - täglich vorgeführt durch die Bomben auf den Straßen im Irak, die bei den Amerikanern schwerste Verluste verursachen - hat auf den Bereich der Strategie übergegriffen. Man kann von einer »asymmetrischen Strategie« sprechen, der zufolge schwache Staaten (wie Syrien, Pakistan, Nordkorea und Iran) die Macht Amerikas lähmen, indem sie es in die Enge treiben  oder zu unmöglichen Entscheidungen zwingen. Die spektakulärste Taktik setzt dabei auf Erpressung mit Hilfe des eigenen Untergangs: Obwohl man weiß, dass Syrien und Pakistan terroristischen Gruppen und radikalen Bewegungen Zuflucht und Unterstützung bieten, will niemand Präsident Assad oder General Musharraf stürzen, ganz einfach deshalb, weil die Situation ohne sie noch schlimmer wäre, als sie es heute mit ihnen ist. »Greif mich an, wenn du es wagst«: Nicht weil ich dich besiegen werde, sondern weil meine Niederlage für dich verheerend wäre.

Amerika ist in dem Augenblick gelähmt, da China und Russland bestrebt sind, erneut als Großmächte aufzutrumpfen. Beide Herausforderer wenden traditionelle Herrschaftsinstrumente an (Kontrolle über Land, Energiequellen und Transportwege), die heute vielleicht unzeitgemäß sind, aber eine multipolare Welt wiederaufscheinen lassen.

Unterdessen breiten sich die Terroristen von Al Qaida in einem Raum aus, der mehr als je zuvor durch Entterritorialisierung und Globalisierung definiert ist, und sie entziehen sich damit allen inzwischen überholten Instrumenten der Machtausübung.






ERSTES KAPITEL

Wer ist der Feind? Wo ist der Feind?

Natürlich mussten die Vereinigten Staaten nach dem 11. September 2001 reagieren. Eine militärische Intervention in Afghanistan drängte sich auf: Die Anschläge auf das Pentagon und das World Trade Center waren von Al-Qaida-Mitgliedern organisiert worden, die sich in Afghanistan unter dem Schutz des Taliban-Regimes eingerichtet hatten. Voraussetzung für den Kampf gegen die terroristische Organisation war deshalb, Al Qaida ihres Rückzugsgebietes zu berauben. Die am 13. Oktober 2001 eingeleitete Operation »Enduring Freedom»zielte darauf ab, die Stützpunkte von Al Qaida zu zerstören und das Taliban-Regime zu stürzen. Darüber bestand Konsens in der UNO, mitgetragen von den Europäern einschließlich Frankreichs. Zunächst war die Operation auf afghanischem Territorium auch erfolgreich.

An dem Punkt hätte man die Militäroperation beenden und zu einer eher klassischen Form der Terrorismusbekämpfung zurückkehren können, bei der die Geheimdienste die zentrale Rolle gespielt und die Zusammenarbeit mit Polizei und Justiz der entsprechenden Länder im Mittelpunkt gestanden hätte. Parallel dazu hätte auf diplomatischem und politischem Weg eine stabile Koalition der vom Terrorismus betroffenen Länder angestrebt werden können, und man hätte die Kontakte mit den muslimischen Bevölkerungsgruppen intensivieren müssen, um die radikalen Kräfte zu isolieren.  Aber die Bush-Administration verfolgte mit ihrem Konzept des »weltweiten Krieges gegen den Terrorismus« einen radikaleren Weg: Um den Terrorismus zu eliminieren, müsse man die eigentlichen Ursachen beseitigen. Soweit entsprachen die Überlegungen noch dem gesunden Menschenverstand, und viele Gegner der amerikanischen Politik stimmten ihr zu. Ungeklärt blieb jedoch die Frage, was unter den »Ursachen« genau zu verstehen war.

Wer in den Krieg zieht, muss als Erstes den Feind und das Ziel identifizieren. Dafür muss er den Gegner definieren, entscheiden, auf welchem Schlachtfeld er ihn attackieren will, die Waffen entsprechend dem Ziel bereitstellen (oder das Ziel den vorhandenen Waffen anpassen) und schließlich, sobald das Land erobert ist, eine politische Alternative durchsetzen, die die Rückkehr des Feindes verhindert.

Das erste Problem liegt nun darin, dass die Bush-Regierung den Hauptfeind bereits vor dem 11. September benannt hatte: den Irak unter Saddam Hussein. Das Schlachtfeld war demnach das irakische Staatsgebiet, und die Überwindung des Terrorismus erforderte einen Regimewechsel im Irak und die Demokratisierung des Mittleren Ostens.

Das zweite Problem ist, dass die Bush-Regierung hartnäckig auf der Behauptung beharrt, zwischen dem internationalen Terrorismus und dem Regime von Saddam Hussein gebe es eine Verbindung. Die amerikanische Armee steckt in dem Konflikt fest. Washington hat unterdessen eine ideologische Flucht nach vorn angetreten,  definiert den Feind - den »internationalen Terrorismus« - in immer vageren und immer stärker ideologisch gefärbten Begriffen (»Islamofaschismus«) und hat sich damit jeder Möglichkeit beraubt, realitätsgerecht zu agieren.

Und das letzte Problem besteht darin, dass die amerikanische Regierung es nicht verstanden hat, ihre verfügbaren Instrumente den eigenen Zielen anzupassen, weder in militärischer Hinsicht (mit was für einer Armee soll der Krieg gegen den Terrorismus geführt werden?) noch in politischer (wie kann man stabile, legitime und pro-westliche Regime fördern, wie einen »gemäßigten Islam« auf den Weg bringen?), noch in Fragen der Propaganda (wie bringt man am besten seine Vorstellungen unter die Leute?).




Die Fixierung auf den Irak 

Der 11. September 2001 hat die Verantwortlichen in Amerika nur in ihrem Willen bestärkt, den Irak zu besetzen.  1 Statt angemessen auf die Anschläge zu reagieren, nutzten sie die Rachegelüste der Öffentlichkeit aus, um ihr ursprüngliches Ziel durchzusetzen: den Sturz Saddam Husseins. Die Idee reicht weit zurück, genau genommen bis zum Beginn der neunziger Jahre. Neokonservative wie Paul Wolfowitz, seinerzeit Staatssekretär für politische Angelegenheiten im Verteidigungsministerium, waren auf Distanz zu Präsident Bush  senior gegangen, als der im Februar 1991 während des ersten Golfkriegs den amerikanischen Truppen den Befehl zum Stopp gab, nachdem sie die irakische Armee zerschlagen hatten, und er beschloss, Saddam Hussein mit Zustimmung der Öllobby sowie der Saudis an der Macht zu belassen.

Während der Amtszeit von Bill Clinton (1993 bis 2001) führten dieselben Konservativen eine Kampagne gegen die Friedensabkommen von Oslo und die dauerhafte, freiwillige Einbeziehung Clintons in die Verhandlungen zwischen Israel und Palästina. In ihren Augen war der israelisch-palästinensische Konflikt nicht die Ursache der Spannungen im Mittleren Osten; zuerst mussten die anderen Krisen abgewendet werden, Israel sollte unterdessen freie Hand behalten. Die Hauptgefahr war Saddams Irak, gefolgt vom Iran unter den Mullahs, und die Beseitigung der bestehenden diktatorischen Regime war die Voraussetzung für die Lösung der Konflikte.

Als Bush junior im Januar 2001 die Amtsgeschäfte übernahm, hatten die Neokonservativen und ihre Verbündeten (Donald Rumsfeld, Dick Cheney) sämtliche Spitzenpositionen der Administration inne und glaubten, sie könnten nun endlich ihre Strategie umsetzen. Aber die ersten Monate der neuen Bush-Regierung waren von Spannungen mit China beherrscht. Die Befürworter eines Militärschlags gegen Saddam Hussein mussten ihre Ungeduld zügeln. Nach dem 11. September schlug endlich ihre Stunde. Die Intervention in Afghanistan war selbstverständlich. Die öffentliche Meinung und die Entscheidungsträger mussten nur noch  davon überzeugt werden, dass der militärische Eingriff lediglich ein Vorspiel sein würde und das wahre Ziel natürlich der Irak war. Schließlich stellte das Regime Saddam Husseins die Hauptbedrohung dar.2

Sofort wurden die Prioritäten neu gesetzt, und an die Stelle des Kampfes gegen Al Qaida trat der Kampf gegen Saddam oder vielmehr gegen Bagdad. Drei Argumente wurden zur Rechtfertigung dieser Verschiebung vorgebracht: Saddam Hussein wurde als ein Feind hingestellt, der gefährlicher war als Bin Laden, was die irrwitzige Kampagne wegen der angeblichen Massenvernichtungswaffen erklärt; Bin Laden wurde als Agent und Instrument Saddam Husseins präsentiert, weshalb es eine ausgewachsene Desinformationskampagne hinsichtlich der Verbindungen zwischen den beiden Männern gab;3 und schließlich wurde Bin Laden auf eine Begleiterscheinung reduziert, schlichter Ausdruck eines allgemeinen Abgleitens der muslimischen Welt in den Radikalismus, was die Umgestaltung der Gesellschaften im Mittleren Osten unumgänglich machte. Diesem Szenario zufolge war die Besetzung des Irak nur ein erster Schritt, zugleich der einfachste und auf lange Sicht der nützlichste. Die ihm zugrunde liegenden Motive waren insofern durchaus aufrichtig, als das amerikanische Establishment das Ausmaß des neuen Terrorismus nie wirklich erfasst hat und beharrlich (bis heute) nach einem Verantwortlichen auf staatlicher Ebene sucht.

Hier haben wir es weder mit Opportunismus noch mit Manipulation zu tun. Die Neokonservativen hatten sich eine stimmige und in gewisser Hinsicht achtbare  Weltsicht zurechtgezimmert, die sich allerdings als verhängnisvoll erwies, weil ideologisch verzerrt. Umso mehr sollten wir uns vor den traditionellen Deutungen hüten, wie sie von einem Teil der antiimperialistischen Linken zu hören sind, die behaupten, die amerikanische Nahostpolitik werde in Tel Aviv gemacht oder sei hauptsächlich von Ölinteressen bestimmt. Was den Irak betrifft, hat die Bush-Regierung weder aus Sorge um die Kontrolle über die Ölvorkommen gehandelt noch auf Drängen Israels.




Eine Illusion: Der Anteil der Lobbys an der Entscheidung für den Einmarsch in den Irak 


Das texanische Exil der Ölbarone 

Nach dem 11. September erschien eine Flut von Artikeln, Büchern und Blogs, die erklärten, warum George W. Bush angeblich die Interessen der amerikanischen Öllobby und der Saudis vertrat. Doch die Beziehungen zwischen Bushs Leuten und den Saudis waren nach dem 11. September miserabel, ein Teil der Neokonservativen wollte sogar den Saudis die Hauptschuld am islamischen Radikalismus in die Schuhe schieben, etwa Stephen Schwartz, Laurent Murawiec und außerhalb der neokonservativen Kreise einflussreiche Autoren wie Daniel Pipes.

Die Öllobby wiederum, verkörpert von der alten  Mannschaft von Bush senior, angeführt von dessen ehemaligem Außenminister James Baker und unterstützt von den »Arabisten« im Außenministerium (jenen Diplomaten, die Arabisch sprechen und seit der Ära Reagan mit den Verhandlungen im Mittleren Osten befasst waren), lehnte eine Intervention im Irak ab. Man darf nicht vergessen, dass eben diese Mannschaft 1991 an der Regierung gewesen war und sich ausdrücklich gegen eine Besetzung des irakischen Staatsgebiets entschieden hatte, um den Preis, dass Saddam an der Macht blieb. Sie schied zusammen mit Bush senior aus dem Amt, wurde von Bush junior 2001 nicht zurückgeholt und agierte fortan von der »Baker Foundation« in Houston (Texas) aus, stets auf Distanz zur neuen Regierung. Auf der politischen Bühne meldete sie sich im November 2006 mit dem berühmten Baker-Bericht zurück, in dem sie die Politik der Regierung Bush junior im Irak und im Mittleren Osten radikal und systematisch kritisierte. Präsident George W. Bush hat den Bericht grandios ignoriert. Die großen amerikanischen Ölfirmen wie Exxon hielten sich ebenfalls sehr zurück und blieben kritisch sowohl im Hinblick auf Sanktionen gegenüber dem Iran als auch der Besetzung von Ölfeldern. Ihnen ist Stabilität, das heißt der Status quo, lieber als Umwälzungen durch eine neue Ordnung in der Region.

Der Irakkrieg hat im Übrigen das Gleichgewicht der Energieverteilung nicht verändert. Es genügt der Hinweis, dass die Amerikaner nicht in der Lage sind, die irakische Ölförderung wieder in Gang zu bringen, und  noch weniger, sie zu kontrollieren, und schon ist klar, dass dies nicht ihr Kriegsziel war. Washingtons Geringschätzung für eine Politik der militärischen Kontrolle der Ölfelder hatte gewiss nichts mit Achtung vor der Souveränität der betreffenden Völker zu tun, sondern hängt mit dem Glauben an die Dominanz der Marktkräfte gegenüber der Produktion zusammen: Der Markt legt den Preis fest und reguliert die Produktion, und jeder Versuch, nach dem Vorbild der OPEC die Ölförderung als strategische Waffe einzusetzen, ist zum Scheitern verurteilt. Die Abkehr von der imperialistischen Politik der fünfziger Jahre (Sturz von Mossadegh im Iran), die eine direkte oder indirekte Kontrolle von Produktionsstätten beinhaltete, ist offensichtlich. Heute legt der Markt den Preis fest, zumindest sofern kein Land ein Monopol besitzt. Darum muss die Freiheit des Marktes gesichert werden, nicht die Kontrolle über die Produktion. Hinter dem ersten Golfkrieg stand unter anderem der Wunsch zu verhindern, dass der Irak nach der Besetzung Kuwaits ein zu mächtiger Akteur auf dem Markt werden könnte. Nachdem dieses Hegemoniestreben vereitelt war, war die Kontrolle über die Ölquellen überflüssig. Die gleiche Logik trifft auf Afghanistan zu: Eine Gaspipeline, die Zentralasien über Afghanistan mit dem indischen Ozean verbinden würde, interessiert nur die Firmen, die sie bauen würden, und es wäre auch nur ein kurzfristiges finanzielles Interesse. Die Erschließungsfirmen hätten nichts davon, denn das Gas würde auf den damit einzigen erreichbaren Markt gehen, nach Indien. Nach Europa oder Amerika wäre  es nicht zu transportieren. Festzuhalten ist, dass die einzige voluntaristische politische Intervention der Vereinigten Staaten im Ölbereich der Bau der 2004 fertiggestellten Ölpipeline von Baku nach Ceyhan war, die vom Kaspischen Meer durch die Türkei zum Mittelmeer verläuft und dabei einen Bogen um den Iran und Russland macht: Auch hier geht es darum, den Markt offen und liquide zu halten, und nicht darum, die Produktion zu kontrollieren.

Den Anstieg des Ölpreises zu kontrollieren, war noch nie eine Priorität Washingtons, schließlich profitieren auch amerikanische Produzenten von einer Preiserhöhung. Dadurch wird nicht nur die Erschließung neuer Ölvorkommen rentabel, sondern auch die Suche nach alternativen Energiequellen, wie sie der ehemalige CIA-Direktor James Woolsley unermüdlich propagiert. Und schließlich kann man feststellen, dass die Entwicklung der Situation im Irak die internationalen Rohölpreise in keiner Weise beeinflusst hat; sie schwankten zwar beträchtlich, aber aus anderen Gründen. Im Januar 2007, als es im Irak katastrophal aussah, fiel der Preis für das Barrel unter 50 Dollar. Vor 2003 lag die irakische Produktion bei drei Millionen Barrel pro Tag, 2006 betrug sie nur noch die Hälfte, und davon wird ein Drittel im eigenen Land verbraucht. Auf den Irak entfallen nur zwei Prozent der weltweiten Ölproduktion, mit Investitionen in Höhe von 21 Milliarden Dollar könnte der Anteil innerhalb von zehn Jahren auf sechs Prozent steigen. Die Rückkehr des Irak auf den Ölmarkt wird somit nur schrittweise erfolgen und die  Verteilung der Marktanteile nicht durcheinanderbringen. Der Marktpreis hängt heute vor allem von der Nachfrage aus Indien und China ab, denn der Ausfall der irakischen Produktion wurde durch eine Steigerung der saudischen Produktion kompensiert. Alles in allem spielt es für den Markt keine Rolle, ob die amerikanische Armee die irakischen Ölfelder kontrolliert oder nicht.

Das bedeutet nicht, dass die Unternehmen überhaupt keinen Einfluss haben. Die großen Ölfirmen standen der Intervention skeptisch gegenüber, aber Baufirmen, die Infrastrukturprojekte ausführen, begrüßten sie: Sie erfüllen ihre Verträge innerhalb sehr kurzer Fristen (sechs Monate bis vier Jahre), sind deshalb von strategischen Wechselfällen nicht betroffen, und vor allem bekommen sie ihr Geld vom amerikanischen Steuerzahler, während die Ölfirmen langfristig agieren und auf stabile Beziehungen zu den Verantwortlichen der ölproduzierenden Länder bedacht sind. Heute verhandeln die Ölgesellschaften mit der neuen irakischen Regierung, damit diese ein für sie möglichst vorteilhaftes Gesetz über Investitionen im Energiesektor erlässt. Aber sie wissen sehr wohl, dass derartige Gesetze auch wieder aufgehoben werden können.


Israel: Ein Verbündeter besonderer Art - autonom, unantastbar und in Bedrängnis 

Grundpfeiler der amerikanischen Politik im Mittleren Osten ist die bedingungslose Verteidigung Israels. Aber sie geht noch über diesen Imperativ hinaus. Die Bush-Administration hat Israel mehr unterstützt als die Vorgängerregierung, allerdings weniger durch das, was sie getan hat, als durch das, was sie unterlassen hat: Washington hat keinerlei Druck auf Israel ausgeübt, den Ausgleich mit dessen Nachbarn, Palästinensern wie Libanesen, zu suchen. Sich nicht in den Friedensprozess einzubringen bedeutet jedoch, die Israelis ungehindert gewähren zu lassen.

Die Israel-Politik von Präsident Bush hat zwei Bestandteile. Der erste entstammt wiederum einer Vision der Neokonservativen, formuliert in einem Bericht aus dem Jahr 19964 (Adressat des Berichts war der damalige Chef des Likud-Blocks, Benjamin Netanjahu) sowie in Ergebnissen und Veröffentlichungen der 1997 gegründeten Denkfabrik »Project for the New American Century«. Darin wird eine klare Gegenposition zum Osloer Friedensprozess und zur Politik von Präsident Clinton bezogen: Israel muss vollkommen freie Hand haben, wenn es darum geht, seine Sicherheit zu gewährleisten und seine strategischen Interessen zu definieren und zu realisieren; es ist undenkbar, über Land gegen Frieden zu verhandeln, sondern es muss ein bewaffneter Frieden sichergestellt werden. Die Israelis sollen mit den Palästinensern verfahren können, wie sie  wollen, denn sie haben sie noch nicht »ausreichend besiegt«.  5 Das ist die Brücke zu dem zweiten Element, das ganz von Präsident Bush kommt: Er will sich unbedingt von seinem Vorgänger Bill Clinton absetzen. Bush wollte sich daher um keinen Preis an Vermittlungsgesprächen zwischen den Akteuren des israelisch-palästinensischen Konflikts beteiligten.

Doch dass Israel so viel Spielraum gegenüber Palästinensern und Libanesen gelassen wird, bedeutet nicht, dass Washington an anderen Fronten in absolutem Einverständnis mit Tel Aviv handelt. Die pro-israelische Lobby in Washington (»American Israel Public Affairs Committee«, AIPAC) hat die Intervention im Irak gutgeheißen, aber in erster Linie aus dem Bestreben heraus, die Bush-Regierung zu unterstützen, die als besonders Israel-freundlich betrachtet wurde, und dann auch aus dem Wunsch, die allgemeine Problematik des Mittleren Ostens vom israelisch-palästinensischen Konflikt loszulösen: Soll Israel sich um die Palästinenser kümmern und Washington im Mittleren Osten die Dinge in die Hand nehmen, damit die terroristische Bedrohung aufhört.

Natürlich konnten sich die Israelis über das Ende des Saddam-Regimes nur freuen. Die Überzeugung der Neokonservativen, dass ein demokratischer, von den Schiiten regierter Irak pro-amerikanisch agieren würde, fand in Israel ein gewisses Echo: Ein solcher Irak würde den Iran isolieren und der Front der sunnitischen Araber in den Rücken fallen, sowohl in ihrer religiösen Form (Salafismus) als auch in ihrer nationalistischen  Form (Panarabismus). Damit würde ein alter israelischer Traum Gestalt annehmen. Gleichwohl glaubten die politisch Verantwortlichen in Israel nie an eine Politik der Demokratisierung der arabischen Welt, wie sie im Mittelpunkt des neokonservativen Projekts stand. Sie mutmaßten, dass eine solche Politik die Islamisten an die Macht bringen würde, während sie lieber mit »laizistischen« Diktatoren zu tun hatten, die sie zwar nicht mochten, aber bestens kannten. Sie fürchteten zudem, die Fixierung auf den Irak könnte die Amerikaner von jener Gefahr ablenken, die Israel immer mehr als die größte Bedrohung wahrnimmt: Das ist der Iran, und nicht mehr, wie noch 1948, 1967 und 1973, eine Koalition arabischer Staaten. Aus all diesen Gründen drängte Israel nicht auf einen Militärschlag gegen den Irak, war aber auch nicht dagegen. Im Übrigen fürchteten viele israelische Experten, eine amerikanische Militärintervention im Irak könnte einen möglichen Schlag gegen die atomaren Einrichtungen im Iran verhindern, sei es weil die Amerikaner sich im Irak verzettelten, sei es weil das Überleben ihres neuen Schützlings Irak die Neutralität des Iran verlangte. Das wurde klar gesehen, allerdings ist ein Schlag gegen den Iran weiter möglich und kann das Bild verändern.6 Für Israel ist heute eindeutig der Iran die Hauptbedrohung, vor allem seit im Libanon die Hisbollah an der Macht beteiligt ist.

 

Wie auch immer man über das Scheitern des Osloer Friedensprozesses denkt - dass er überhaupt in Gang kam, führte zusammen mit dem Zerfall der Sowjetunion  dazu, dass aus dem israelisch-arabischen Konflikt ein israelisch-palästinensischer Konflikt wurde. Die arabischen Staaten sind uneins, den islamistischen Protesten ausgeliefert und nach dem Ende der russischen Unterstützung nicht mehr in der Lage, von einer wie auch immer gearteten strategischen Parität mit Israel zu träumen. Jedes Land hat sich auf seine Weise mit Israel arrangiert, wobei der Bogen von herzlichem Einvernehmen im Falle Jordaniens über eine kühle Arbeitsbeziehung mit Ägypten und eine objektive Interessenkonvergenz mit Saudi-Arabien (gemeinsame Gegnerschaft zu Iran und Al Qaida) bis hin zu einem Modus vivendi mürrischer Nachbarn wie im Falle des syrischen Regimes reicht, dessen Zusammenbruch man gleichwohl fürchtet (denn davon würden die Islamisten profitieren).

Die Verschlechterung der Beziehungen zwischen Israelis und Palästinensern, die im Jahr 2000 in die zweite Intifada mündete, hat verhindert, dass die große Vision der Anhänger des Osloer Friedensabkommens Wirklichkeit werden konnte: ein palästinensischer Staat in wirtschaftlicher Symbiose mit Israel. Ein solches Szenario hätte die Integration des hebräischen Staates in eine Art gemeinsamen Markt des Mittleren Ostens erlaubt mit der Folge, dass die allgemeine wirtschaftliche Entwicklung die Ausbreitung von Nationalismen und Radikalismen verringert hätte. Aber durch das Scheitern von Oslo ist Israel mehr denn je vom »Greater Middle East« (GME, Großraum Mittlerer Osten) abgeschnitten. Der strategische Horizont Israels hat sich auf den  Blick aus einer Festung verengt, geschützt durch eine Mauer, gegenüber einem palästinensischen (und südlibanesischen) Glacis, das durch punktuelle Angriffe neutralisiert wird und wo sich allmählich Anarchie breitmacht. Letztere wird allerdings in Tel Aviv immer noch lieber gesehen als die Ordnung innerhalb eines Staates, in dem eine demokratisch legitimierte Hamas das Sagen hat.

Der Irak war deshalb nicht die größte Sorge der Israelis. Sie beherrscht die Angst vor einem nahen Feind (einer möglichen Achse zwischen Hisbollah und Hamas), der von einem fernen Feind mit atomarem Potenzial unterstützt wird, dem Iran. Tel Aviv möchte, dass Amerika gegen den Iran etwas unternimmt, glaubt aber, es werde angesichts der Unwägbarkeiten der amerikanischen Politik in den nächsten Jahren auf sich allein gestellt sein. Das deutet im Kontext einer israelischen Führungskrise auf einseitige Vorstöße hin, was gewiss nicht zur Stabilisierung in der Region beitragen wird. Und tatsächlich hat der größere Spielraum, der Israel gewährt wurde, zur Verschlechterung der Situation geführt. Israel nimmt seine Sicherheit wichtiger als einen politischen Ausgleich und lässt zu, dass der Siedlungsbau ohne einen Gesamtplan weitergeht. Damit hat es die Autorität jeder amtierenden Palästinenserverwaltung systematisch ausgehöhlt und verhindert, dass Bedingungen entstehen konnten, in denen eine Palästinenserregierung stabil, glaubwürdig und zuverlässig hätte erscheinen können. So sahen sich die extremsten Elemente beider Lager bestätigt. Offiziell befürwortet die  Mehrheit des Israelis und der Palästinenser wie auch die internationale Gemeinschaft die Zwei-Staaten-Lösung, aber das Problem ist, dass die Situation vor Ort einen funktionsfähigen Palästinenserstaat unmöglich machen wird.

Was hat letztlich den Ausschlag gegeben für die amerikanische Entscheidung, den Irak zu besetzen, wenn man einmal den Wunsch ausklammert, »die Sache zu beenden«, die man mit dem ersten Golfkrieg begonnen hat? Die Antwort lautet: ein kohärentes ideologisches Projekt, zusammengefasst im Programm des »Großraums Mittlerer Osten«.




Das Projekt einer Reform des Großraums Mittlerer Osten 

Die Bush-Administration ist genau wie ihre Wählerschaft nicht homogen. Zwischen der christlichen Rechten, den Neokonservativen, den Pragmatikern, den Isolationisten und interventionistisch gesinnten Republikanern wie Rumsfeld gibt es große Meinungsverschiedenheiten. Bush hat seine erste Amtszeit mit einem unilateralistischen und relativ isolationistischen Kurs begonnen: Die Vereinigten Staaten intervenierten in Übersee nur punktuell und nur dann, wenn es darum ging, ihre strategischen Interessen zu verteidigen. Bush wandte sich von den großen Konzepten ab, die in den neunziger Jahren die Grundlage des außenpolitischen  Handelns darstellten: weder state building noch nation building, und keine Einmischung in den Friedensprozess. Sein (bis Dezember 2006 amtierender) Verteidigungsminister Donald Rumsfeld nahm sich die Reform der amerikanischen Streitkräfte vor mit dem Ziel, sie flexibler zu machen und besser für kurzfristige Operationen zu rüsten, die zwar durchaus massiv sein können, aber dem Grundsatz shock and awe, Schock und Entsetzen, folgen. Bei diesem Ansatz spielt die Technologie, das heißt überlegene Feuerkraft und Spezialeinheiten, die entscheidende Rolle, was im deutlichen Kontrast zu dem massiven Einsatz von Bodentruppen und schweren Panzern im ersten Golfkrieg steht. Es geht nicht um dauerhafte Gebietsbesetzungen, Anti-Guerilla-Kriegführung oder nachhaltiges politisches Handeln. Das Ziel ist im Konfliktfall die totale, rasche Vernichtung des Gegners. Kurzum, das auf diese Weise geschaffene Instrumentarium ist ziemlich genau das Gegenteil dessen, was die Situation im Irak heute erfordert, obwohl es seine Rolle in der militärischen Kampagne, die zum Sturz von Saddam Hussein führte, im engeren Sinn perfekt erfüllt hat.7

 

Die Neokonservativen haben als Einzige nach dem 11. September ein »konstruktives« Programm vorgeschlagen, das mit den Anschauungen des Präsidenten und Rumsfelds übereinstimmte. Auf die zügig durchzuführende Militäroperation sollte eine ebenfalls kurze Phase der Besetzung folgen, ähnlich wie 1945 in Deutschland und Japan. In der Zeit sollte das irakische  Volk Gelegenheit haben, demokratische Strukturen aufzubauen und eine Regierung zu wählen, die sich um das Land kümmern und eine Politik im Sinne der Amerikaner verfolgen würde, weil die Iraker den Amerikanern dankbar sein würden, dass sie ihr Land von der Diktatur befreit hatten. Es ging also darum, eine neue Ordnung aufzubauen, aber ohne eine dauerhafte Besetzung des Landes. Die einzige wirklich langfristige Verpflichtung sollte finanzieller Natur sein, nach dem Vorbild des Marshall-Planes aus den späten vierziger Jahren. Insofern gibt es große Übereinstimmungen mit der Nachkriegssituation 1945, was erklärt, warum die Bush-Administration schließlich die neue globale Bedrohung mit dem Nationalsozialismus und Kommunismus gleichsetzte. Wir werden hier nicht die Fehler analysieren, die bei der Besetzung gemacht wurden, insbesondere seitens der »Coalition Provisional Authority« unter Paul Bremer; das haben bereits mehrere amerikanische Autoren getan.8 Wir werden vielmehr die konzeptuellen Fundamente dieser Politik untersuchen, die weit mehr betreffen als den Fall Irak.

Die Neokonservativen bestreiten rundweg jegliche Verantwortung des Westens für die Wurzeln der islamistischen Gewalt. Ihrer Auffassung nach liegt die Quelle der Gewalt in der strukturellen Verzögerung der Entwicklung arabischer Gesellschaften, womit vor allem humanitäre, politische und wirtschaftliche Aspekte gemeint sind. Das erkläre, so sagen sie, warum der Bericht des Entwicklungsprogramms der Vereinten Nationen (UNDP) über die Entwicklung in der arabischen Welt,  fertiggestellt 2002 unter der Leitung des Ägypters Nader Fergany, in diesen Ländern so großen Anklang gefunden habe. In dem Bericht werden alle Rückstände hinsichtlich der Alphabetisierung, dem Publikationswesen, der Verbreitung des Internet sowie der Stellung der Frauen aufgelistet und auf strukturelle Gründe zurückgeführt, seien sie politisch oder kulturell bedingt. Festzuhalten ist, dass der zweite Bericht derselben Gruppe aus dem Jahr 2005, der auch die politischen Klagen der betroffenen Bevölkerungen berücksichtigte, in Washington ignoriert wurde.

In den Augen der Neokonservativen ist die strukturelle Ursache des Terrorismus die schlechte »governance« in den muslimischen Ländern im Allgemeinen und den arabischen im Besonderen. Die Reformunfähigkeit wird verkörpert von »Schurkenstaaten« wie dem Irak unter Saddam und dem Iran unter der Herrschaft der Mullahs, die den Terrorismus und den Islamismus instrumentalisieren und Massenvernichtungswaffen anhäufen, um ihre Ziele durchzusetzen.

Deshalb bildete die Reform der muslimischen Länder das Herzstück der Antiterror-Strategie der Neokonservativen; zumindest am Anfang hatten sie keine negative Meinung über den Islam und vertraten politisch die Gegenposition zu Huntingtons These vom Zusammenprall der Kulturen. Insofern stimmen sie mit der Linken überein, die den Terrorismus durch eine politische und soziale Behandlung der Ursachen beseitigen will, aber die Auswirkungen der amerikanischen Politik zählen die Neokonservativen ausdrücklich nicht zu den Ursachen.  Mit der Linken teilen sie das Vertrauen in die vom Volk ausgehende Dynamik sowie ein Misstrauen gegen die Eliten an der Macht, sie sind skeptisch gegenüber dem Staat und verteidigen das Konzept der Zivilgesellschaft, deren Säulen für sie allerdings unternehmerisch gesinnte Individuen und demokratische Persönlichkeiten sind und nicht kollektive Bewegungen. Sie denken universalistisch und glauben, dass alle in den Genuss politischer Werte wie der Demokratie kommen können. Sie befürworten den Interventionismus und machen sich die vor allem in linken Kreisen entwickelte Theorie vom Recht auf Einmischung zu eigen.

Mit anderen Worten, die Neokonservativen verkörpern keineswegs eine konservativ-reaktionäre Tradition, sondern machen viele Anleihen beim reformistischen Denken der Linken und schöpfen aus dem militanten Universalismus, der für die siebziger und achtziger Jahre typisch war. Diese Entwicklungsideologie ist von zentraler Bedeutung, denn in ihr kulminiert die Evolution der humanitären Frage, seit die Idee vom Recht auf Einmischung erstmals aufkam. Im Gegensatz zu den Linken gehört für die Neokonservativen zur Demokratie auf jeden Fall das uneingeschränkte Bekenntnis zu den Grundsätzen der Marktwirtschaft und damit auch zur Privatisierung. Anders als die Streiter im Namen der Dritten Welt klammern sie politische Ursachen aus, und sie definieren den Kreis der »zivilen« Akteure anders. Die Fürsprecher der Dritten Welt verstehen die Akteure kollektiv (Völker, Klassen, Frauen, Gemeinschaften, Minderheiten, politische Bewegungen). Sie  sind auf ihren Antiamerikanismus fixiert und verteidigen deshalb paradoxerweise autoritäre Staaten, Diktatoren und populistische Führer - zu Lasten der Demokratie, die zu einer »rechten« Parole wird, der zufolge der einzelne Bürger wichtiger ist als die Zugehörigkeit zu einem Kollektiv. Für die Neokonservativen wie für alle Befürworter einer »nachhaltigen Entwicklung« ist demgegenüber das Individuum der maßgebliche Akteur. Sie sind antitotalitär und überzeugt, dass die Demokratie auf den Werten des Individualismus und des Marktes aufbaut. Ihre Weigerung, die kollektive Dimension mit zu berücksichtigen, führt dazu, dass die Bedeutung kultureller Vorstellungen übersehen wird, angefangen bei nationaler Zugehörigkeit und religiöser Identität, die beide im regionalen Widerstand gegen das Projekt eines Großraums Mittlerer Osten zum Tragen kommen. Insofern vertreten die Neokonservativen auch eine antikulturalistische Position, was sie im Übrigen von dem Mann trennt, der als ihr Mentor in Fragen des Nahen Ostens bezeichnet wurde: Bernard Lewis. Er glaubt nicht, dass eine rasche Demokratisierung der arabischen Gesellschaften möglich ist und stimmt in diesem Punkt mit Realisten wie Kissinger und den israelischen Sachverständigen überein.


Der Großraum Mittlerer Osten: Ein Musterbeispiel für Entwicklungstheorien 

Seit 2006, da das Scheitern der Irak-Strategie offensichtlich ist, hat Washingtons Begeisterung für die Demokratisierung nachgelassen. Es wäre falsch, daraus zu folgern, dass die Vision der Neokonservativen nur eine Schrulle war, mit der man Schiffbruch erlitt. Die dahinter stehende Philosophie ist heute die herrschende Lehre in den großen Organisationen (von den Vereinten Nationen über die Europäische Union bis zur Weltbank). Die Nichtregierungsorganisationen übernehmen sie unter dem Druck der Geldgeber oder verschreiben sich einer globalisierungskritischen Vision, die gleichwohl eine Reihe von Konzepten mit den großen Entwicklungsagenturen gemein hat, wie das Misstrauen gegenüber den bestehenden Staaten, eine Stärkung der Zivilgesellschaften, den Ausbau von Mikroprojekten, die Betonung der Frauenfrage und eine pädagogische Einkleidung der humanitären Herangehensweise. Was die Marktwirtschaft, Privatisierung und das Verhältnis von Individuum und Kollektiv betrifft, vertreten die Nichtregierungsorganisationen allerdings eine Gegenposition.

Die Philosophie des Großraums Mittlerer Osten lässt sich so zusammenfassen: Grundlage einer demokratischen Gesellschaft ist nicht der Staat, sondern sind unternehmerisch gesinnte individuelle Staatsbürger, herausgelöst aus Klientelbeziehungen, Stammesverhältnissen und ethnischen Bindungen, die im Rahmen einer  Marktgesellschaft handeln. Religion wird als persönlicher Glaube praktiziert und nicht aus Zugehörigkeit zu einer bestimmten Gemeinschaft. Der Staat ist kein Instrument der Entwicklung, und schon gar nicht eins der politischen Konstruktion, sondern ein nachträglicher Regulator, der einer ständigen Kontrolle der Bürger unterworfen ist; seine accountability rührt vor allem daher, dass die Bürger Steuern zahlen.

Diese in jeder Hinsicht liberale Philosophie, die auf John Locke zurückgeht, ist konstitutiv für das politische Denken in Amerika und durchdringt seit Mitte der neunziger Jahre die Programme der großen internationalen Institutionen (etwa der Weltbank, insbesondere seit dem Amtsantritt von James David Wolfensohn, dem 2006 Paul Wolfowitz nachfolgte). Diese Doktrin hat das Konzept der Zivilgesellschaft als einer Gesellschaft außerhalb des Staates oder vielmehr im Gegensatz zum Staat neu belebt. Sie ruht auf drei Säulen: der Zivilgesellschaft, der Privatisierung und guter Regierungsführung, und zu ihr gehört eine universalistische, an Woodrow Wilson orientierte Sichtweise, die antikulturalistische Züge trägt und insofern gegen Huntington gerichtet ist.

Die Doktrin wurde in den neunziger Jahren weniger von Think Tanks als vielmehr von Stiftungen wie »Ford« oder »Carnegie« entwickelt, häufig mit finanzieller Unterstützung aus dem Außenministerium. Sie hat Anstoß zu großen Forschungsprogrammen gegeben, die etwa in der von der Ford-Stiftung finanzierten und von Augustus Richard Norton herausgegebenen  Buchreihe »Civil Society in the Middle East« ihren Niederschlag gefunden haben (trotzdem ist Norton den Neokonservativen verhasst, weil er die bedingungslose amerikanische Unterstützung Israels kritisiert). Ziel dieser Untersuchungen ist es, die Faktoren ausfindig zu machen, die eigenständige Demokratisierungsprozesse in Gang setzen könnten, wobei es sich von selbst versteht, dass diese Prozesse auf universellen ethischen und politischen Werten zu fußen haben - mit anderen Worten auf amerikanischen Werten. Die meisten Hilfs- und Entwicklungsprogramme enthalten ein »Frauen«-Dossier, in dem es um die Stärkung der Frauen geht (Frauen als Unternehmerinnen, Frauen als Politikerinnen etc.). Viele Programme machen eine Frauenquote oder bestimmte Maßnahmen zugunsten von Frauen zur Vorbedingung: Zum Beispiel fordern die Entwicklungsprogramme in Afghanistan die gleichgewichtige Vertretung von Männern und Frauen in den dörflichen Gremien, die über die Verteilung der Hilfsleistungen entscheiden (ein solches Maß an Parität gibt es in keiner westlichen Gesellschaft mit Ausnahme von Norwegen). Interessanterweise finden wir hier den Geist des sowjetischen Projekts für die Umgestaltung Mittelasiens aus den dreißiger Jahren wieder: Mangels eines Proletariats kann die Kraft, die die Gesellschaft verändert, nur von der Frau ausgehen.9

Diesem Wunsch nach Sozialtechnologie liegt ein pädagogischer Voluntarismus zugrunde, der oft ein wenig naiv erscheint. Man bringt immer neue Programme für Ausbildung und Demokratieerziehung auf den Weg,  für Menschenrechte und die Rechte von Frauen. Die »Ford Foundation« hat in Kairo ein Zentrum errichtet, um das Programm konkret umzusetzen (insbesondere durch Unterstützung des »Ibn Khaldun Center« unter der Leitung von Professor Saad Eddin Ibrahim). Freiwillige Helfer und junge Mitarbeiter westlicher, oft linksorientierter Nichtregierungsorganisationen widmen sich Programmen, deren Philosophie geradewegs dieser neuer Entwicklungstheorie entstammt. Wir finden auch eine Logik wieder, die für viele kommunistische Regime typisch war: Junge Aktivisten aus den Städten - und aus dem Bürgertum - gehen aufs Land und klären die Alten und die Bauern über Befreiung und die neue Welt auf. Dahinter steht die Idee, dass man eine Demokratie per Fertigbausatz aus dem Nichts errichten kann: Wenn man die Ideologie beiseite lässt, erscheint der »andere« als eine Masse, die beliebig geformt werden kann.


Die Demokratisierung ist auch ein Markt 

Die Philosophie der Zivilgesellschaft ist zur Doktrin der Nichtregierungsorganisationen geworden, die sich auf politische Entwicklung und Demokratisierung spezialisiert haben. Der Grund dafür ist nicht so sehr in den Überzeugungen ihrer Mitglieder zu finden, sondern vor allem dem Umstand geschuldet, dass sie den Gesetzen des Marktes gehorchen: Abgesehen von Nahrungsmittel-  und medizinischer Hilfe kommt das Geld für humanitäre Projekte heute vorwiegend aus Mitteln, die (wie schon vor dem GMO) vom amerikanischen Kongress bewilligt oder von Brüssel zur Verfügung gestellt werden. Nur diejenigen Nichtregierungsorganisationen, die Entwicklungshilfe im Sinne der »Demokratisierung« der Gesellschaft leisten, haben Zugang zu den Geldern. Darum entfaltet sich in diesem Bereich eine erhebliche Dynamik, ein bestimmtes politisches Denken zu verbreiten, welche viel wirksamer ist als die ganze Propaganda im Anschluss an den 11. September (wie sie etwa »Voice of Amerika« leistet, für die die Abteilung »Public Diplomacy« im Außenministerium zuständig ist; oder Maßnahmen wie die Einrichtung der Radiostationen »Sawa« und »Farda«, die in Arabisch und Persisch senden, ebenso wie dem arabischen Fernsehsender »Tele Hurra« als einem Gegengewicht zu »Al Dschasira«).

Der Großraum Mittlerer Osten schafft einen Binnenmarkt in den Ländern, um die es dabei geht. Das Programm zur Förderung der Zivilgesellschaft hat negative Auswirkungen, die noch wenig untersucht sind. Aber was wir in Zentralasien beobachten konnten, trifft auch auf den Mittleren Osten zu.10

Oft ist die »Zivilgesellschaft« eine künstliche Konstruktion mit wenig, wenn nicht gar negativem Einfluss auf die reale Gesellschaft. Die Zivilgesellschaft ist in erster Linie ein Markt: Die eingesetzten Gelder destabilisieren das Gleichgewicht zwischen den Mikromilieus (wovon vor allem die Universitäten betroffen sind),  weil sie ohne staatliche Vermittlung direkt auf den Markt fließen. Das erzeugt einen internen brain-drain,  ein »intellektuelles Ausbluten«. Die Universitätsangehörigen und die cleversten Unternehmer machen bei dem Programm mit. Wenn ein zweisprachiger Fahrer in Afghanistan oder Tadschikistan das Zwanzigfache dessen verdient, was ein Universitätsprofessor bekommt, verlassen die klügsten Köpfe die Universität und werden Fahrer. In Ägypten kann ein Universitätsprofessor durch die Beteiligung an einem »Demokratisierungs«-Programm sein Gehalt verdoppeln oder verdreifachen: Er schreibt Berichte, reist umher und besucht Konferenzen, was den Neid seiner Kollegen weckt, die weniger beschlagen im Englischen oder in der Kunst des Abfassens von Berichten sind. Die Akteure der Zivilgesellschaft werden geächtet von Kollegen, die weniger Glück hatten und schließlich autoritäre Regierungen unterstützen - das erklärt, warum es im Jahr 2000, als Saad Eddin Ibrahim in Kairo zu sieben Jahren Haft verurteilt wurde, weil er Gelder aus Washington angenommen hatte, in intellektuellen Kreisen, die ansonsten dem Regime durchaus kritisch gegenüberstehen, praktisch keinen Protest gab. Gleichzeitig verlassen demokratische Intellektuelle die Universitäten, da sie dank der Demokratisierungsprogramme anderswo mehr Geld verdienen können. Die Zivilgesellschaft wird zu einer Art künstlichem Schutzgebiet für eine vom Aussterben bedrohte Spezies: den demokratischen Intellektuellen, der von internationalen Institutionen wie »Amnesty«, »Reporter ohne Grenzen«, dem amerikanischen Außenministerium  und so weiter unter die Fittiche genommen wird. Viele verlassen im Laufe der Zeit ihr Land und arbeiten in eben diesen Organisationen mit.

Und schließlich hat die Politik der Privatisierung negative Effekte: Während der Amtszeit der zivilen Übergangsverwaltung im Irak unter Paul Bremer (2003 bis 2004) waren die ins Bildungsministerium entsandten amerikanischen Berater Experten für die Privatisierung der Universitäten, was den Zerfall der betreffenden Einrichtungen sicher beschleunigt hat. Wie beim Sturz des Kommunismus ging die Privatisierung Hand in Hand mit allgemeiner Korruption.




Das Scheitern der Demokratisierung von oben 

Dennoch entspricht die Demokratisierung dem Wunsch des Volkes, was an der Tatsache ablesbar ist, dass die Menschen wählen wollen, selbst wenn die Wahlen unter gefährlichen Umständen stattfinden (Afghanistan im Oktober 2004, Irak im Januar 2005). Warum sprechen wir dann trotzdem von Scheitern?

Der Hauptgrund ist der, dass die Neokonservativen wie auch die internationalen Organisationen die Demokratie einfach für eine Sache von Institutionen und Wahlen halten (das trifft auch für den Aufbau Europas aus der Sicht von Brüssel zu). Die Verfassung ist ein Ziel an sich, sie definiert ganz allein einen politischen Raum. Und so rechnete Washington damit, dass die amerikanischen  Truppen nach kurzen, aber harten Kämpfen mit offenen Armen empfangen würden.11 Die Menschen in Afghanistan und im Irak würden innerhalb von zwei oder drei Jahren eine funktionsfähige Demokratie und stabile Institutionen errichten. Die Wirtschaft würde, befreit von staatlichen Zwängen, einen unerhörten Aufschwung erleben. Die anderen Völker - Iraner, Syrer, aber auch Palästinenser und Saudis - würden neidisch auf die irakische Entwicklung blicken und sich ihrer Regime entledigen oder wenigstens Reformen durchsetzen. Da Demokratien untereinander keine Kriege führen, würden alle Israel anerkennen, demnach wäre Israels Sicherheit durch die Demokratisierung der arabischen Staaten garantiert. Terrorismus wäre keine Option mehr. Die Dominotheorie würde zugunsten des Westens funktionieren. Es ist verblüffend, in welchem Ausmaß sich die Neokonservativen durch historische Analogien lähmen ließen (etwa durch den Wiederaufbau Deutschlands und Japans nach 1945 oder den Zerfall des Sowjetreichs, der auf die Rollback-Politik von Ronald Reagan zurückgeführt wurde, an der im Übrigen viele heutige Neokonservative aktiv beteiligt waren).

Wenn man die Probleme des Mittleren Ostens mit kulturellen und gesellschaftlichen Blockaden erklärt, die man ignorieren kann oder umgehen muss, klammert man die politische Dimension der Probleme aus und vor allem alles Weitere, was mit der Politik der Vereinigten Staaten zu tun hat (Unzufriedenheit mit ihrer Dominanz in der Region und ihrer Tatenlosigkeit angesichts des israelisch-palästinensischen Konflikts).

Aber vor allem vergisst man, dass es keine Demokratie ohne politische Legitimität gibt. Denn politische Legitimität verlangt, dass die Akteure in der Geschichte, den Traditionen und dem sozialen Gefüge des Landes verwurzelt sind. Hier öffnet sich eine Kluft zwischen der »Zivilgesellschaft«, wie die Theoretiker der Demokratisierung sie sich vorstellen, und der realen Gesellschaft.

Der Theorie von der Demokratisierung fehlt die gesamte politische Dimension einer modernen Gesellschaft, das heißt der Staat, und die gesamte anthropologische Dichte einer traditionellen Gesellschaft. Die entscheidende Frage, die es zu klären gilt, betrifft die politische Legitimität jener Akteure, die auf einmal in den Vordergrund rücken und die neue Demokratie verkörpern sollen, wie etwa der Iraker Ahmed Chalabi. Gemäß der Doktrin der Zivilgesellschaft reicht es aus, dass die Akteure die Zivilgesellschaft repräsentieren, damit sie ipso facto legitim sind; doch meistens werden sie von der jeweiligen Bevölkerung entweder als eine neue Art von businessmen wahrgenommen oder als Agenten »des amerikanischen Imperialismus und des Zionismus«. Und wenn umgekehrt die Westler in ihnen »neue Menschen« zu erkennen glauben, übersehen sie häufig ihre Bindungen an Familienclans und Stämme, an eine ethnische Gruppe oder Gemeinschaft sowie eigene politische Überzeugungen, ohne die sie nichts wären.

Die Politik der Demokratisierung hat aber durchaus Wirkungen gezeigt. Sie hat dazu beigetragen, einen politischen Raum zu öffnen, und hat einer gewissen Zahl  von politischen Kräften erlaubt, sich zu Wort zu melden und Macht zu gewinnen. Dass es sich hauptsächlich um islamistische Bewegungen handelt, dürfte uns nicht überraschen, denn sie stützen sich auf die beiden Fundamente der politischen Legitimität in der Region: den Nationalismus und den Islam. Der große Irrtum der Amerikaner (und der Europäer) lag darin, dass sie sich die Demokratisierung bloß abstrakt vorgestellt und sie nicht mit Hilfe von politischer Legitimität verankert haben.

 

Eine andere Frage von großer Bedeutung ist die nach dem Staat: Die Regime sind zwar durchgehend verhasst, aber der Staat ist es nicht. Die Gesellschaften im Mittleren Osten sind gespalten zwischen kommunitären Bindungen12 und Etatismus, und sie glauben, ob zu Recht oder zu Unrecht, dass allein der Staat das auf gemeinschaftlicher Verwurzelung fußende System überwinden kann. Noch stärker ist das Gewicht des Staates in den Gesellschaften, die von Ölexporten leben (Irak, Saudi-Arabien, Iran, Algerien), denn nur der Staat kann die Einnahmen verteilen. Es ist schwer abzusehen, wie man diese Einnahmequelle privatisieren sollte. Das ist im Übrigen ein Hindernis für die Entwicklung einer nicht-klientelistischen Unternehmerklasse, die dem Projekt Großraum Mittlerer Osten zufolge die Grundlage der Demokratie darstellt. Kurzum, man darf den Staat und eine interne Reform des Staates nicht ausklammern, aber die Reform muss als politische Aufgabe begriffen werden und nicht als technokratische.

Ein dritter Punkt betrifft die Anthropologie der Gesellschaften und des Islam, wobei erstere die implizite Grammatik der politischen Solidaritätsbeziehungen enthält und letzterer den expliziten Diskurs zur Überwindung gesellschaftlicher Spaltungen. Wie soll man die Demokratie in Gesellschaften etablieren, in denen die Zugehörigkeit zu einem Stamm oder Clan von zentraler Bedeutung ist und man für den Vertreter einer Gruppe stimmt und nicht für ein politisches Programm? Die Parlamente in Afghanistan und Somalia sind darum weniger Artikulationsforen politischer Parteien als Versammlungsorte von Honoratioren, deren Rivalitäten die politische Szene lähmen und bis zum Bürgerkrieg ausarten können. Diese anthropologische Dimension der Gesellschaften wird jedoch ignoriert, sie gilt als Hindernis. Die Herausforderung besteht darin, eine Demokratisierungspolitik zu finden, die in der anthropologischen Realität der Gesellschaft verankert ist, aber sie bleibt oft unbeantwortet, und man springt vom einen zum anderen, ohne die Optionen klar zu formulieren: Entweder werden Wahlen durchgeführt, als wäre die politische Bühne mit gut strukturierten Parteien besetzt, die Regierungsprogramme vertreten, oder man macht es wie die Briten im Südirak und nimmt Zuflucht zu einer Politik der Kooptierung lokaler Honoratioren, die als Gegenleistung für ihre Loyalität verschiedene Vorteile erhalten. Kurzum, eine solche Demokratisierungspolitik erlaubt nicht, dass sich eine traditionelle Gesellschaft durch echte politische Institutionen artikuliert.

In Somalia wie in Afghanistan haben die Neofundamentalisten, das heißt die Taliban und die islamischen Gerichte, die Überwindung von Stammeskonflikten unter Berufung auf die Scharia angeregt. Außerdem ist festzustellen, dass die Neofundamentalisten, für die die Scharia der Schlüssel zur Gesellschaft ist, in Stammesgebieten und ländlichen Regionen Erfolg haben, vor allem bei den pakistanischen und afghanischen Paschtunen, in Somalia und sogar im Jemen, während die Islamisten, für die der Islam eine politische Ideologie darstellt, früher eher in den Städten Zulauf fanden. Beiden Gruppen ist es vor allem mit Reden über den Islam gelungen, die Spaltungen zwischen Clans und Klientelgefolgschaften zu überwinden.

Die im Namen säkularer Ideen oder eines »liberalen Islam« agierenden Radikalen zu bekämpfen, wäre allerdings nur dann sinnvoll, wenn es glaubwürdige andere Akteure gäbe, aber das trifft zumindest zum gegenwärtigen Zeitpunkt nur selten zu. Den politischen Islam  a priori zurückzuweisen, ist vollkommen illusorisch, zumal der Mobilisierungsdiskurs heute im Mittleren Osten »islamo-nationalistisch« ist, wie wir seit langem beobachten können. Die Berufung auf die Scharia erfolgt oft aus rein politischen Gründen - man will sich gegen das westliche Modell abgrenzen.

Tatsächlich geht es primär um nationalistische Gefühle: Reformen sind unmöglich, wenn sie sich nicht in eine nationale oder sogar nationalistische Perspektive einschreiben. Doch das amerikanische Projekt richtet sich eindeutig gegen den Nationalismus. Die Palästinenser  wurden von der Bush-Administration aufgefordert, zuerst ihre Gesellschaft zu demokratisieren, bevor ihnen ein eigener Staat zugestanden werden sollte. Dahinter steht der Gedanke, dass ein demokratisches Palästina sich einem demokratischen Israel schon annähern würde, weil beide dann die gleichen Werte teilten. Entlang dieser Illusion stößt das Projekt Großraum Mittlerer Osten an seine klarsten Grenzen. Für die Palästinenser besteht dabei das Problem darin, dass die Aufforderung, demokratisch zu werden, mit einem wachsenden territorialen Druck der Israelis einhergeht (Mauer, Kontrollposten auf den Straßen, Annektierung von Ostjerusalem, Siedlungsbau im Westjordanland) sowie mit einer Politik der Gewalt (Kommandounternehmen, Festnahmen, gezielte Tötungen), obwohl es Fälle eines Rückzugs gibt (zum Beispiel aus Gaza). Andererseits tun Israelis, Amerikaner und Europäer alles, um de facto, wenn schon nicht de jure, die Ergebnisse der palästinensischen Wahlen im Jahr 2006 ungültig zu machen, bei denen die Hamas siegte. Ohne in das kleinliche Rechten darüber zu verfallen, wer angefangen hat und wer für das Scheitern von Oslo verantwortlich ist (denn offensichtlich tragen die Palästinenser und vor allem ihre politischen Führer eine schwere Verantwortung), erscheint die Aufforderung der Bush-Administration, erst müssten Demokratisierung und Reform sich durchsetzen, bevor politische Forderungen gestellt werden könnten, als Versuch, der territorialen Frage und damit der nationalen Frage auszuweichen.

Die Position von Ayatollah Sistani, dem geistlichen  Oberhaupt der irakischen Schiiten, der die Wahlen unterstützt und auf einen frühen Termin gedrängt hat, zeigt exemplarisch die Schwäche des Großraumprojekts im Mittleren Osten: Ja zur Demokratie, aber zugleich sollen die Nation und der Islam verteidigt werden. Doch Ayatollah Sistani schweigt, seit der Irak immer mehr in den Bürgerkrieg abgleitet.

 

Schließlich fehlen der Politik der Demokratisierung noch die geeigneten Werkzeuge und Schaltstellen. Natürlich hat der amerikanische diplomatische Apparat an der Verbreitung der Demokratie gearbeitet, Treffen mit Oppositionellen arrangiert, Einladungen und Konferenzen organisiert, sich um den Schutz der Menschenrechte bemüht, aber auch da springen die Widersprüche ins Auge. So fand beispielsweise im April 2005 an der Universität Berkeley eine Konferenz über »Islam und Demokratie« statt, zu der die Organisatoren (darunter auch ich) unter anderem Nadia Yacine, die Tochter des Chefs der marokkanischen islamistischen Organisation »Al Adl wal Ihsan«, und Tariq Ramadan eingeladen hatten. Nadia Yacine erhielt problemlos ihr Visum und eine Sonderbehandlung durch die amerikanische Botschaft in Rabat, was der Botschafterin den Zorn des Palastes einbrachte. Tariq Ramadan hingegen wurde das Visum verweigert mit Hinweis auf den Kampf gegen den Terrorismus. Ohne hier die Positionen der beiden Personen im Einzelnen zu analysieren, ist offensichtlich, dass eine willkürliche, künstliche Unterscheidung vorgenommen wurde: Nadia Yacine wurde nach  dem Stichwort »Demokratisierung« behandelt, Tariq Ramadan nach dem Stichwort »Kampf gegen den Terrorismus«. Und das ist keineswegs ein Einzelfall: Der Kampf gegen den Terrorismus, der bürokratisch und mit polizeilichen Mitteln geführt wird, gerät in Widerspruch zur Politik der Demokratisierung und des Respekts der Menschenrechte, ohne dass er deshalb an Effizienz gewinnen würde, wie das Beispiel des Gefangenenlagers in Guantanamo zeigt.

Der gleiche Widerspruch findet sich im Verhalten der Streitkräfte vor Ort, die außerhalb jedes politischen Rahmens der Demokratisierung operieren. In Afghanistan beispielsweise setzt die Armee auf die lokalen Kriegsherren, während die Botschaft politische Parteien zu installieren versucht. Im Irak feuert die Armee am 28. April 2003 auf Demonstranten in Falludscha, weil sie nicht Staatsbürger vor sich sieht, die man soeben befreit hat, sondern Feinde. Mit einer einzigen Aktion bricht ein unüberwindlicher Graben zwischen Sunniten und Amerikanern auf, und der Vorfall markiert den Beginn des bewaffneten Widerstandes. Die Hypertrophie und die Bürokratisierung des Militärs in den Vereinigten Staaten haben eine ganze Reihe negativer Effekte: die Unfähigkeit der amerikanischen Streitkräfte, einen politischen Krieg zu führen, dessen Ziel nicht die Vernichtung des Feindes ist, sondern der politische Wiederaufbau eines Landes; Kampfmethoden, die für einen Krieg von geringer Intensität ungeeignet sind, ebenso wie unpassendes Material und eine nicht adäquate Ausbildung der Armee; die Unfähigkeit, legitime politische  Vermittlungsinstanzen in den Gesellschaften zu finden, in denen sich stattdessen die Armee ausbreitet.

Häufig rühren diese Fehler von ideologischen Vorurteilen her: Die Streitkräfte waren nicht auf einen langen Kampf gegen Guerillatruppen vorbereitet, weil nach herrschender Lehre die Hauptgefahr vom Regime Saddam Husseins ausging, dem Tyrannen, der mittels einer mächtigen Armee über ein Volk herrschte, das nur den einen Wunsch hatte, dass von außen ein Befreier kommen möge. Dieser Sichtweise entsprechend musste man intensiv und punktuell eine massive Feuerkraft entfalten, um einen Feind auszuschalten, der zu einer Bedrohung des Weltfriedens erklärt wurde. Anschließend, wenn der Sieg einmal errungen wäre, bräuchte man sich nur zurückzuziehen, denn das irakische Volk, voller Freude und Dankbarkeit gegenüber den Amerikanern ob seiner Befreiung, würde auf der Stelle sein eigenes Schicksal in die Hand nehmen und eine rechtsstaatliche Demokratie errichten, die alle Nachbarn vor Neid erblassen ließe. Doch die amerikanische Armee war ein weiteres Mal außerstande, die Nachkriegssituation zu bewältigen, zumal die Wiederaufbaupläne für den Irak nicht funktionierten.




Die Rückkehr zu einer Politik der Eindämmung oder der Vernichtung des Islamismus 

Das Scheitern der Demokratisierungspolitik öffnet einer falschen Alternative die Tür: der Rückkehr zu einer Realpolitik, die auf Verhandlungen und Machtdemonstrationen zwischen den Staaten gründet, unabhängig von ihrer Regierungsform (das ist der Leitgedanke des Baker-Berichts vom November 2006). Damit einher geht die Neudefinition eines globalen ideologischen Feindes in Kontinuität zum »Krieg gegen den Terrorismus«, der nun der Islamismus ist beziehungsweise der Islam selbst.

Nach dem Scheitern der Neokonservativen stehen sich in der heutigen Debatte »Realisten« und »kompromisslose Antifundamentalisten« gegenüber. Beide stimmen darin überein, dass es nötig ist, die vorhandenen autoritären Regime zu unterstützen, aber sie begründen das jeweils unterschiedlich. Für die Realisten sind die Ideologien vor allem Maskierungen, die nationale Interessen oder schlichte Machtstrategien kaschieren. Keine Ideologie ist jedoch in der Lage, auf Dauer nationale oder ethnische Identitäten zu überwinden. Deshalb muss gekämpft und/oder verhandelt werden, entsprechend den strategischen Interessen und den Machtverhältnissen vor Ort. Demokratisierung ist ein leerer Begriff, nicht weil man die Demokratie ablehnt, sondern weil man nicht weiß, wie man sie exportieren könnte. Mehrere bekannte Neokonservative wie der ehemalige UNO-Botschafter John Bolton  sind schließlich zu dieser Form des Realismus umgeschwenkt.

Umgekehrt sehen die Antifundamentalisten - egal ob sie von rechts kommen, wie Philippe de Villiers (der Westen ist christlich), oder von links wie Philippe Val (der Westen verkörpert die Säkularisation) - im Islamismus beziehungsweise im Islam sehr wohl eine globale ideologische Bedrohung. Ihrer Ansicht nach wird die Demokratie in der muslimischen Welt erst nach einer mehr oder weniger langen Phase der autoritären Säkularisation möglich sein, während der die Islamisten vernichtet werden.

Realisten und Antifundamentalisten sind sich also darin einig, dass sie für die Unterstützung autoritärer laizistischer Regime plädieren, und lehnen jede demokratische Öffnung ab, die die Islamisten an die Schwelle der Macht bringen könnte. Daher auch die Weigerung, mit der Hamas zu verhandeln, die 2006 die Wahlen gewonnen hatte. Aber die kompromisslosen Antifundamentalisten gehen weiter, sie wollen den Kampf gegen den »Islamismus«, der als die letzte Ideologie dargestellt wird, die noch die abendländischen Werte bedroht. Der amerikanische Präsident Bush hat 2006 in manchen Reden vom »islamischen Faschismus« gesprochen, gleichzeitig am Konzept des Krieges gegen den »weltweiten Terrorismus« festgehalten und es abgelehnt, mit Regimen oder Organisationen zu verhandeln, die vom Außenministerium als »terroristisch« eingestuft wurden. Die Begriffe »Islamismus«, »islamischer Radikalismus«, »Terrorismus« und  »Fundamentalismus« werden also mehr oder weniger synonym verwendet und immer mit der Vorstellung verbunden, dass es einen muslimischen Sonderstatus gibt, eine Besonderheit der Religion, die Gewalt begünstigt.

Deshalb gilt - um noch einmal aufzugreifen, was wir am Anfang dieses Buches gesagt haben -, wenn man einen Feind bekämpfen will, muss man ihn erst identifizieren und sich für eine geeignete Strategie entscheiden. Die mehr oder weniger bewusst vollzogene Vermischung der genannten Begriffe verhindert jedoch gerade die Definition einer globalen Strategie und erklärt stattdessen zwei andere Dinge: einmal die Heftigkeit und Leidenschaft, mit der die Debatte geführt wird, welche immer vage und manchmal auch hysterisch ist, und dann die offenkundige Ohnmacht, der Wirklichkeit entsprechend zu handeln, weil man unfähig ist, eine kohärente Politik zu definieren. Eine solche Politik müsste die verschiedenen Imperative berücksichtigen, die konstitutiv sind für die Werte des Westens, den man verteidigen möchte, nämlich Freiheit, Integration, Sicherheit, Identität.

Es stellt sich daher die Frage, ob man die Rolle des Islam und die Konflikte im Mittleren Osten überhaupt unter geostrategischen Gesichtspunkten analysieren kann.

 

In der ideologischen Vision der Antifundamentalisten und der Anhänger der Theorie vom Zusammenprall der Kulturen lassen sich hinsichtlich einer »islamischen Bedrohung«  vier Ebenen unterscheiden, die allerdings nicht stringent präsentiert werden:• der Terrorismus als eine militärische Avantgarde, die durch gezielte Aktionen die Säulen des Westens untergräbt und dabei vorrangig Symbole auswählt und weniger die materielle Zerstörung sucht;
• die Islamisten, die eine politische Konstruktion fordern (islamischer Staat, Kalifat);
• die »Fundamentalisten« (die ich Neofundamentalisten nenne), die die Scharia durchsetzen wollen;
• die »kulturellen« Muslime, die den Multikulturalismus oder kommunitäre Orientierungen verfechten und die zwar selbst nicht gewalttätig sind, aber den drei erstgenannten Gruppen den Weg bereiten, indem sie beispielsweise das Tragen des Schleiers verteidigen.



Diese vier Ebenen werden im Allgemeinen durch eine ungenaue Verwendung von Begriffen wie »Islamisten«, »Radikale« und »Fundamentalisten« vermischt, und je nach Vorliebe der Autoren werden so unterschiedliche Personen wie Al-Qaida-Chef Bin Laden, der europäische muslimische Intellektuelle Tariq Ramadan, der türkische Ministerpräsident Tayyip Erdogan oder der den Muslimbrüdern nahestehende Geistliche Scheich Qaradawi dazugezählt. Die Muslime in Europa erscheinen in diesem Kontext als eine mögliche fünfte Kolonne.

Ich vertrete die Ansicht, dass es zwar Übergänge und Vermischungen gibt, die vier Ebenen aber unvereinbar  nebeneinanderstehen, sich in unterschiedlichen Räumen entwickeln, auf Aporien beruhen und nur in instabilen Systemen zur Entfaltung kommen; sie bringen einen Übergang und eine Spannung zwischen Entterritorialisierung und Dekulturation einerseits und Re-Territorialisierung und Akkulturation andererseits zum Ausdruck (wobei Letzteres für die Muslime im Westen so viel wie Verwestlichung bedeutet).13

Die geografische Verteilung der Rekruten von Al Qaida ist nicht deckungsgleich mit den Konfliktregionen im Mittleren Osten, denn bei Al Qaida findet man vorwiegend junge europäische Muslime der zweiten Generation und Konvertiten, aber weder Palästinenser noch Afghanen und sehr wenige Menschen aus dem Mittleren Osten. Die Islamisten wie etwa die arabischen Muslimbrüder haben mit dem internationalen Terrorismus nichts zu tun. Die Neofundamentalisten suchen sich ihre Gefolgsleute nicht im traditionellen Milieu, sondern bei Migranten und Flüchtlingen, in der »zweiten Generation«, in neuen sozialen Schichten oder bei Stämmen, die im Umbruch begriffen sind. Und schließlich bedeutet die Hinwendung zum Multikulturalismus keineswegs den Import fremder Kulturen, sondern drückt den Versuch aus, eine ethnisch-religiöse Gemeinschaft neu zu begründen in einem westlichen Kontext, der Säkularisierung und Dekulturation erzwungen hat.

Wenn man die genannten vier Ebenen miteinander verknüpft, als stellten sie ein globales strategisches Phänomen dar, hat das zur Folge, dass man in der konkreten  Situation nicht damit umgehen kann. Und insofern in Europa eine Radikalisierung des Islam stattfindet, hängt das sehr viel mehr mit Phänomenen der Globalisierung und der Dekulturation zusammen als mit der Diaspora-Situation des Islam, das heißt mit den Verbindungen zu den Herkunftsländern und -kulturen.


Der Terrorismus 

Die Formulierung »internationaler Terrorismus« ist in strategischer Hinsicht inhaltsleer. Die Bush-Administration hat, als sie dem Terrorismus den totalen Krieg erklärte, eine moralische Kategorie daraus gemacht: der internationale Terrorismus als das absolut Böse, losgelöst von jedem gesellschaftlichen, strategischen oder einfach politischen Kontext. Anscheinend gibt es dabei nichts zu verstehen, denn verstehen würde schon entschuldigen bedeuten (diesen Gedanken findet man auch in der Diskussion über Kriminalität). Ganz offensichtlich scheren sich die Sicherheits- und Verteidigungsinstitutionen nicht um dieses moralische Verdikt und geben viele Millionen Dollar aus für den Versuch, es doch zu verstehen (und sie selbst werden dabei bestens verstanden!).

Immer wieder stoßen wir auf das Problem zu definieren, was Terrorismus ist, aber um es zu lösen, muss man eher die geostrategische Dimension in Betracht ziehen als die juristische. In rechtlicher und moralischer  Hinsicht kann man Terrorismus definieren als jede Form des gezielten Angriffs auf unschuldige Zivilisten mit der Absicht, auf eine Regierung oder eine Gesellschaft Druck auszuüben. Diese Definition kann zum Beispiel die Grundlage für das Vorgehen gegen die beteiligten Personen abgeben. Doch in politischer und geostrategischer Hinsicht ist eine solche Definition unzureichend, hier muss man die Zielsetzung des Terrorismus berücksichtigen.

Wir haben es heute mit zwei Formen von Terrorismus zu tun: dem Terrorismus einer nationalen Bewegung (wie es bei der IRA in Irland der Fall war und heute bei der baskischen ETA, den Palästinensern und den Tschetschenen der Fall ist) und dem Terrorismus, der sich in einem globalisierten, entterritorialisierten Raum entfaltet (Al Qaida). Ersterer schreibt sich in einen genau umrissenen territorialen Rahmen ein (im Allgemeinen ist es für die beiden Protagonisten derselbe), und er hat klar definierte politische Ziele: einen Staat und ein Staatsgebiet. Der Terrorismus ist hier Mittel und nicht Zweck. Gewalt wird von beiden Seiten ausgeübt, allerdings mit unterschiedlichem Hintergrund, was zu der unendlichen Debatte über die Bezeichnung »Staatsterrorismus« führt. Wenn man den Begriff übernimmt, verschwindet das Konzept des Terrorismus und überlässt das Feld einer beliebigen politischen Gewalt, bei der das einzige Kriterium für »Gerechtigkeit« der juristische Rahmen ist, in dem sie stattfindet. Dass die Mittel und Ziele (zum Beispiel das Verschwinden des Staates Israel, selbst in der abgeschwächten  Version, die lediglich die Beseitigung der jüdischen Identität des Staates vorsieht) für den Staat und die Gesellschaft, gegen die sich der Terrorismus richtet, nicht akzeptabel sind (und darüber hinaus oft auch kontraproduktiv), ändert nichts daran, dass man sich im selben Raum bewegt und für die gleiche Sache kämpft: für Land, für eine nationale Identität und für den Staat. Verhandeln ist immer möglich, und es ist unbedingt wünschenswert. Demgegenüber will der transnationale Terrorismus vom Typ Al Qaida das »System« insgesamt angreifen: Er hat keine konkreten Ziele und setzt sehr viel mehr auf Propaganda als auf Taten. Hier gibt es nichts zu verhandeln, denn man bewegt sich in zwei unterschiedlichen Sphären.

Darum beraubt man sich der Möglichkeit zu handeln, wenn man nicht zwischen primär politischen und primär terroristischen Bewegungen unterscheidet. Man kann unmöglich die ganze Welt angreifen, weil man nicht über das militärische Instrumentarium dafür verfügt: Man kann nicht gleichzeitig gegen Al Qaida, die Taliban, die Hisbollah, die Hamas, gegen Syrien und den Iran Krieg führen (und außerdem noch gegen die Muslimbrüder, die verschleierten Frauen und die Imame in den Vorstädten vorgehen). Gleichzeitig verbietet man sich, die Konflikte in Abhängigkeit von der Bedrohung zu klassifizieren, die sie darstellen, und lehnt es vor allem ab, mit den Bewegungen oder den Staaten zu verhandeln, mit denen man einen Konflikt wirksam beilegen könnte. Oder man verhandelt im Geheimen ganz losgelöst von Prinzipien, nach der Logik  der Geheimdienste, das heißt mit Korruption und Winkelzügen, wie in der Iran-Contra-Affäre (als Personen aus dem Umfeld von Präsident Reagan trotz des Embargos Waffen an den Iran verkauften, um die antisandinistischen »Contras« in Nicaragua zu finanzieren) oder bei bestimmen Verhandlungen über Geiselbefreiungen. Den hehren Worten steht prinzipienloses Handeln gegenüber, was dazu beiträgt, die Idee vom gerechten Kampf zu diskreditieren. Wenn man den Terrorismus so umfassend definiert, dann ist die Aussage, dass es keinen Kompromiss mit Terroristen geben kann, nur ein frommer Bluff. 1956 wurde Nasser noch als »neuer Hitler« gebrandmarkt, und zwanzig Jahre später hat man seinen Nachfolger Sadat, der auf einen Frieden mit Israel hinarbeitete, beweihräuchert. In den siebziger Jahren sah man in Arafat einen Terroristen, und 2007 bekam sein Nachfolger Mahmud Abbas Unterstützung gegen die Hamas. Und bald wird man sich dazu durchringen müssen, mit der Hamas und der Hisbollah zu verhandeln, um dem Vormarsch von Al Qaida in den Libanon und nach Palästina Einhalt zu gebieten.

Konkret bedeutet das vor dem Hintergrund der aktuellen Situation im Mittleren Osten: Wenn man die Unabhängigkeit des Libanon wiederherstellen, die Achse Hisbollah-Damaskus-Teheran und die Achse Hisbollah-Hamas zerbrechen will, dann muss man mit einem Teil der Akteure verhandeln. Dabei muss man sich frei machen von ihrer Verortung auf der »Terrorismus«-Skala und sich stattdessen darauf konzentrieren,  sie in die für alle Akteure am ehesten akzeptable und darum stabilste politische Lösung einzubinden. Genau aus diesem Grund führten die Israelis Geheimverhandlungen mit Syrien unter Baschar al-Assad zu einem Zeitpunkt, als die Europäer 2006 das syrische Regime mit einem Bann belegten, weil sie ihm (zu Recht) vorwarfen, verantwortlich für den Mord an dem ehemaligen libanesischen Premierminister Rafik Hariri zu sein.14

Die Position moralischer Kompromisslosigkeit führt zu Ohnmacht.


Islamismus und Neofundamentalismus 

Der Begriff »Islamismus« steht heute im öffentlichen Sprachgebrauch für jede Form des islamischen Radikalismus. Wir sind machtlos gegen Bedeutungsverschiebungen von Wörtern, aber es kann hilfreich sein zu präzisieren, wie man bestimmte Wörter gebraucht. Kommen wir auf die ursprüngliche Vorstellung zurück. Islamismus im strengen Sinn meint nach meinem Verständnis die politische Ideologisierung des Islam nach dem Vorbild der großen politischen Ideologien des 20. Jahrhunderts (Marxismus, Faschismus, aber nicht der Nationalsozialismus), und das hat mit Terrorismus nichts zu tun.

Das Scheitern des politischen Islam geht nicht auf das Konto seiner militanten Anhänger, sondern betrifft  vielmehr die Ideologie, die hinter der Schaffung eines islamischen Staates steht - wobei mit letzterem ein Staat gemeint ist, der in der Lage sein könnte, effiziente und legitime politische Institutionen zu errichten sowie soziale Gerechtigkeit und wirtschaftliche Entwicklung zu gewährleisten (bei diesem Modell ist die Scharia den Institutionen untergeordnet). Doch das funktioniert nicht, wie alle Situationen nach einem Sieg gezeigt haben (Iran, Afghanistan), und zwar aus vielfältigen Gründen: Politische und nationale Orientierungen des Denkens und Handelns, sogar ethnische und tribale, gewinnen die Oberhand über die Ideologie; die Gesellschaften werden säkular, weil die religiöse Ideologie in einer Sackgasse steckt. Die Korruption führt den Mythos vom tugendhaften Herrscher ad absurdum und so weiter. Deshalb bleiben den Islamisten nur zwei Möglichkeiten: der Übergang zu einer muslimischen Demokratie in Anlehnung an die christliche Demokratie (aber eher nach bayerischem als nach neapolitanischem Modell) - das ist der Weg, den die Türkei mit der AKP und Ministerpräsident Erdogan beschritten hat; oder die Hinwendung zu einem Neofundamentalismus, der sich weder für den Staat noch für die Nation interessiert, sondern die Transformation des Individuums nach einem rigiden Modell der Religion vorantreibt, die als strikte Anwendung der Scharia definiert wird.

Der Neofundamentalismus war zunächst eher antikommunistisch als antiwestlich und radikalisierte sich im Gefolge des Post-Islamismus, indem er die militante antiwestliche Tradition aufnahm, die bei den Islamisten  verblasste. Er umfasste gleichermaßen die afghanischen Taliban und Al Qaida, den saudischen Wahhabismus (jene Ende des 18. Jahrhunderts von Abdul Wahhab begründete buchstabengläubige Schule, die sich mit der Saud-Dynastie verbündet hat), die Salafisten jeglicher Couleur, die einzig auf den Koran und die Worte des Propheten rekurrieren wollen, die 1926 gegründete Tabligh-Bewegung, die die Muslime zum »wahren« Islam zurückführen wollte, und so weiter. Dieser per definitionem  entterritorialisierte und dekulturierte Neofundamentalismus passt perfekt zur Globalisierung, und das erklärt seinen Erfolg.

Zwei Richtungen sind zu unterscheiden: Eine konservative, apolitische, aber in kultureller Hinsicht separatistische Richtung hängt dem Konzept des Multikulturalismus an. Eine zweite dschihadistische Richtung nimmt das Erbe der antiimperialistischen Gewalt der europäischen extremen Linken auf, kann aber auch Gemeinsamkeiten mit einer antisemitischen und antimodernistischen extremen Rechten finden. Die dschihadistische Radikalisierung betrifft die »Entterritorialisierten«, das heißt jene, die ihr Handeln nicht in einem nationalen, territorialen Rahmen verorten. Das ist das Modell Al Qaida.

Natürlich existieren keine hermetischen Grenzen zwischen diesen Strömungen, und die Wege von Einzelnen können in die eine Richtung (zur Demokratie: Erdogan) oder in die andere (zum Terrorismus: Ayman al Zawahiri) führen. Aber es wird keine Demokratisierung der muslimischen Welt geben ohne Integration der  Islamisten, die sich für den ersten Weg entschieden haben, den Weg der politischen Integration und der Demokratie. Was immer man ihnen unterstellt, stets wird dabei übersehen, dass ein Politiker weniger durch festgefügte Überzeugungen bestimmt ist als durch die Verinnerlichung der politischen Spielregeln. Man muss wählen zwischen Erdogan und den Taliban.

Für die Verfechter einer durch und durch laizistischen Demokratie besteht das Problem darin, dass gegenwärtig eine demokratische Alternative zu den gemäßigten Islamisten nicht in Sicht ist. Wenn wie im Maghreb die Spannung zwischen Laizisten und Islamisten groß ist, neigen Erstere eher dazu, sich starken Regimen anzuschließen oder ins Exil zu gehen. Im Mittleren Osten hingegen ist diese Spannung praktisch verschwunden: Der Konflikt zwischen Hamas und Fatah hat keinen ideologischen Charakter, dabei stehen sich nicht zwei verschiedene Modelle für eine palästinensische Gesellschaft gegenüber. Die laizistischen Nationalisten gehören zum selben Lager wie die Islamisten. Anders gesagt: Die Kluft hat nichts mit der Scharia zu tun. Ob im Libanon, wo die Christen unter General Aoun sich mit der Hisbollah verbündet haben, oder in Palästina, wo Christen sich den Sunniten angenähert haben, in der Türkei, wo die nationalistische extreme Rechte die radikal antiwestliche Gewalt verkörpert, im Irak, wo die Kluft zwischen Schiiten und Sunniten verläuft oder zwischen Kurden und Arabern, aber jedenfalls nicht zwischen Laizisten und Islamisten: Immer gehorchen die Konflikte einer Logik, die nicht viel mit Ideologie  zu tun hat. Im Mittleren Osten ist nicht ein einziger Konflikt durch den Gegensatz von Laizisten und Islamisten zu erklären. Dass nationalistische Intellektuelle in Pakistan und Ägypten im Namen von Authentizität und aus dem Widerstand gegen westliche Einflüsse heraus mit islamistischen Bewegungen liebäugeln, ist verblüffend: Die Mehrheit der pakistanischen Intellektuellen hat das amerikanische Vorgehen gegen die Taliban abgelehnt; in Ägypten haben nur wenige Intellektuelle gegen den »Homosexuellen«-Prozess im Jahr 2005 protestiert, aber viele haben ihr Unverständnis über das französische Verbot, an Schulen einen Schleier zu tragen, zum Ausdruck gebracht. Indem die Fundamentalisten und die autoritären Regime die Verbote als Verteidigung kultureller und sozialer Werte und nicht als eine rein religiöse Norm definieren, mobilisieren sie eine Öffentlichkeit, die weit über die islamistische Basis hinausgeht. Kurzum, man kann die Liste dieser Beispiele beliebig verlängern, doch nirgendwo im Mittleren Osten finden wir die Situation, dass sich Islamisten einerseits und laizistische Demokraten andererseits in einem Konflikt gegenüberstehen. Wer jedoch Fernsehtalkshows in Europa ansieht, kann durchaus den Eindruck gewinnen, dass dies die dominierende Spaltungslinie sei.

Die Verfechter der Realpolitik wie die Anhänger des autoritären Laizismus sind mit dem Problem einer strukturellen Schwäche laizistischer Diktaturen konfrontiert. Diese verschärfen existierende Spannungen, weil sie jede Möglichkeit eines dritten Weges zwischen  Diktatur und Islamismus verhindern. In dem Spiel »Ich oder der Islamismus« erscheinen die Islamisten der Bevölkerung bald als die einzige glaubwürdige Opposition. Laizistisch-diktatorische Regime sind nicht länger Bollwerke gegen eine Islamisierung, die sich immer öfter demokratisch gibt (Tunesien, Saudi-Arabien, Jordanien, Ägypten). Zudem zögern sie nicht, selbst auf die islamistische Karte zu setzen und konservativen Ulemas entgegenzukommen, obwohl sie die äußeren Zeichen des Islam ablehnen (Verbot des Schleiers in Tunesien). Sie beeinträchtigen die wirtschaftliche Entwicklung, weil die Korruptheit der herrschenden Eliten in vielen Fällen verhindert, dass eine nationale Unternehmerklasse entsteht und ausländische Investitionen ins Land kommen. Um Legitimität zu erlangen, setzen sie oftmals auf einen antiwestlichen Nationalismus (Syrien, auch Algerien für Frankreich), selbst wenn die politischen Führer vorgeben, sie unterhielten beste Beziehungen zu ihren europäischen und insbesondere zu den französischen Kollegen (Algerien, Ägypten). Der Maghreb wird wieder zu einem fruchtbaren Land für islamischen Protest in all seinen Formen, und Tunesien ist gewiss eines der schwächsten Glieder.

 

Welchen Einfluss haben nun aber die islamistischen Bewegungen? In einer kritischen Situation, das heißt wenn auf Jahre der Spannungen und Korruption plötzlich freie Wahlen folgen, können sie bis zu fünfzig Prozent und sogar mehr erreichen, so etwa in Algerien 1990/ 1991 und in Palästina 2006, außer wenn die Wahl auf  kommunitärer Basis stattfindet und nicht auf ideologischer wie im Irak 2006. So würde es wohl auch in Marokko und Ägypten aussehen, wenn kurzfristig Wahlen stattfinden sollten. Aber in einer politisch stabilen Situation kommen die Islamisten auf nicht mehr als rund zwanzig Prozent (das höchste Ergebnis der Refah in der Türkei und das Ergebnis von Ahmadinedschad im Iran beim ersten Wahlgang der Präsidentschaftswahlen im Juni 2005). Wenn sie mehr wollen, müssen die Islamisten entweder in eine Koalition eintreten oder um Stimmen jenseits ihrer traditionellen Basis werben. Und dafür muss ihr Programm anderes enthalten als die Scharia und den islamistischen Staat: Deshalb hat die türkische AKP mit dem Erbe der Refah-Partei gebrochen und konnte daraufhin die Wahlen 2002 mit 34,3 Prozent gewinnen. Ganz offensichtlich wollten die Palästinenser, die 2006 für die Hamas stimmten, weder die Zerstörung Israels noch die Scharia, sondern eine gute Regierungsführung, genau wie die Iraner, die Ahmadinedschad im zweiten Wahlgang 2005 ihre Stimme gaben. Das Thema der guten Regierungsführung und des Kampfs gegen Korruption, verbunden mit der Verteidigung der Nation und dem Widerstand gegen amerikanischen Einfluss, wird noch lange wichtig bleiben.

Nur die allmähliche Öffnung der politischen Szene mit Wiederherstellung der Meinungsfreiheit und Errichtung einer echten Rechtsordnung wird gemäßigte Islamisten dazu bringen, die Demokratie und den Rechtsstaat zu akzeptieren.


Die Scharia und der Totalitarismus 

Oft wird von der Scharia gesprochen, als wäre sie Ausdruck des islamischen Totalitarismus. Hier herrscht totale Verwirrung. Man kann die Scharia als anachronistisch und antifeministisch ablehnen, aber sie ist in jedem Fall eine Rechtsordnung mit Normen und Auslegungen.

Die Scharia ist nicht an sich willkürlich, sondern sie definiert einen Raum des Rechts, insbesondere in der Privatsphäre (wofür der Begriff haram steht). Sie ist eine Rechtsordnung, die sich als unabhängig vom positiven Recht versteht, also vom Staat, ganz gleich, wie die Politik des Staates aussieht, und das gilt auch im Fall eines islamischen Staats. In den Augen der Neofundamentalisten kann der Staat nur erklären, dass die Scharia das geltende Gesetz ist, und dann muss er aufhören, Gesetze zu machen, von der Behandlung zweitrangiger Fragen abgesehen. Die vollständige Anwendung der Scharia bedeutet das Ende des allmächtigen Staates, weshalb sie unvereinbar ist mit einer totalitären Ordnung im eigentlichen Sinn. Totalitarismus kann nur in einem Staat bestehen, der in der Lage ist, durch einen Propaganda- und Kontrollapparat die Herrschaft über das Denken sicherzustellen (obwohl wir heute wissen, wie viele Löcher der bürokratische Apparat im Sowjetund im NS-System hatte). Daher hat noch nie eine Gesellschaft wirklich vollständig nach der Scharia gelebt, weil kein Machthaber bereit ist, Selbstmord zu begehen. Die Scharia-Gesellschaft ist ein Mythos - für die  einen ein Alptraum, für die anderen eine Utopie. Die Scharia ist dazu bestimmt, die Aporie eines jeden Staates zu bleiben, der sich auf den Islam beruft. Auf drei Wegen haben islamische Staaten versucht, dieses Problem zu lösen:• indem sie die Scharia auf das Personenstandsrecht, das Familienrecht und all das begrenzten, was mit Sitten zu tun hat, während sie alles Übrige dem positiven Recht unterstellten (das ist bis heute der häufigste Kompromiss);
• indem sie die Regeln des Zugangs zur Macht komplett von der Scharia lösten und sie dann zum Rechtssystem des jeweiligen Staates erklärten. Das ist die saudische Lösung. Sie ist offensichtlich schizophren, weil die Macht der Dynastie auf diese Weise als nur zufällig und nicht im Recht selbst begründet erscheint. Es ist auch die Lösung der Taliban in Afghanistan;
• indem sie betonen, dass die politische Logik auch im islamischen Staat Vorrang vor der Logik der Scharia hat: Für diese Version hat sich Ayatollah Khomeini im Iran wiederholt entschieden (1987 Verbot der Pilgerfahrt, obwohl sie eine religiöse Pflicht ist; Zulassung nächtlicher Durchsuchungen, obwohl dabei ein Mann mit einer nicht verschleierten Frau in Kontakt kommen kann, wenn nicht gar noch Schlimmeres möglich ist).



Die Unmöglichkeit, eine Gesellschaft allein in der Scharia wurzeln zu lassen, stellt offenkundig eine Quelle von Spannungen dar und erlaubt zunehmend radikaleren Gruppen, die Anwendung der Scharia zu verkünden. Aber das erklärt auch, warum man unvermeidlich zur Frage der Familie zurückkehrt, das heißt zur Stellung der Frau, denn beide Aspekte bieten in einer modernen Gesellschaft der Scharia letztendlich den einzigen Freiraum. Die Stellung der Frau und der Abfall vom Glauben sind die beiden und einzigen Prüfsteine bei der Frage, ob der Islam mit den »westlichen Werten« vereinbar ist.


Der kulturelle Islam und der Mythos von Eurabia 

Eine ganze Reihe kürzlich erschienener Bücher behandelt das Thema der Islamisierung Europas.15 Die Autoren vertreten eine klar geostrategische Sichtweise: Demnach haben wir es mit einer tektonischen Verschiebung zu tun, bei der sich der Mittlere Osten durch demografische Expansion territorial nach Europa ausdehnt. Das ergibt nur dann einen Sinn, wenn man jeden Menschen muslimischer Herkunft als Träger einer Art von genetischem Atavismus betrachtet, einer verinnerlichten muslimischen Kultur, deren Wertvorstellungen mit den westlichen unvereinbar wären.

Diese essentialistische, künstliche Sicht grenzt an einen Rassismus, wie er in Oriana Fallacis Buch Die  Wut und der Stolz ungezügelt zum Ausdruck kommt, und blendet offenkundig die tiefgreifende Veränderung des Islam und der Muslime als einer Konsequenz von Mobilität und Globalisierung aus. Denn auch eine vermeintlich festgefügte islamische Kultur entgeht den Veränderungen, Umgestaltungen, Synkretismen und der Dekulturation infolge der Globalisierung nicht; diese Prozesse hinterlassen Spuren, wobei es zu Spannungen und Gewalt kommen kann. Die Umwälzungen im Islam sind somit eher die Folgen einer oft stürmischen Integration. Der moderne Salafismus ist gleichermaßen die Konsequenz wie auch die Antriebskraft der Dekulturation, keineswegs bringt er die Reaktion einer traditionellen Gesellschaft zum Ausdruck, die die Modernisierung ablehnt.

Die Vorstellung, dass Europa definitionsgemäß den Liberalismus verkörpert und der Islam den Konservatismus, verzerrt die Debatte über die westlichen Werte heute, denn dort stehen sich nicht Orient und Okzident gegenüber, sondern, unter anderem, Abtreibungsgegner und Abtreibungsbefürworter, diejenigen, die für die Homosexuellen-Ehe sind, und jene, die dagegen sind, die Anhänger der absoluten Freiheit des Menschen und andere, die eine natürliche oder göttliche Ordnung bewahren wollen, insbesondere in der Bioethik und im Bereich der Meinungsfreiheit. Koalitionen, oft in unterschiedlicher Konstellation, bilden sich rund um die Verteidigung solcher Werte, und man findet auch »Westler« (Katholiken, Protestanten und Juden) im gleichen Lager mit Muslimen. Die interreligiöse Erklärung von  Lyon gegen die Homosexuellen-Ehe, die im Februar 2007 vom Lyoner Erzbischof Philippe Barbarin formuliert und von Rabbi Wertenschlag, vom Vorsteher der Moschee Kamel Kebtane und von lokalen protestantischen Vertretern unterzeichnet wurde, ist ein Beispiel dafür. Das seltsame Tandem, bestehend aus der katholischen Fundamentalistin Christine Boutin (als Städtebauministerin) und (ihrer Staatssekretärin) Fadela Amara, einer Antifundamentalistin muslimischer Herkunft, das 2007 von der Regierung Fillon eingesetzt wurde, zeigt, dass Allianzen nichts mit Parolen zu tun haben.

Vor allem mündet die essentialistische und paranoide Obsession nicht in eine konkrete Strategie. Logischerweise geht damit ein tiefer Pessimismus hinsichtlich der Zukunft der Menschheit (gleichgesetzt mit dem Westen) einher, der perfekt zum Pessimismus der radikalen Dschihadisten passt. Denn wenn man ihre Prämissen übernimmt - die Demografie schwemmt den Islam heran -, ist es zu spät: Man kann nur noch auf die »Verräter« zeigen, die den Wolf in den Schafstall hereingelassen haben.16

Welche geostrategische Wirkung hat die Etablierung des Islam in Europa? Unter diese Frage fällt alles, was eine Kontinuität, eine bestimmte Art von Verbindung zwischen dem Mittleren Osten und Europa herstellen würde, die Ersterem zum Vorteil gereichen würde: etwa der Import des israelisch-palästinensischen Konflikts, der »fünften Kolonne« des Islamismus oder die Rolle nationaler Diasporas bei Spannungen und  Konflikten etc. Denn die Re-Islamisierung stärkt nicht die organischen Verbindungen zu Gruppen und Ländern des Mittleren Ostens, sondern fördert eine deterritorialisierte religiöse Identität, die sich gerade dem Zugriff der muslimischen Staaten entzieht. Die jüngsten Ereignisse in Frankreich haben gezeigt, dass die Rede von der »Intifada der Vorstädte« ein Mythos ist: Nicht eine einzige palästinensische Fahne wehte in den Vorstädten, und bei den Unruhen 2005 tauchte auch kein Koran auf. Zu den sehr seltenen pro-palästinensischen Kundgebungen in Paris erscheinen stets weniger als 15 000 Leute, darunter ein Gutteil ergrauender Altlinker, obwohl in der Hauptstadt und ihrer Umgebung Hunderttausende, gar Millionen Menschen leben, die sich als Muslime bezeichnen könnten. Der Mittlere Osten bewegt die muslimische Bevölkerung in Frankreich nicht, hingegen sehr stark diejenigen, die sich über die muslimische Bevölkerung aufregen.

Man muss aufhören, von einer Diaspora zu sprechen. Die zweite und die dritte Immigrantengeneration verlieren die Sprache und die Kultur ihrer Herkunftsländer. Das Überraschende an dieser Entwicklung ist, dass die Tendenz nicht immer in Richtung Assimilierung geht, sondern auch der Herstellung einer »Glaubensgemeinschaft« dient, die auf einer virtuellen Umma  gründet, einer Radikalisierung, die trotzdem nicht die Bindungen der Diaspora reaktiviert. Die jungen Radikalen von heute haben fast nie organische Verbindungen zu dem »Dschihad«, dem sie sich anschließen. Nicht ein junger Franzose algerischer Herkunft hat mit  den »Groupes Islamiques Armés« (GIA) in Algerien im Untergrund gekämpft, sie sind lieber nach Bosnien gegangen, nach Tschetschenien oder Afghanistan. In Großbritannien empörten sich Pakistani und zum Islam Konvertierte über Tony Blairs Politik gegenüber der arabischen Welt. Unter den Attentätern, die im Westen aus Protest gegen die westliche Präsenz in Palästina, in Afghanistan und im Irak Anschläge verübten, war nicht  ein Palästinenser, Afghane oder Iraker. Der überproportional hohe Anteil von Pakistanis in den britischen Dschihad-Bewegungen hängt natürlich damit zusammen, dass die britischen Muslime vorwiegend vom indischen Subkontinent stammen. Aber der eigentliche Grund liegt darin, dass Pakistan sich nicht über das Modell eines an ein bestimmtes Gebiet gebundenen Nationalstaats definiert: Pakistan ist ein ideologischer Staat, der es verstanden hat, seine Bürger für transnationale Themen zu mobilisieren.

Der Großteil der Muslime in Europa will die Integration. Für die britische Ausnahme17 gibt es unterschiedliche Erklärungen: Das Bündnis mit der extremen Linken, die Wichtigkeit des pakistanischen Paradigmas, das Gewicht der faith schools (»konfessionellen Schulen«) im Bildungssystem, die Politik des Multikulturalismus, die tatsächlich zu einer »separaten« Identität geführt hat … Das hat insofern mehr mit britischen (und pakistanischen) Besonderheiten zu tun als mit dem Islam.

Erstaunlicherweise stellen die europäischen Regierungen, die einen europäischen Islam beschwören (und  nicht einen Islam in Europa), unaufhörlich Verbindungen zwischen »ihren« Muslimen und dem Mittleren Osten her und bestätigen damit deren Status als Ausländer. Die französische Regierung hat erst den »Conseil français du culte musulman« (CFCM, Französischer Rat für muslimische Religionsausübung) als Organ des Islam in Frankreich ins Leben gerufen und sich dann mit marokkanischen Vertretern zusammengetan, um die Wahlen zum Rat im Jahr 2005 zu beeinflussen. Französische Minister sind nach Kairo gereist und haben um eine Fatwa ersucht, die das Gesetz über den Schleier aus dem Jahr 2004 gutheißen sollte. Im Jahr 2005 hat dieselbe Regierung den CFCM in den Irak geschickt, damit er dort über die Freilassung der französischen Geiseln verhandelte. Im so genannten Karikaturenstreit hat die dänische Regierung vergeblich versucht, ihren diplomatischen Apparat zu mobilisieren, ohne sich vorher mit den Muslimen in Dänemark zu beraten. Bis Ende der neunziger Jahre war in Holland für junge Immigranten der zweiten Generation Unterricht in der Sprache ihres Herkunftslandes obligatorisch. Die spanische Regierung hat das Konzept vom »Dialog der Kulturen« aufgenommen, ohne zu erkennen, dass es auf den gleichen Prämissen beruht wie das Konzept vom Zusammenprall der Kulturen (jede Kultur gründet demnach auf einer Religion, und jede Religion drückt sich in einer Kultur aus). Kurzum, die europäischen Regierungen fragen sich, welche Folgen eine Diaspora haben wird, die im Westen zunehmend präsent ist, aber mit den westlichen Werten angeblich nichts anfangen  kann. Zugleich sind die Regierungen selbst alles andere als eindeutig in ihrem Sprechen über und dem Umgang mit der Frage der Staatsbürgerschaft.

 

Wir sind inzwischen weit von den ursprünglichen Besorgnissen der amerikanischen Neokonservativen entfernt, die zumindest an die Universalität der Werte glaubten. Heute dreht sich die Diskussion um die Vereinbarkeit des Islam mit, je nachdem, der Demokratie, den abendländischen Werten, den Menschenrechten (respektive den Rechten der Frau), dem Laizismus und so weiter. Aber oft ist es nur ein kleiner Schritt von dieser Problematik zu der anderen: der Vereinbarkeit der Muslime mit Europa. In der Rede von »Eurabia« verbindet man die Muslime Europas mit Konflikten im Ausland, die sie selbst indes gar nicht beschäftigen.

Die aktuelle Geostrategie kennt weder geografische noch kulturelle Einschränkungen. Oft wirkt sie wie eine »sich selbst erfüllende Prophezeiung«, weil sie ein Fantasiegebilde in Politik verwandelt und somit dem neuen essentialistischen Dogma Realität verleiht - einem Dogma, das vom Stammtisch bis ins ministerielle Kabinett reicht und heute sogar bis hin zu Personen, die sich gerne als Philosophen bezeichnen.

Es steht außer Frage, dass der 11. September 2001 unsere Welt verändert hat, aber nicht in dem Sinne, dass er das Auftauchen einer neuen Kraft oder neuen Macht markiert hätte. Der 11. September war weder das Attentat von Sarajevo noch die Erstürmung des Winterpalasts durch die Bolschewiken, noch der Reichstagsbrand  von 1933, denn bei all diesen Attentaten standen sich staatliche Mächte gegenüber, denen es um die Eroberung von Land ging. Die faschistische, die nazistische und die kommunistische Ideologie dienten jeweils dazu, die Bevölkerung für den Krieg zu mobilisieren; sie wurden durch staatliche Apparate instrumentalisiert, und Sympathisanten im Ausland spielten die Rolle einer fünften Kolonne oder benutzten ihrerseits die Ideologien, um einen eigenen Nationalismus zu entwickeln. Die wahren Internationalisten hingegen konnten ihre Ideale niemals durchsetzen und starben als Märtyrer, Verräter oder Statisten. Und wenn Befreiungsbewegungen sich einer Ideologie bemächtigten, wie beispielsweise des Marxismus und später des Islamismus, dann agierten sie ebenfalls aus einer nationalistischen, staatlichen und territorialen Perspektive.






ZWEITES KAPITEL

Der Mittlere Osten: Zersplitterung der Konflikte und neue Bruchlinien

Das Bild, dem zufolge sich die muslimische Welt im Krieg mit dem Abendland befindet, ist eine Ausgeburt der Fantasie. Eine solche »muslimische Welt« existiert nicht. Der Großteil der Konflikte im Mittleren Osten wird zwischen Muslimen ausgetragen. Die bestehenden Regime verstehen sich mehrheitlich als Verbündete des Westens. Das erklärt im Übrigen auch, warum der Iran unter Präsident Ahmadinedschad nach Verbündeten unter den lateinamerikanischen Populisten sucht und nicht bei seinen Nachbarn.

Die Islamisierung wird nur dann zu einem strategischen Faktor, wenn sie sich mit einer weiteren Determinante überschneidet, im Allgemeinen einer nationalistischen (wie im Falle der Hamas oder des Iran), einer ethnischen oder einer tribalistischen (für die Taliban treffen alle drei Punkte zu). Die Komplexität des Spiels der Allianzen widerlegt die demagogische Simplifizierung, die das Schlagwort vom »weltweiten Krieg gegen den Terrorismus« impliziert.

Im Irak unterstützen die Amerikaner bereitwillig eine Regierung, die ihrem ärgsten Feind, dem Iran, nahesteht. Al Qaida hat sich in ein vermeintlich mit dem Westen verbündetes Land, Pakistan, zurückgezogen, das geradezu unverhohlen den Taliban in ihrem Krieg gegen das neue, von der internationalen Gemeinschaft installierte afghanische Regime Hilfestellung gewährt. Im Libanon macht die schiitische Hisbollah gemeinsame  Sache mit den Christen von General Aoun, und diese Allianz bedroht die sunnitischen Muslime viel stärker als die maronitischen Christen. Das syrische Regime, die Stütze der Hisbollah, hat Muslimbrüder ermordet und ins Gefängnis geworfen. In Saudi-Arabien, dem alten Verbündeten der Vereinigten Staaten, dessen Herrscherfamilie nicht müde wird, enge Bindungen zum republikanischen Establishment zu knüpfen, gedeihen die schlimmsten antiwestlichen Formen des Islam, gleichzeitig betreibt das Land eine diskrete Annäherung an Israel im Angesicht eines neuen gemeinsamen Feindes - der potenziellen Atommacht Iran. Selbstverständlich ist dabei viel Unausgesprochenes und viel Heuchelei: An dem Tag, an dem die Vereinigten Staaten den Iran bombardieren, werden die arabischen Hauptstädte unisono protestieren, aber mehr als eine wird sich insgeheim darüber freuen.




Die drei Traumata des arabischen Mittleren Ostens 

Drei Bruchlinien, drei traumatische Ereignisse prägen die jüngste Geschichte des Mittleren Ostens, und nichts davon hat mit dem Islam an sich zu tun. Sie werfen vielmehr die Frage nach der arabischen Identität auf oder nach der Übersetzung einer arabischen Identität in politische Begriffe.

Das erste Trauma ist das Scheitern des 1918 von den Briten propagierten Projekts, auf den Trümmern des  Osmanischen Reiches ein großes arabisches Königreich zu errichten. Das zweite Trauma besteht in der Schaffung des Staates Israels und den Niederlagen in vier Kriegen (1948, 1956, 1967, 1973), die die Nachbarn führten, um Israel zu vernichten, zu verkleinern oder sich gegen Israel zur Wehr zu setzen. Das dritte Trauma ist die in zwei Etappen vollzogene Verschiebung des Gleichgewichts zwischen Schiiten und Sunniten: einmal durch die islamische Revolution im Iran, deren Expansion zunächst vom Irak unter Saddam Hussein blockiert wurde, und dann durch das Abgleiten des Irak in die schiitische Sphäre im Anschluss an die amerikanische Intervention 2003. In den Zusammenhang dieser plötzlichen Veränderung gehört auch, dass die Hisbollah nach dem kurzen Krieg vom Juli 2006 die Führung der antiisraelischen »Ablehnungsfront« übernahm.

Die Araber erhoben sich an der Seite der Alliierten im Laufe des Ersten Weltkriegs, um das Osmanenreich zu stürzen, das das Kalifat für sich beanspruchte. Die Osmanen waren 1914 an der Seite Deutschlands in den Krieg eingetreten und hatten den Dschihad gegen die Engländer und Franzosen ausgerufen. Die Alliierten waren bereits Kolonialmächte im afrikanischen Teil des Osmanenreichs (von Algerien bis Ägypten). Trotzdem strömten die Araber im Namen des arabischen Nationalismus massenweise ins Lager der Alliierten, um sich gegen die muslimische Großmacht der damaligen Zeit zu verbünden. Bezeichnenderweise gewann da der arabische Nationalismus deutlich die Oberhand über den Panislamismus und den Ruf zum Dschihad. Die Erhebung  fügte sich ein in die Reihe der europäischen Nationalbewegungen des 19. Jahrhunderts, die von der Übereinstimmung zwischen einem Gebiet und einer ethnisch-sprachlichen Gruppe ausgingen (was auch auf den Zionismus zutrifft). Sie fand natürlich parallel zu einer Veränderung bei den Osmanen selbst statt, wo vor 1914 die Jungtürken und nach 1918 Atatürk ebenfalls eine ethnisch-sprachliche Sichtweise der Nation vertraten, zu Lasten der imperialen Ideologie des Sultans und des multiethnischen Charakters des Reiches. Aber die Alliierten spielten ein doppeltes Spiel. Einerseits versprachen die Briten ein arabisches Großkönigreich, das von der Haschemiten-Dynastie regiert werden sollte, die damals die heiligen Stätten verwaltete (davon handelt das Epos des Lawrence von Arabien). Andererseits teilten Frankreich und Großbritannien in den Sykes-Picot-Abkommen (1916) die arabischen Gebiete, die von den osmanischen Truppen aufgegeben wurden, unter sich auf.

 

Das erste Trauma der arabischen Welt zwischen Suez und dem Iran war eben diese unerwartete Rekolonialisierung und die Aufteilung der Region in neue Staaten. Die Alliierten fügten die osmanischen Provinzen  (vilayet) ihren aktuellen strategischen Interessen entsprechend zu neuen Gebilden zusammen. Der Gedanke eines unabhängigen Armenien oder Kurdistan wurde aufgegeben, Mossul wurde dem Irak zugeschlagen, und damit war die Aufteilung des Mittleren Ostens in nur noch drei ethnische Gruppen - Türken, Araber und Perser  - besiegelt, während man abwartete, dass sich die jüdische Heimstatt in einen Staat verwandelte. Der Libanon, das Westjordanland und der Irak wurden buchstäblich künstlich hergestellt, Syrien wurde verkleinert, und in der Balfour-Deklaration stimmten die Engländer der Schaffung einer »jüdischen Heimstatt« in Palästina zu (1917). Als die Saud-Dynastie über die Haschemiten siegte - die Engländer hatten beide Dynastien, die um die Kontrolle der heiligen Stätten rivalisierten, ermutigt -, löste sich Arabien, das zu Saudi-Arabien geworden war, aus den beiden Haschemiten-Königreichen (Westjordanien und Irak) heraus. Der Traum von einem großen arabischen Königreich vom Mittelmeer bis Mesopotamien war zerplatzt. Es ist zwar sehr wahrscheinlich, dass ein solches Königreich, wenn die Alliierten es König Faisal anvertraut hätten, letztlich doch zerfallen wäre, entlang anderer Bruchlinien. Doch wird die Schuld für die Spaltung den westlichen Ländern angelastet.

 

Das zweite Trauma ist die Gründung des Staates Israel 1948, genau in dem Augenblick, als die arabischen Staaten die volle Unabhängigkeit erlangt hatten und mit Plänen für eine arabische Union aufwarteten, um die Niederlage von 1918 wettzumachen. Israel gilt im Mittleren Osten als westlicher Brückenkopf, eine Art Fortsetzung der großen Spaltung, die zwischen 1918 und 1922 stattfand.

Die Existenz Israels sollte den panarabischen Nationalismus wiederbeleben, allerdings im negativen Sinne,  denn er definiert sich gegen etwas und nicht für etwas. Alle Versuche, dem Panarabismus politische und territoriale Realität zu verleihen, sind kläglich gescheitert. Der wichtigste Versuch bestand im Zusammenschluss zur Vereinigten Arabischen Republik, die von 1958 bis 1961 Ägypten und Syrien vereinte. Die Baath-Partei, die 1947 als Inkarnation des Panarabismus gegründet wurde (im Übrigen eine laizistische Partei, in der arabische Christen eine wichtige Rolle gespielt haben), definiert jedes arabische Land als eine »Region« und behält die Bezeichnung »Nation« der Gesamtheit der arabischen Länder vor. Obwohl es ihr gelang, 1963 sowohl in Syrien als auch im Irak an die Macht zu kommen, suchten die beiden Länder daraufhin nicht den Zusammenschluss, sondern standen sich unmittelbar als Kontrahenten gegenüber, was die Spaltung der Partei nach sich zog und in beiden Ländern für Unklarheiten und Verwicklungen zwischen Partei und politischer Führung sorgte.

Der laizistische Arabismus besitzt keine Möglichkeit der transnationalen Einflussnahme mehr, im Gegensatz zu einem islamischen Panarabismus, wie ihn die Muslimbrüder verkörpern. Die Unfähigkeit, Israel zu besiegen und die palästinensischen Flüchtlinge zu integrieren, hat den politischen Panarabismus gesprengt. Angesichts der fortdauernden Existenz Israels machte sich allmählich Resignation breit, spektakulärstes Zeichen dafür war die Anerkennung des jüdischen Staates durch Ägypten unter Präsident Anwar al-Sadat mit dem Friedensvertrag von 1979. In dem Augenblick, als nach  dem Scheitern des Friedensprozesses von Oslo viele Israelis fest glaubten, der Frieden mit den Arabern sei ausgeschlossen, waren die Anzeichen dieser Resignation aus den arabischen Staaten am deutlichsten: Ende des Rüstungswettlaufs, der darauf abgezielt hatte, eine unmögliche strategische Parität doch noch zu erreichen, Distanz gegenüber den Palästinensern (vor allem seit den Erfolgen der Hamas), kaum verhüllte Kritik an der Hisbollah und wachsende Sorge über den Aufstieg eines gemeinsamen Feindes, des Iran. Israels Gegner sind nicht mehr die arabischen Staaten, sondern Bewegungen wie die Hamas und die Hisbollah. Darum gibt es heute eine historische Chance, Frieden zu schließen, aber sie wird wohl ungenutzt bleiben.

 

Und schließlich spielt sich ein drittes traumatisches Ereignis vor unseren Augen ab: Die politische Vormacht der sunnitischen Araber im Mittleren Osten östlich des Suez-Kanals löst sich auf, weil der Irak, unabhängig von der weiteren Entwicklung im Einzelnen, auf keinen Fall weiterhin ein sunnitischer arabischer Staat sein wird: Wenn der Irak als arabischer Staat bestehen bleibt, wird er schiitisch sein, wenn er geteilt wird oder in Anarchie zerfällt, wird er kein Staat mehr sein, und wenn der Iran ein Protektorat errichtet (was am wenigsten wahrscheinlich ist), wird der Irak nicht mehr arabisch sein.

Die einzige stabile Grenze des Osmanischen Reiches war die zum Iran, die 1639 im Vertrag von Qasr-e Shirin festgelegt wurde und von Transkaukasien bis zum  Persischen Golf verläuft. Sie blieb bis zur amerikanischen Militärintervention 2003 im Irak unangetastet. Sie hat den Erschütterungen nach dem Sturz des Osmanenreiches widerstanden und der Intervention der westlichen Mächte. Heute bildet sie die Grenze zwischen der Türkei und dem Irak auf der einen und dem Iran auf der anderen Seite. Umstritten ist nur der Schatt el-Arab, die gemeinsame Mündung von Euphrat und Tigris in den Persischen Golf: Verläuft die Grenze (rund hundert Kilometer) am iranischen Ufer oder in der Mitte des Mündungsstroms? Diese Frage bot einen Anlass zu Spannungen in den siebziger Jahren sowie einen Vorwand für den Krieg zwischen Iran und Irak 1980, und man einigte sich auf die Mitte. Aber die Grenze hat eine weitaus wichtigere Bedeutung: Politisch gesehen trennt sie die sunnitische arabische Welt von der schiitischen iranischen. Sie macht die Schia zu einem iranischen Phänomen und ignoriert die Besonderheit des arabischen Schiismus. Die arabischen schiitischen Bevölkerungsgruppen westlich dieser Grenze wurden unter sunnitische politische Verantwortung gestellt, erst unter osmanische, dann, nach 1918, unter arabische. Die Grenze war deshalb eines der wenigen stabilen strategischen Elemente in der Region. Doch damit ist es nun vorbei, denn selbst wenn der Irak als Nationalstaat erhalten bleibt, verläuft die wahre Grenze künftig innerhalb des Irak zwischen Schiiten und Sunniten, die sich mit Attentaten bekämpfen, und jedes Attentat zieht Bevölkerungsverschiebungen in demografisch homogene Gebiete nach sich. Gleiches gilt für Kurdistan.

Die Ausbreitung des iranischen Einflusses und die Quasi-Unabhängigkeit des irakischen Kurdistan im Osten, dazu im Westen die israelische Vorherrschaft über die Palästinenser, die am Rand eines Bürgerkrieges stehen, und der Aufstieg der schiitischen Hisbollah im Libanon haben zur Folge, dass der sunnitische arabische Raum immer kleiner wird.




Die Krise der politischen Fantasie - zwischen Nationalismus, Clanwesen und Supranationalismus 

Ein großes Problem im Mittleren Osten ist die Frage der politischen Legitimität. Regional verankerte nationalistische Bewegungen sind im Allgemeinen im Dunstkreis von Staaten und nicht von Regimen entstanden, aber die politischen Ideologien auf dem Markt sind supranationalistisch, während die politische »Grammatik« (das Spiel der Allianzen und individuellen Loyalitäten) unterhalb der staatlichen Ebene liegt (all das, was man mit der Vokabel açabiyya oder »Solidaritätsgruppe« bezeichnet: Clans, Stämme, Konfessionen).1 Anders als in der Türkei oder im Iran ist Lokalpatriotismus schlecht angesehen und verbirgt sich hinter supranationalen ideologischen Diskursen. Aber die supranationalen Ideologien (Panarabismus, Panislamismus, »Panschiismus«) überlappen sich und geraten manchmal auch miteinander in Konflikt. Deshalb klafft eine Lücke  zwischen einer utopischen politischen Fantasie, die virtuell ist und immer scheitert, und der konkreten politischen Praxis (zwischen Nationalismus und açabiyya), die nicht gut ankommt. Die nationalistischen Bestrebungen bleiben zwar der entscheidende Schlüssel zu den Konflikten, werden aber ausgehöhlt von internen Spaltungen (ethnische und konfessionelle Rivalitäten im Irak, im Libanon und in Afghanistan; Spannungen zwischen Schiiten und Sunniten; Umbrüche im Stammessystem), die sich im Rahmen von Ideologien und transnationalen Netzen artikulieren. Die Kluft öffnet allen Verschwörungstheorien und allen erdenklichen Frustrationen Tür und Tor.


Der unumgängliche Nationalismus 

Jeder lokale Konflikt hat seine eigene Geschichte und seine eigene Logik: In der Rivalität zwischen Iran und Irak leben die Grenzkonflikte zwischen dem persischen Reich und dem Osmanenreich fort, Pakistan sucht immer noch nach Legitimität und nach einem Staatsgebiet, Palästinenser und Israelis vollziehen mühsam den Übergang von einem existenziellen Konflikt zu einem Territorialkonflikt. Dass Syrien dem Libanon die Unabhängigkeit verweigert, dass Pakistan Afghanistan und Kaschmir für seine Auseinandersetzung mit Indien instrumentalisiert, der Konflikt zwischen Äthiopien und Somalia: Diese Beispiele sind nur die frappierendsten  Belege für die Geschichtslast und Eigenlogik der Konflikte.

Gegenwärtig wie auch in der Vergangenheit bekämpfen die Hamas und der palästinensische Dschihad die Fatah nicht aus religiösen Gründen, sondern weil sie angeblich die Interessen des palästinensischen Volkes verraten hat. Die libanesische Hisbollah hat ihren Kampf im Süden des Landes immer als Kampf um die Befreiung des Staatsgebietes dargestellt. Die algerische »Front Islamique du Salut« (FIS) nimmt für sich in Anspruch, die »echte« »Front de Libération Nationale« (FLN) zu sein, die gegen die Franzosen gekämpft hat. Die Muslimbruderschaft war immer in nationale Gruppen gespalten und Lichtjahre vom Fantasiegebilde einer »islamistischen Internationale« entfernt. Und bei der irakischen Invasion in den Iran im September 1980 hat nicht ein einziger militanter arabischer Islamist für die islamische Revolution Partei ergriffen. Zehn Jahre später, beim Golfkrieg von 1991, vertraten die Muslimbrüder klar die Interessen ihrer jeweiligen Heimatländer: Die Jordanier verurteilten den Hilferuf an die westlichen Streitkräfte, die Kuwaiter billigten ihn.

Der politische Rahmen ist in erster Linie national definiert. Überall ist das Staatsangehörigkeitsrecht sehr restriktiv, der Status von Flüchtlingen prekär, auch wenn sie Araber und Muslime sind. Überall neigen die staatliche Logik und die populäre Demagogie zur Ausgrenzung des anderen, mag er auch Muslim sein. Die Palästinenser im Libanon, die Afghanen im Iran, die Menschen aus Mali in Libyen: Sie alle haben diese bittere  Erfahrung gemacht. Im Iran gilt für einen schiitischen, Persisch sprechenden Afghanen, der eine Iranerin heiraten will, dasselbe aufwändige Verfahren wie für einen nicht-muslimischen Europäer, der zumindest theoretisch konvertieren muss. In den Emiraten am Golf ist zu beobachten, dass die staatlichen Behörden und die öffentliche Meinung sich darüber empören, es würden zu viele Ehen mit »ausländischen« Frauen geschlossen (denn die Brautpreise für die »eigenen« Frauen sind nicht mehr erschwinglich). Nur Jordanien hat die palästinensischen Flüchtlinge von 1948 integriert. Die gleichen Menschenmassen, die in Kairo für Palästina auf die Straße gingen, würden vehement gegen das Ansinnen protestieren, die ägyptische Staatsbürgerschaft auf palästinensische Flüchtlinge auszudehnen. Bei der amerikanischen Intervention im Irak wiederholt sich das Muster: Man bekundet Solidarität mit den Irakern in ihrem Kampf gegen die Amerikaner, aber die zwei Millionen irakischen Flüchtlinge, die sich in anderen arabischen Ländern niederlassen wollen, stoßen bei der lokalen Bevölkerung auf Ressentiments.

Die nationalen Konflikte können sich offensichtlich im gesamten Großraum Mittlerer Osten entlang wechselnder ideologischer Einkleidungen artikulieren. Der Zionismus wie auch die Palästinenserbewegung haben sich von Anfang an als laizistische nationalistische und nicht als religiöse Bewegungen verstanden. Im ersten Krieg zwischen Somalia und Ogaden standen sich 1976 zwei sozialistische Regime, beide Verbündete der Sowjetunion, gegenüber. Die äthiopische Intervention in  Somalia zur Beseitigung der islamischen Gerichte im Dezember 2006 stellte sich zwar als Kampf gegen den Islamismus dar, aber tatsächlich ging es wieder um nationalistische Inhalte. Die Islamisierung des Widerstands in Kaschmir wurde von Pakistan seit den achtziger Jahren unterstützt, und zwar mit der dezidierten Absicht zu verhindern, dass sich ein kaschmirischer Nationalismus entwickelt, der gegen den Anschluss der Provinz an Pakistan wäre oder der auf Kosten von Pakistan einen Kompromiss mit Indien suchen könnte. Schließlich hat die 1979 gegründete Islamische Republik Iran den Konflikt mit dem Irak unter religiösen Vorzeichen gedeutet - ein Konflikt, der zur Zeit des Schah-Regimes bereits latent schwelte, damals aber als Konfrontation zwischen Persern und Arabern gesehen wurde. Anlässlich des Krieges zwischen Irak und Iran hat Imam Khomeini das Schlagwort geprägt, »der Weg nach Jerusalem geht durch Kerbela«, was so viel bedeutet wie: Bevor man Israel bekämpfen kann, muss man erst Saddam Hussein loswerden. Eben aus diesem Grund lehnten sunnitisch-arabische islamistische Bewegungen wie die Muslimbrüder es ab, den islamischen Iran gegen konservative arabische Regime zu verteidigen, obwohl sie dort unterdrückt wurden.

Im Übrigen haben die Staaten es durchaus verstanden, die Ideologien für ihre Zwecke zu instrumentalisieren - wie es Ägypten unter Nasser oder Syrien und der Irak unter dem Baath-Regime mit dem Panarabismus gemacht haben, genau wie der Iran, Saudi-Arabien und Pakistan mit verschiedenen Formen des Panislamismus.  Aber das Umgekehrte trifft nicht zu. Den Muslimbrüdern ist es nicht gelungen, sich des arabischen Nationalismus zu bemächtigen.2 Nach 2003, im Anschluss an den amerikanischen Einmarsch in den Irak, konnte man beim Salafismus einen ähnlichen Versuch beobachten, den arabischen Nationalismus für sich zu gewinnen, als Tausende arabische Freiwillige versuchten, nach Falludscha zu gelangen. Und angesichts des komplexen Spiels zwischen der pakistanischen Regierung und den radikalen Bewegungen, die von Pakistan aus agieren, kann man sich durchaus fragen, wer wen instrumentalisiert: der Nationalstaat, der bei seiner Regionalpolitik auf die Radikalen setzt, oder die Radikalen, die sich hüten, einen offiziell mit den Vereinigten Staaten verbündeten Staat zu zerstören, der ihnen, eben weil er mit Amerika verbündet ist, Schutz vor Amerika bietet? Wir müssen uns deshalb der Dialektik der Beziehungen zwischen Nationalismus und Internationalismus zuwenden.

Das nationalistische Auftreten ist sehr ambivalent, denn es operiert an der Schnittstelle zwischen einem Gefühl lokaler Zugehörigkeit - syrisch, irakisch, libanesisch, ägyptisch und sogar saudisch3 - und einem Gefühl supranationaler panarabischer Identität. Der staatliche Rahmen, der oft noch aus der Kolonialzeit stammt, wird von der jeweiligen regionalen Bevölkerung zugleich beansprucht und abgelehnt. Die Konflikte sind strukturell, insofern sie in die Geburtsurkunden der betroffenen Länder eingeschrieben sind. Im Allgemeinen haben sie keine lange Vorgeschichte (bis  auf den Konflikt über die Grenze des Iran mit seinen sunnitischen Nachbarn, die im 17. Jahrhundert fixiert wurde) und reichen bis in die beiden Nachkriegszeiten des 20. Jahrhunderts zurück: in die zwanziger Jahre und ans Ende der vierziger Jahre, als die Länder unabhängig wurden und die Kolonialmächte sich zurückzogen. Darum wird die nationalistische Renaissance in vielerlei Hinsicht schizophren erfahren, und das umso mehr, als der Staat hier wie anderswo unter den wirtschaftlichen, kulturellen und humanitären Auswirkungen der Globalisierung leidet. In einer solchen Konstellation flüchtet sich die Identität häufig in eine kulturelle Fantasiewelt, und dort ist der Islam sehr erfolgreich, sofern er sich über das panarabische Ideal stülpt. Wir erleben also die Islamisierung des Arabismus.


Ethnien, konfessionelle Gruppen und Stämme 

Das Problem wird zusätzlich kompliziert dadurch, dass in vielen Staaten Spaltungslinien zwischen einzelnen Gruppen verlaufen, die religiöser Natur sein können (Libanon, Irak, Syrien, aber auch Kuwait, Saudi-Arabien, Bahrain), ethnischen Ursprungs (Pakistan, Afghanistan, Irak) oder einfach von Stammesgegensätzen herrühren (Somalia, Jemen). Auch diese Gruppen neigen zur Internationalisierung oder zumindest dazu, sich internationalen Netzen anzuschließen.

»Tribalismus« im weiteren Sinn erscheint oft als  ein geschlossenes, traditionelles System, wo die Treuepflichten ganz allein von der Zugehörigkeit zu einer bestimmten Gruppe abhängen. Natürlich spielt das bei lokalen Solidaritätsbeziehungen und Konflikten eine Rolle. Die Rivalitäten zwischen Schiitenstämmen im Irak, zwischen bedeutenden Maronitenfamilien im Libanon oder zwischen Alewitenclans in Syrien muss man genauso in Rechnung stellen wie die transversalen Solidaritäten, die Schutz und Kooperation zwischen den Mitgliedern einer Gruppe sichern können, wenn diese gegensätzlichen politischen Lagern angehören.

Aber die Stämme sind zur Welt hin offen. Das Stammessystem verschwindet nicht, es passt sich der Globalisierung und den supranationalen Ideologien an. Ein wiederkehrendes Phänomen ist die Islamisierung von Stammesgruppen: afghanische und pakistanische Paschtunen, somalische Clans, jemenitische Stämme. Auch hier erklärt sich der Vormarsch des Islamismus durch Veränderungen in den traditionellen Gesellschaften. Im Jemen wie in Afghanistan und in Pakistan, sicher auch in Saudi-Arabien, sind die religiösen Kräfte, die Mullahs und Scheichs, an die Stelle der traditionellen Stammeshonoratioren getreten, ohne dass man deshalb von sozialen Konflikten sprechen könnte. Gleichzeitig erlaubt die Berufung auf die Scharia, dass man weiterhin dem Zentralstaat Widerstand leisten kann, aber jetzt nicht mehr lokal und reaktiv, im Namen von Besonderheiten und traditionellen Gebräuchen, sondern im Gegenteil, indem man betont, dass man direkt mit der Umma verbunden ist und den Zentralstaat als  Erscheinung des Partikularismus abtut. Der Stamm existiert weiter und greift auf die ganze Welt über, was oft mit wirtschaftlicher Globalisierung einhergeht (Beteiligung am Drogenhandel, an Schmuggel, an Arbeitsmigration). Eineinhalb Millionen Paschtunen aus pakistanischen und afghanischen Stammesgebieten leben in Karatschi, sie beherrschen das Transportwesen. Im Jemen sind es hauptsächlich Angehörige von Stämmen aus dem Norden, die in die Golfstaaten und nach Saudi-Arabien abwandern; die Stämme aus dem Hadramaut haben eine lange Tradition der Emigration nach Großbritannien und Indonesien. Darum wäre es falsch, wenn man die Islamisierung bloß als eine neue Form darstellte, in der ein Irredentismus zum Ausdruck kommt: Der Tribalismus setzt vielmehr auf seine eigene Überwindung.

Umgekehrt können Stammesgruppen, die nur geringfügig islamisiert sind, umso stärker eine nationalistische Identität entwickeln, wie es bei den Kurden der Fall ist oder bei den pakistanischen Belutschen. Letztere grenzen sich in der Ausbildung ihrer Identität deutlich von den Paschtunen ab, deren expansive Bestrebungen die ethnische Einheit von Belutschistan bedrohen. Die Belutschen sind laizistisch und säkularisiert, haben die traditionelle Stammeshierarchie bewahrt und führen ihren Kampf unter Führung der Sardars, die seit den siebziger Jahren »linke« Allianzen pflegen, etwa mit der Sowjetunion und dem kommunistischen Regime in Kabul. Es gibt darum häufig einen Widerspruch zwischen der »progressiven« Ausrichtung und dem archaischen  Charakter des Stammessystems. Wie wir gesehen haben, sind häufig die islamistischen oder neofundamentalistischen Bewegungen am besten für die Globalisierung gerüstet. Das erklärt, warum der gegenwärtige Konflikt zwischen den Belutschen und dem pakistanischen Staat in den internationalen Medien mit Schweigen übergangen wird, denn er passt nicht zu den vorherrschenden Klischees.

 

Die gleiche Logik der Globalisierung treibt auch konfessionelle Gruppen dazu, sich durch den Bezug auf einen globalen Sinnzusammenhang zu definieren. Das macht die Ambivalenz der Hisbollah aus, die als Partei der Schiiten im Südlibanon entstanden ist, einer im traditionellen Libanon eher marginalisierten Bevölkerungsgruppe, und im Libanon zunächst als eine politische Partei auftrat, bevor sie sich später der internationalen schiitischen Revolution anschloss.

Am meisten ist von dieser Problematik der Nahe Osten östlich von Suez betroffen. Im afrikanischen Teil des Großraums Mittlerer Osten (Maghreb, Libyen, Ägypten) fällt das Phänomen weniger ins Gewicht, diese Region ist ziemlich stabil, was die Definition der Nationalstaaten und die ethnischen Gleichgewichte anbelangt. Es gibt zwar einen Grenzkonflikt zwischen Marokko und Algerien, der sich um Westsahara dreht, ein Gebiet, das nach Abzug der Spanier de facto von Marokko annektiert wurde, aber dieser Konflikt spielt keine große Rolle. Die Spannungen im Zusammenhang mit dem Status der Berber in Marokko und vor allem  der Kabylen in Algerien erschüttern den Nationalstaat nicht. Ägypten ist ethnisch homogen, und die Spannungen zwischen Muslimen und Kopten beeinträchtigen die Kopten nicht in ihrem Patriotismus, vielmehr legt Papst Schenuda sogar ägyptischen und arabischen Nationalismus an den Tag. Und der libysche Staatspräsident Gaddafi hat mit seiner Launenhaftigkeit und seinem exzentrischen Gebaren alle großen Projekte zur Umgestaltung der strategischen Landschaft zunichte gemacht, indem er mal auf die panarabische Karte setzte und dann wieder auf die panafrikanische.

Natürlich spielt die Orientierung an Stämmen und Clans in allen Staaten des Maghreb eine Rolle; es ist bekannt, dass die Konflikte im südlichen Ägypten viel mit lokalen Rachefeldzügen (târ) zu tun haben, auch wenn sie in politischem oder konfessionellem Gewand daherkommen. Aber solch lokaler Tribalismus ist losgelöst von den Auseinandersetzungen zwischen Clans, die die Spitzen des Staates bewegen, und verbleibt deshalb auf einer Ebene unterhalb der Politik, was im eigentlichen Mittleren Osten viel weniger der Fall ist.




Vom Panarabismus bis zu panislamistischen Bewegungen 

Der laizistische Panarabismus eines Nasser oder der Baath-Partei ist gescheitert, weil er von den Regimen instrumentalisiert wurde und nicht in der Lage war, die  Macht der nationalen Identitäten zu überwinden. Aber die politische Vision des Panarabismus besteht fort: Er beruht auf einer starken affektiven Besetzung ohne konkrete politische Verankerung. Die panislamistischen Bewegungen bieten sich als Alternative an, teils wollen sie den Panarabismus fortsetzen, wie die Muslimbrüder, teils suchen sie den Bruch mit ihm, wie die iranische Revolution und Al Qaida.


Der sunnitische Panislamismus: von den Muslimbrüdern zu den Salafisten 

Der sunnitische Panislamismus hat in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts eine bemerkenswerte Verschiebung durchgemacht. Zunächst verkörperten ihn die Muslimbrüder. Aber im Grunde definiert er sich über die Islamisierung des Panarabismus, dessen wichtigste Ziele er übernommen hat (Ablehnung des westlichen Neokolonialismus, Feindschaft gegenüber Israel, Einigung der arabischen Welt). Folgt man dieser Sichtweise, dann ist der Gegensatz zwischen Schiiten und Sunniten ganz und gar zweitrangig, genau wie die Spaltung des Sunnismus in große Rechtsschulen.

Seit den achtziger Jahren hat sich jedoch ausgehend von Saudi-Arabien und Pakistan eine neue Richtung entwickelt, der Salafismus. Diese Richtung ist vor allem vehement antischiitisch und antikommunistisch und seit dem Zerfall der Sowjetunion auch antiwestlich.  Sie ist primär panislamistisch und nicht panarabisch: Kaschmir und Afghanistan sind genauso wichtig wie Palästina. Schließlich zählt für sie in erster Linie die Scharia und nicht der Aufbau islamischer Institutionen. Heute kommt dieser Bewegung eine Vorreiterrolle zu: Sie hat einen Teil der Anhängerschaft der Muslimbrüder absorbiert, auch wenn deren Organisation auf nationaler Ebene in Ägypten, Jordanien, Palästina und Kuwait fortbesteht.

Die Muslimbrüder sind Teil der panarabischen Kartographie. Sie sind Araber und Sunniten. Bei einer Reihe von nationalistischen Bewegungen waren sie dabei, so kamen viele der freien Offiziere um Nasser, beispielsweise Anwar al-Sadat, aus dem Umfeld der Muslimbrüder. Aber dann bildeten sich rasch Konkurrenzverhältnisse auf diesem Gebiet. Die Muslimbrüder wurden in allen Republiken unterdrückt und konnten nur in den arabischen Königreichen und Emiraten legal agieren. Doch die Lage ist differenziert und facettenreich. In Syrien war der Kampf zwischen den Regierenden und den Muslimbrüdern umso blutiger, als er die Form eines auf kommunitärer Ebene ausgelebten Konflikts zwischen Sunniten und Alewiten annahm; die Muslimbrüder wurden durch Massaker dezimiert (Hama 1982), es gab Massenverhaftungen, und viele flüchteten ins Exil. Ganz anders das Regime in Ägypten: Dort genossen die Muslimbrüder zwar keine Anerkennung als politische Bewegung, und phasenweise wurden sie auch unterdrückt, natürlich vor allem während der Herrschaft von Nasser, aber ein gewisser  Handlungsspielraum blieb ihnen erhalten. Sie konnten ihre Aktivitäten fortsetzen und von Zeit zu Zeit unter wechselnden Bezeichnungen bei Wahlen antreten. In Saudi-Arabien gibt es eine Vereinbarung zwischen der Monarchie und den Muslimbrüdern, die es Letzteren verbietet, auf saudischem Staatsgebiet eine eigene Organisation zu errichten, wofür ihnen im Gegenzug saudische Unterstützung im Ausland gewährt wird. In Jordanien und in Kuwait sind die Muslimbrüder legal und nehmen an Wahlen teil. In Palästina ist daraus die Hamas hervorgegangen. Im Jemen wurde aus ihnen eine politische Partei (Islah). Nach Nordafrika sind die Muslimbrüder erst spät, in den achtziger Jahren, gekommen.

In den Jahren zwischen 1950 und 1960 war Radikalismus eine Sache der laizistischen progressiven Bewegungen. Nasser, der in Frankreich während der Suezkrise 1956 als »neuer Hitler« bezeichnet wurde, gerierte sich als Vorkämpfer des Panarabismus und widersetzte sich den Saudis, mit denen er von 1962 bis 1967 einen Stellvertreterkrieg im Jemen führte. Als Reaktion darauf unterstützten die Saudis panislamistische Bewegungen, vor allem um den »progressiven« arabischen Nationalismus aufzuhalten. In den achtziger Jahren betrieben die Israelis in Palästina kurzfristig eine Politik, die den Aufstieg der Hamas förderte. Ebenso begünstigten die aus arabischen nationalistischen Bewegungen hervorgegangenen Diktaturen (Sadat, aber auch Tunesien) eine Zeit lang die Ausbreitung islamistischer Bewegungen an den Universitäten, was zu Lasten  linker Bewegungen ging. Die Unterstützung für die afghanischen Mudschaheddin ist auch als der Wunsch zu verstehen, den Islam gegen alles einzusetzen, was auch nur im Entferntesten an »Marxismus« erinnern könnte. Umgekehrt erklärt das die große Zurückhaltung der arabischen Nationalisten, dem afghanischen Widerstand Hilfe gegen die Sowjets zu leisten, zumal die Sowjets auch als Verbündete im Kampf gegen den amerikanischen »Imperialismus« und den Zionismus wahrgenommen wurden.

Aber die Saudis blieben den Muslimbrüdern gegenüber misstrauisch, die sich allzu unabhängig verhielten und ihrerseits Kritik an der saudischen Monarchie übten. Sie entwickelten ihre eigenen panislamistischen Netze, die wahhabitischen Kreisen näherstanden, etwa 1962 mit der Schaffung der Islamischen Weltliga (Rabita Al ‘Alam Al Islam), deren Positionen weniger politisch, dafür umso stärker panislamistisch und auch panarabisch sind. Das passt zu dem, was ich Neofundamentalismus genannt habe: sich nicht um den Staat kümmern und alles auf die Scharia konzentrieren. Viele Muslimbrüder im Exil fanden eine Beschäftigung im Umkreis der Rabita.

Der Sieg der iranischen Revolution 1979 stellte für die Saudis eine neue, direkte Bedrohung dar. Die Saudis waren proamerikanisch, »royalistisch«, als Wahhabiten erbittert antischiitisch gesinnt und stellten damit für Khomeini das Haupthindernis für die Ausbreitung der islamischen Revolution in der arabischen Welt dar. Denn anders als Saddam Hussein beanspruchten sie religiöse  Legitimität (die Kontrolle über die heiligen Stätten). Kurz nach der Revolution im Iran ließ sich der saudische König zum »Hüter der beiden Heiligtümer« erklären und reagierte damit auf die Behauptung des Iran, im Islam gebe es keinen König. Seither haben die Saudis drei Feinde: den arabischen Nationalismus, den Kommunismus und den iranischen Schiismus. Die Mobilisierung ihres neofundamentalistischen Umfelds hat eine antiiranische und somit eine antischiitische Stoßrichtung.

Paradoxerweise hat der Aufbau solcher Netzwerke konkrete Auswirkungen auf die Feinde Israels, die so genannte »Ablehnungsfront«. Die Saudis lieben Israel natürlich nicht, doch sie haben kein echtes Konfliktthema mit dem jüdischen Staat. Gleichzeitig müssen sie eine antizionistische Rhetorik an den Tag legen, wenn sie glaubwürdig bleiben wollen, denn viele ihrer Gefolgsleute sind erbitterte Gegner Israels.

 

Das salafistische Umfeld absorbiert einen Teil der Muslimbrüder. Es bilden sich »Joint Ventures« wie Anfang der achtziger Jahre bei der Entsendung von Freiwilligen nach Afghanistan. Der Weg von Abdullah Azzam, einem Vorläufer von Al Qaida, verdeutlicht den Punkt, an dem es zum Bruch kam: Abdullah Azzam war palästinensischer Muslimbruder, überwarf sich mit Jassir Arafats PLO und ihrem Nationalismus, rückte vom Panarabismus, selbst in seiner islamisierten Form, ab und propagierte die Unterstützung des afghanischen Widerstands, der für ihn die wahre Umma aller Muslime  verkörperte, unabhängig von ethnischer Zugehörigkeit und Rasse. Gemäß einer solchen Sichtweise ist Palästina nur ein Dschihad neben anderen und steht auf einer Stufe mit Afghanistan, Tschetschenien und Kaschmir. Eine weitere Richtung fördert bewusst das Abgleiten in den militanten, internationalistischen »Dschihadismus«: Sie beruft sich auf Said Qutb, einen Muslimbruder, der Ende der fünfziger Jahre eine viel härtere Linie vertrat als die Bruderschaft und der zum Vordenker einer radikalen Gruppierung der dschihadistischen Bewegung wurde, die über die Muslimbrüder hinausreicht.

Diese Gruppierung machte sich von Saudi-Arabien unabhängig. Außerdem strebte sie ausgehend von ihrer afghanischen Erfahrung einen internationaleren Horizont an. Sie kooperierte mit radikalen Bewegungen in Pakistan, Malaysia, Indonesien und Zentralasien sowie mit jungen Muslimen der zweiten Generation aus Europa, zu denen noch Konvertiten aller möglichen Richtungen hinzukamen: Alle trafen sich in Afghanistan. Der Panarabismus wurde zugunsten eines globalisierten Panislamismus überwunden. Das erklärt, warum diese Gruppierung in der Lage war, sich zu organisieren und auch in nicht-arabischen Kreisen Fuß zu fassen, vor allem in Pakistan und in den Zentren der muslimischen Einwanderung in Europa.

Zu dem Dschihadismus, der für diese salafistische sunnitische Richtung charakteristisch ist, kommt noch ein erbitterter Antischiismus hinzu. Wie wir gesehen haben, waren die Muslimbrüder nicht dem Wesen nach  antischiitisch, sie betrachteten den Schiismus eher als eine fünfte Rechtsschule des Islam. Khomeini lehnten sie vor allem aus politischen und weniger aus religiösen Gründen ab. Für die Wahhabiten und die Salafisten hingegen ist der Schiismus eine Häresie, und der Kampf gegen die iranische Revolution wird damit zu einer religiösen Pflicht. Letzten Endes wird der Antischiismus durch Einflüsse aus Pakistan noch wachsen, wo Parteien wie »Sepah-i Saheban« explizit den Kampf gegen den Schiismus betreiben.


Die iranische Revolution zwischen islamischem Universalismus und schiitischen Gemeinschaften 

Die islamische Revolution im Iran wollte nie »schiitisch« sein, sie hat sich immer als Avantgarde der Umma aller Muslime verstanden. Aber die religiösen Netzwerke, die sie im Iran getragen haben und ihrem Export ins Ausland dienten, waren im Kern schiitisch. Und auch ihre Ideologie - der Millenarismus, die Rolle des Imams, das Konzept von vilayat-i fâqih oder »die Herrschaft des Rechtsgelehrten« - ist durch und durch schiitisch. Die Ambivalenz findet ihren Niederschlag in der Verfassung des islamischen Iran, die den Zwölfer-Schiismus  4 zur offiziellen Religion des Iran erklärt, aber den Revolutionsführer zum Führer der gesamten Umma unabhängig von den religiösen Schulen erhebt. Der Schiismus wird damit implizit als die vollkommenste Form des Islam dargestellt, was natürlich viele  Sunniten verletzt einschließlich jener, die die Revolution begrüßt haben. Diese hat zuerst bei den schiitischen Bevölkerungsgruppen Wirkung entfaltet, obwohl sie dort keineswegs uneingeschränkt Zustimmung fand. Auch unter den Religionsführern haben angesehene schiitische Vertreter (Khu’y im Irak, Shamsuddin im Libanon) das Konzept von vilayat-i fâqih abgelehnt, während andere zwar die islamische Revolution unterstützt haben, aber nicht die Nachfolger Khomeinis als spirituelle Führer anerkannten, so etwa Fadlallah im Libanon.

In allen Fällen hat die islamische Revolution zu einer Neuordnung und Radikalisierung der nicht-iranischen schiitischen Bevölkerungsgruppen geführt. Der Gegensatz zwischen Schia und Sunna wurde durch sie nicht wirklich überwunden, sondern eher noch verstärkt. Die Revolution hat dem Schiismus eine neue, universalistische und radikale Dimension gegeben und jede strukturelle Allianz mit den großen sunnitischislamistischen Bewegungen (wie den Muslimbrüdern, die eine solche Allianz gar nicht unbedingt wollten) zurückgewiesen. Damit hat sie den Konflikt zwischen den beiden Schulen neu angefacht, ungeachtet der Tatsache, dass der Konflikt natürlich mehr von den politischen und religiösen Führern instrumentalisiert wurde, als dass er sich spontan bei den betroffenen Bevölkerungsgruppen manifestierte. Es ist daher paradox, dass der Gegensatz zwischen Schiiten und Sunniten in der muslimischen Welt anscheinend verblasste, nachdem in der Fatwa der Ashar-Universität aus dem Jahr 1959 die Schia neben den vier großen sunnitischen Schulen als  fünfte Rechtsschule des Islam anerkannt worden war, zugleich aber die Konfrontation beider Gruppierungen eine Verschärfung erfuhr, die in zahlreichen Ländern (allen voran Pakistan, aber auch im Libanon, in Afghanistan und dann im Irak) zu bewaffneten Zusammenstößen führte.




Ein tektonisches Beben: Schiiten kontra Sunniten 


Eine alte Geschichte oder ein neues Schisma? 

Der Gegensatz zwischen Schiiten und Sunniten ist kein uralter Konflikt um die Kontrolle des Mittleren Ostens und der muslimischen Welt. Gewiss war die ursprüngliche Spaltung in den Anfängen des Islam - nach dem Tod des vierten Kalifen und Nachfolgers des Propheten (Ali) - primär politischer und nicht religiöser Natur: Muss der Nachfolger des Propheten von ihm abstammen beziehungsweise von seinem Schwiegersohn Ali (die Position der Schiiten), oder soll er von der Gemeinschaft gewählt werden (die Position der Sunniten)?

Zu Beginn, das heißt beim Tod des Propheten, waren definitionsgemäß alle Araber, und es gab den Konflikt zwischen Arabern und Persern noch nicht. Die Schiiten verloren gleich am Anfang in der Schlacht von Kerbela im Jahr 680, deren Gedenktag, das Aschura-Fest, der große Höhepunkt im religiösen Leben der Schiiten ist. Die Niederlage war total. In der Folgezeit  zogen sich die in der Minderheit befindlichen Schiiten auf eine Eschatologie des Wartens auf die Rückkehr des zwölften Imams zurück, die sie vom aktiven politischen Leben wegführte. Natürlich waren einige Dynastien, sowohl arabische als auch persische, schiitisch oder gehörten wie die Fatimiden in Ägypten und die Saiditen im Jemen zum Umfeld der Schia. Die Schiiten unterstützten die Abbasidenkalifen. Eine persisch-schiitische Dynastie, die Buyiden, hatte beträchtlichen Einfluss im Herzen eines insgesamt sunnitisch gebliebenen Kalifats.

Der Schiismus wurde erst zu einem geostrategischen Faktor, als er sich, beginnend mit der Safawiden-Dynastie (1501 - 1727), mit dem iranischen Reich identifizierte. Die vier Reiche, die sich vom 16. bis zum 18. Jahrhundert um den Großraum Mittlerer Osten stritten (Safawiden, Osmanen, Usbeken und die Moguln auf dem indischen Subkontinent) gehörten alle zum turko-persischen Kulturkreis. Die Safawiden waren Schiiten, die drei anderen Sunniten. Bereits die Safawiden schickten Missionare zu ihren Gegnern, insbesondere zu den Moguln, während die Osmanen sich ein Vergnügen daraus machten, den hohen schiitischen Klerus nach Nadschaf zurückzuholen, nachdem die Safawiden-Dynastie unter den Angriffen der Afghanen gestürzt war (die Afghanen kamen aus demselben Stammesverband der Ghilzai, aus dem zweihundertfünfzig Jahre später die Taliban hervorgingen). Die Grenze zwischen den beiden Einflusssphären wurde, wie wir gesehen haben, durch den Vertrag von Qasr-e Shirin 1639 fixiert. Auch der im 19. Jahrhundert festgelegte Grenzverlauf  zwischen Iran und Afghanistan markierte eine Trennlinie zwischen Schia und Sunna und nicht zwischen ethnisch-sprachlichen Gruppen.

In geostrategischer Hinsicht hat der Gegensatz zwischen Schiiten und Sunniten keinen strukturellen Charakter. Er wirkt sich erst aus, wenn ein Akteur, also ein Reich oder ein Staat, auf die konfessionelle Karte setzt, um seinem aktuellen Gegner die Legitimität streitig zu machen.

Die Schiiten sind überall in der Minderheit, außer im Iran. Sie haben nirgendwo die politische Macht und bilden zudem nur selten eine homogene Gruppe. Man findet sie ebenso in den internationalen geistlichen Netzen, die aus Nadschaf und Kerbela Ulemas in die Städte des gesamten Mittleren Ostens und auf den indischen Subkontinent entsenden, wie unter den Händlern und in den städtischen Mittelschichten; und auch in ländlichen Gemeinschaften (Südlibanon) oder in Stammesgemeinschaften (Südirak) sind sie vertreten. In den Städten ist es regelmäßig zu Zusammenstößen zwischen beiden Gruppierungen gekommen, vor allem am Rande des Aschura-Festes, jedoch ohne dass sich dies auf das Machtgleichgewicht ausgewirkt hätte. Als Gruppe beteiligten sich die Schiiten nicht an der Macht, die weiterhin in den Händen der Sunniten blieb, aber einzelne Schiiten ließen sich einbeziehen.

Seit den sechziger Jahren erleben wir, dass die schiitischen Gemeinschaften ihre Identität neu entdecken. In allen Ländern mit einer starken schiitischen Minderheit (die demografisch in der Mehrheit sein kann wie im  Irak) tritt seit den siebziger Jahren verstärkt der Wunsch zutage, politisch mitzuwirken. Die Schiiten gehören eher der Landbevölkerung an (im Südlibanon, in der Bekaa-Ebene, im Pandschab, im afghanischen Hazaradschat, die Alewiten in Syrien) und wurden durch traditionelle Honoratioren vertreten, manchmal durch Stammesangehörige. Die städtische schiitische Elite war von der ländlichen Bevölkerung isoliert.

Ab den siebziger Jahren war allenthalben zu beobachten, dass Mullahs, wie Mussa Sadr im Libanon, mit Unterstützung junger Intellektueller die etablierten Honoratioren verdrängten und die Einheit der schiitischen Gemeinschaft auf konfessioneller Basis betonten, beispielsweise mit der Forderung nach einem eigenen steuerlichen und rechtlichen Status entsprechend dem »dschafaritischen« Recht. Diese Bewegung ist älter als die islamische Revolution im Iran, die im Übrigen daran Anteil hatte, aber die Revolution von 1979 belebte sie neu und verlieh ihr vor allem Legitimität. Spaltungen und zuweilen Bürgerkriege zwischen Schiiten (wie in Afghanistan von 1983 bis 1986) führten bei diesen Gruppen und Milieus zu einem politischen Konfessionalismus.

Die Hisbollah ist ein gutes Beispiel dafür, wie komplex das konfessionelle Erscheinungsbild einer Gruppe sein kann. In ihr findet und artikuliert sich zunächst ein großer Teil der schiitischen Bevölkerung im Libanon, die traditionell an den Rand gedrängt wurde. In diesem Sinne ist die Hisbollah die Partei einer bestimmten Gruppe. Aber dann positionierte sie sich als nationalistische  libanesische Partei, die den Kampf gegen die israelische Besetzung forderte und Anspruch auf die berühmten Shebaa-Farmen erhob. Und schließlich, auf einer dritten Ebene, ist die Hisbollah Teil einer schiitischen Achse im Mittleren Osten, zusammen mit Syrien und dem Iran.

Ein besonderer Fall sind die Alewiten in Syrien. Bei ihnen handelt es sich um eine ländliche, gering geachtete  açabiyya (Solidaritätsgruppe), die Instrumente der Modernisierung wie momentan zum Beispiel die Militärakademie nutzt, um in eine Position der Stärke zu gelangen und das Land gegen die sunnitische Mehrheit in ihre Gewalt zu bringen. Die Sunniten wiederum setzen als Reaktion darauf vermehrt auf den konfessionellen Faktor, zumal die einzige politische Opposition die Muslimbrüder sind. Darum werden die Alewiten im Bemühen um Unterstützung von außen und um religiöse Legitimität den mit ihrer Gruppe verbundenen Charakter einer häretischen Sekte verwischen und sich zumindest zum Teil als Schiiten positionieren, sowohl in religiöser Hinsicht (Bemühen um Fatwas von libanesischen und iranischen Imamen, die ihnen bestätigen, dass sie orthodoxe Muslime sind) wie unter geostrategischen Gesichtspunkten (Allianz mit dem islamischen Iran und der libanesischen Hisbollah).

Nicht alle schiitischen Gruppen gehen in ihrer Annäherung an den Iran ähnlich weit: Die irakische Dawa-Partei versteht sich primär als nationalistische irakische Organisation. Die meisten einfachen irakischen Schiiten blieben während des Kriegs mit dem Iran  Saddam Hussein gegenüber loyal, während die geistlichen Führer in den Iran flohen. Die Schiiten aus Arabien und den Golfstaaten blickten in den achtziger Jahren fasziniert auf die iranische Revolution und bemühten sich dann darum, als Akteure auf der internationalen Bühne anerkannt zu werden; tatsächlich erreichten sie eine Verbesserung ihrer Lage.

Und nicht zuletzt sind die transnationalen klerikalen Netzwerke der Schiiten uneins bezüglich der Frage, welche Bedeutung der Transnationalismus überhaupt haben soll: Ist er primär religiöser oder primär politischer Natur? Der libanesische Scheich Fadlallah bekundet politische Unterstützung für die islamische Revolution im Iran, weigert sich aber, das vilayat des gegenwärtigen Revolutionsführers Ayatollah Khamenei anzuerkennen. Der geistige Führer der irakischen Schiiten, Sistani, will dem Schiismus an sich keine politische Dimension zusprechen und lehnt es ab, der islamischen Revolution zu folgen. Vielen Schiiten bietet sich somit die Möglichkeit, den transnationalen Charakter ihrer schiitischen religiösen Identität ebenso wie ihre nationale politische Identität zu bekunden. Das gilt zum Beispiel für die »Shirazis« (die Schüler des iranischen Ayatollah Shirazi) in Bahrain und Kuwait.5

 

Das schiitische Erwachen und dessen Instrumentalisierung durch den Iran haben bei den Sunniten heftige Reaktionen ausgelöst, die erstmals in Pakistan sichtbar wurden und sich dann über die gesamte muslimische Welt verbreiteten. In den achtziger Jahren unternahm  eine Reihe radikaler Gruppen, die bekannteste ist Sepah-i Saheban6, systematisch Angriffe auf Moscheen und schiitische Persönlichkeiten in Pakistan, wobei sie durch den pakistanischen Geheimdienst (ISI) ermutigt wurde. Die Schiiten bildeten ihrerseits bewaffnete Gruppen. Innerhalb weniger Jahre setzte dieser Religionskrieg dem Miteinander von Schiiten und Sunniten ein Ende: Jeder zog sich in sein Viertel zurück, und die Moscheen im südlichen Pandschab verwandelten sich in Bunker. Das Phänomen griff auf fast die gesamte muslimische Welt über, auch wenn es bei den Auseinandersetzungen nicht immer so gewaltsam zuging. Heute gibt es wohl nur noch in Aserbaidschan gemischte Moscheen, in denen Schiiten und Sunniten gemeinsam beten. Wir erleben insofern hinsichtlich der schiitischen und sunnitischen Identität eine Entwicklung, die in erster Linie von lokalen und gemeinschaftlichen Werten getragen ist und sich auf einer quasi ethnischen Basis vollzieht, so dass Identität nicht mehr durch rein religiöse Faktoren bestimmt ist. Die Situation erinnert an Nordirland, wo Protestanten und Katholiken in gewisser Weise ethnische Gemeinschaften repräsentieren, und nicht zwei Religionen.

Kommunitarisierung und Territorialisierung werden oft begleitet von ethnischen Säuberungen und der Gründung von Milizen zur Selbstverteidigung, die ihrerseits andere Gruppen überfallen und drangsalieren. Unabhängig von der politischen oder ideologischen Einkleidung ist die Spaltung zwischen Schiiten und Sunniten in den zwanzig Jahren zwischen 1984 und 2004  zu einem Schlüsselelement der muslimischen Welt vom Mittelmeer bis zum Indus geworden. Der Maghreb, Südostasien und Zentralasien haben mit der neuen Spaltung nichts zu tun, denn dort gibt es kaum Schiiten.


Schiiten und Sunniten im Nahen Osten: das neue Kräfteverhältnis 

Zwei Ereignisse haben die Kräfteverhältnisse zwischen Schiiten und Sunniten von Grund auf verändert: die islamische Revolution im Iran und die amerikanische Militärintervention im Irak 2003. Der schiitische Vormarsch, der die islamische Revolution im Iran begleitete und den die Revolution instrumentalisierte, geriet Ende der achtziger Jahre ins Stocken; er wurde durch die arabischen sunnitischen Staaten begrenzt und kontrolliert. Der Iran hatte den Krieg gegen den Irak praktisch verloren, und der Irak hatte seine Rolle als Schutzwall für den arabischen Mittleren Osten gegen die iranischen Ambitionen unter Beweis gestellt. Die mit dem Iran verbündete libanesische Hisbollah sah ihren Status durch die Abkommen von Taif über den Libanon (1989) anerkannt. Aber die eigentliche Macht in Beirut teilten sich weiterhin die Christen und die Sunniten - unter der widersprüchlichen Schirmherrschaft Syriens, der westlichen Länder und Saudi-Arabiens.

Die Golfstaaten Bahrain, Kuwait und Saudi-Arabien öffneten in den neunziger Jahren nach einem Jahrzehnt  der Spannungen und antischiitischen Repressionen allmählich und kontrolliert den politischen Raum für ihre schiitischen Bürger. Syrien, dessen Regime aus einer dem Schiismus nahestehenden Sekte entstanden ist, spielte offiziell immer die Karte des arabischen Nationalismus gegen Israel und den Westen aus. In Afghanistan waren die Schiiten zu weit weg vom Iran, sie arrangierten sich 1992 mit der Nordallianz von Kommandant Massud und beteiligten sich 2002 an der von den Vereinigten Staaten unterstützten Regierung Karsai. In Pakistan haben die Schiiten in Ermangelung einer territorialen Basis noch nie eine Rolle auf nationaler Ebene gespielt. Und schließlich profitierten im Jemen die Saiditen (auch sie gehören zum schiitischen Umfeld, ohne mit dem Iran verbunden zu sein) von saudischer Unterstützung gegen die liberaleren, sogar sozialistischen Sunniten im Süden des Landes, dem ehemaligen Südjemen. Die Saiditen werden im Übrigen von salafistischen Bewegungen in die Mangel genommen, die von saudischen Wahhabiten beeinflusst sind: ein ganz und gar einmaliger Fall einer »Sunnitisierung« von Schiiten.7

Dieses prekäre Gleichgewicht der neunziger Jahre, im Rahmen dessen die Wirkung der iranischen Revolution von allen Seiten verdaut werden konnte, wurde durch die amerikanische Militärintervention im Irak erschüttert. Nach 2003 hat im Irak wie auch im Libanon eine Neuordnung der Zentralmacht um die Schiiten stattgefunden. Der sunnitische Irak ist verschwunden, aber es ist nicht sicher, dass unter dem Einfluss der Schiiten ein stabiler Zentralstaat entstehen wird.

Im Libanon schuf der nationale Pakt von 1943 ein konfessionelles Gleichgewicht zwischen den Machthabenden, das vor allem den Christen und den Sunniten zum Vorteil gereichte. Sie hatten das Präsidentenamt und das Amt des Premierministers inne, während den Schiiten nur das symbolische Amt des Präsidenten der Nationalversammlung blieb. Der Machtzuwachs der Hisbollah erreichte seinen Höhepunkt nach dem kurzen Krieg mit Israel im Juli 2006. Die Hisbollah will nicht mehr und nicht weniger als die Revision des Vertrags von 1943, aber zu ihren Gunsten oder vielmehr zugunsten einer neuen Allianz von Schiiten und Christen. Daher die Annäherung des Maroniten-Generals Aoun an die Hisbollah. Die Verlierer beim Aufstieg der Hisbollah sind weniger die Christen, die sich - nicht zuletzt aus demografischen Gründen - sowieso im Niedergang befinden, sondern vor allem die Sunniten. Es ist klar, dass das Modell, das der Hisbollah vorschwebt, sich eher an Mali orientiert als am Iran: Die Christen gelten nicht als dhimmis (»Geschützte«), sondern als Staatsbürger, die über ein eigenes Rechtssystem verfügen (daher müssen die Frauen keinen Schleier tragen). Die Sunniten hingegen müssen sich durchaus nach den Schiiten richten, und zwar weil sie Muslime sind.

In Syrien liegt die politische Macht in den Händen einer nicht-sunnitischen Gruppe, der Alewiten, die sich entweder als Schiiten oder als mit dem Iran verbündet definieren. Die Charidjiten im Oman, die historisch gesehen nichts mit den Schiiten zu tun haben (denn sie distanzieren sich von Ali, der dominierenden Figur  der Schia), grenzen sich gleichwohl von den Sunniten ab.

Kurzum, zwischen Mittelmeer und Iran treten die Sunniten heute zumindest politisch als Minderheit in Erscheinung (Irak, Libanon, Syrien), wenn sie es nicht schon in demografischer Hinsicht sind (Irak, Libanon, Bahrain, Oman). Im Grunde gibt es nur zwei wirklich sunnitische Staaten östlich von Suez: Jordanien und Saudi-Arabien, und dazu noch ein paar Emirate am Golf. Wir haben es hier in der Tat mit einem tektonischen Beben zu tun, das schwerwiegende Konsequenzen hat. Einerseits wird für zahlreiche Staaten die »schiitische Bedrohung« wichtiger werden als die Palästinafrage, etwa für Saudi-Arabien und Jordanien. Andererseits gilt für die arabischen Schiiten: Obwohl sie nicht zwangsläufig pro-iranisch eingestellt sind, wird die Tatsache, dass sie von den Sunniten so wahrgenommen werden, sie vielleicht nicht direkt in die Arme des Iran treiben, aber immerhin dazu führen, dass sie ihre Eigenständigkeit vermehrt betonen.

Vor diesem Hintergrund enthüllte die Hinrichtung Saddam Husseins genau an dem Tag, der das Ende des Ramadan feierte, also am 31. Dezember 2006, in aller Deutlichkeit die Kluft zwischen den Schiiten, die offen ihre Freude zeigten, und den Sunniten, die ihn zum Helden der arabischen und sunnitischen Sache stilisierten (was auch für viele Islamisten gilt, die ihn zuvor verurteilt hatten). Schlagartig bemächtigte sich dieser Gegensatz der Symbole und drang ins allgemeine Bewusstsein ein. Er entstammt nicht mehr einer abstrakten geostrategischen  Analyse, sondern nimmt in gegenseitigem Hass und gegenseitiger Ablehnung Gestalt an. Darum kann es durchaus der Fall sein, dass östlich von Suez die Spaltung zwischen Schiiten und Sunniten größere Bedeutung erlangen wird als der Konflikt zwischen Israel und Palästina.


Irak: zwischen unvermeidlicher Teilung und möglicher Implosion 

Der Zerfall des Irak in drei Einheiten (kurdisch, schiitisch und sunnitisch) ist nicht allein die Konsequenz von zunehmender Gewalt. Er folgt einer tieferen Logik. Zunächst einmal wurde der Weg Kurdistans in die Unabhängigkeit, der in den siebziger Jahren begonnen hat, zwischen 1991 und 2003 durch die Existenz der von den Westmächten definierten autonomen Zone gefestigt; diese hinderte die Truppen Saddam Husseins daran, über den 36. Breitengrad nach Norden vorzudringen. Nach der Vertreibung Saddam Husseins beeilten sich die Kurden natürlich, ihre Selbstverwaltung zu installieren, und beendeten damit die lange Rivalität zwischen den beiden Teilen Kurdistans, dem Norden unter Barzani und dem Süden unter Talabani. Es begann eine allmähliche Rückeroberung »arabisierter« Gebiete in Richtung Mossul und Kirkuk. Aber vor allem haben mehr als fünfzehn Jahre Trennung das Verhältnis der Kurden zum Irak verändert. Arabisch wird  immer weniger gesprochen, niemand geht mehr zum Studium nach Bagdad, gemischte Eheschließungen finden nur noch sehr selten statt. Kurzum, Kurdistan steuert unaufhaltsam auf die Unabhängigkeit zu. Die beiden Nachbarn Türkei und Iran sind gegen die Unabhängigkeit, aber sie werden sich damit abfinden, wenn sie im Gegenzug die Garantie erhalten, dass keine Ansprüche auf die Kurden in ihren Ländern erhoben werden, wozu sich Barzani und Talabani bereit erklären werden. Tatsächlich würden beide in einem erweiterten Kurdistan alle Macht verlieren, da die Kurden aus der Türkei viel zahlreicher sind und die PKK, die für die Unabhängigkeit der Kurden in der Türkei kämpft, viel besser organisiert ist, aber alles andere als geneigt, die Macht zu teilen. Andererseits wäre ein unabhängiges irakisches Kurdistan, das als Enklave existierte, auf die Türkei und den Iran angewiesen, die dann eine Art Schutzherrschaft ausüben und jegliches Abdriften verhindern könnten. Diese Konstellation lässt punktuelle bewaffnete Interventionen von Seiten der Türkei erwarten.

 

Die Wahlen im Januar 2006 haben gezeigt, dass die Kluft zwischen den arabischen Schiiten und Sunniten im Irak sehr tief ist. Das Wahlergebnis bestätigt die wachsende Ausrichtung kommunitärer Identitäten an territorialen Strukturen und entspricht damit der unvermeidlichen Entwicklung hin zum Föderalismus. Die Menschen haben nach kommunitären Kriterien gewählt und nicht nach politischen, selbst dort, wo es keine Spannungen zwischen unterschiedlichen Gruppen  gab. Aber die Stimmenverteilung zeigt auch, wo innerhalb der größeren Regionen, die weitgehend homogen sind, künftig Konfliktzonen entstehen werden. Natürlich sind das, bis auf eine Ausnahme, die Grenzgebiete der drei großen Regionen, die sich abzeichnen.

Einen genaueren Eindruck erhält man, wenn man die Wahlergebnisse in den 102 Bezirken betrachtet und nicht nur die der 18 Provinzen.8 Zunächst einmal haben sich in 87 von den 102 Bezirken Koalitionen mit einer Zweidrittelmehrheit oder mehr gebildet, die in ethnisch-religiöser Hinsicht homogen sind (schiitisch, sunnitisch oder kurdisch), in sieben Bezirken gab es eine absolute Mehrheit (dreimal für ein schiitisches, dreimal für ein kurdisches und einmal für ein sunnitisches Bündnis), und in nur acht Bezirken hat sich keine kommunitäre Mehrheit ergeben. In einem einzigen der 102 Bezirke (Tell Afar in der Provinz Ninive) fiel die absolute Mehrheit einer kommunitären Gruppe zu (in dem Fall einer schiitischen), die keinerlei territoriale Berührung zum Schiitengebiet im Süden hat (anscheinend wurde die arabische schiitische Stimmabgabe verstärkt durch die schiitischen Turkmenen und die heterodoxe kurdische Sekte der Jessiden). Überall sonst stimmten die Kontaktgebiete wie auch die Hauptstadt uneinheitlich ab. Insgesamt ergibt sich das Bild dreier großer territorialer Einheiten, zwischen denen ein konfliktträchtiger Gebietsstreifen verläuft. In dem Streifen ereignen sich die meisten Attentate, und das wird dazu führen, dass man daraus eine Grenze macht und die jeweiligen Bevölkerungsminderheiten abwandern.

Es ist nicht überraschend, dass die zwischen Schiiten und Sunniten geteilten Bezirke die gesamte Provinz Diala abdecken (mit Ausnahme des nördlichsten Bezirks, der stark sunnitisch ist) sowie Bagdad. Die anderen »gemischten« Bezirke liegen am Rand des autonomen Kurdengebiets. Damit haben wir zwei Regionen, die von Spannungen geprägt sind: Rund um Bagdad sowie im Osten bis zur iranischen Grenze gibt es Konflikte zwischen Schiiten und Sunniten, während sich Kurden und Sunniten entlang der Achse Mossul-Kirkuk-Khanaqin (Xanaqin) aneinander reiben. Außerdem sind alle drei Gruppen in Tell Afar westlich von Mossul präsent: Dieser letzte Krisenherd ist insofern wichtig, als er an der Grenze liegt und die Türkei und Syrien mit erfassen kann.

In der Konfliktzone zwischen dem Gebiet der Kurden und der arabisch-sunnitischen Region erhöhen sich die Spannungen dadurch, dass die Kurden westlich der grünen Linie vorrücken, die seit 1991 das autonome Kurdengebiet definiert. Das geschieht auf zweierlei Weise: einmal durch die Rückkehr von Kurden, was die Vertreibung von Arabern zur Folge hat, und dann durch die Rolle der Peschmerga-Milizen, die sich um die Aufrechterhaltung der Ordnung bemühen. Die Gebiete mit den stärksten Spannungen liegen östlich von Mossul und rund um Kirkuk.

Die Frage ist, ob die Verfassung, die eine unverkennbar föderalistische Signatur trägt, die Spannungen abmildern kann. Sie ist in manchen Punkten sehr uneindeutig, und zwar mit Absicht. Sie definiert keine Regionen,  sondern sagt, dass die Provinzen sich zu Regionen zusammenschließen können, wenn sie es wollen. Da die Macht den Regionen übertragen wird und nicht den Provinzen, ist der Anreiz groß, sich als Region zu konstituieren, aber die Modalitäten sind vage, und als Akteure sind nur die Provinzen vorgesehen. Die Verfassung sagt nichts darüber, ob Bezirke von einer Provinz in eine andere wechseln können, um einer Region anzugehören, die ihrer kommunitären Ausrichtung besser entspricht, was vor allem für Fälle relevant ist, die an einer Grenze liegen.

In acht südlichen schiitischen Provinzen sowie drei kurdischen (Süleymania, Dahuk, Erbil) und zwei sunnitischen (Al Anbar, Salaheddin) wird die Neuordnung zu autonomen und homogenen Regionen kein Problem darstellen. Aber in den Provinzen Ninive, At Taymin, Diala, Bagdad und Babil werden einige Bezirke die Entscheidung der Bevölkerungsmehrheit ablehnen. Wie geht es dann weiter? Mangels klarer Direktiven durch die Verfassung und nach einer Phase lokaler Auseinandersetzungen wird man wohl die Verwaltungsgrenzen den Ergebnissen von lokalen Abstimmungen entsprechend neu ziehen müssen, oder man wird den Austausch von Bevölkerungsgruppen, wenn nicht gar Formen von ethnischer Säuberung dulden müssen. Man muss auch damit rechnen, dass Milizen von territorialen Bastionen aus ihre Brüder in den umkämpften Gebieten unterstützen - was die Kurden bereits tun und was sich bei den Sunniten mit Selbstmordattentaten gegen Schiiten abzeichnet. Die Konflikte werden zu  Neuordnungen nach Gruppenzugehörigkeiten führen, Minderheiten werden fliehen, oder ihre Milizen werden lokale Niederlagen hinnehmen müssen. Das Phänomen der Polarisation und der kommunitären Territorialisierung nährt und stabilisiert sich selbst.

 

Aber es gibt noch ein viel pessimistischeres Szenario, ausgehend von der Vorstellung, dass eine wirkliche kommunitäre Neuordnung nicht möglich ist infolge innerkommunitärer Konflikte. Solche Konflikte könnten zweierlei Grundlagen haben, einmal die traditionelle, im Wesentlichen stammesmäßige Segmentierung, und dann Verschiebungen infolge eines Krieges, bei denen lokale Machthaber über Milizen befehlen, die sich entweder auf geistliche Zugehörigkeit berufen oder ganz einfach »Banden« sind. Die blutige Schlacht am 28. und 29. Januar 2007 in der Nähe von Nadschaf zwischen der von den Amerikanern unterstützten irakischen Armee und einem seltsamen Bündnis zwischen einem schiitischen Stamm (den Hawatem), der die Ermordung ihres Führers durch die irakische Armee rächen wollte, und einer schiitischen Endzeitsekte (den »Soldaten des Paradieses«) zeigt das komplexe Zusammenspiel von traditioneller Segmentierung und neuen Formen der Radikalisierung. Auch die Milizen von Scheich Muktada Sadr bewegen sich zwischen politischen Bewegungen, Sekten und mafiösen Banden. Im Norden haben die Bündnisse zwischen sunnitischen Stämmen und Al-Qaida-Gruppierungen einen reversiblen Charakter. Die Auflösung politischer Bewegungen  in açabiyya und die Neuausrichtung traditioneller  açabiyya rund um »moderne« Themen wie Ideologien, Märkte, internationale Allianzen, Globalisierung sind eine Konstante in den heutigen lokalen Konflikten, bei denen der Bürgerkrieg nicht von ausländischen Interventionen zu trennen ist, wie wir es an Afghanistan, Libanon und Tschetschenien beobachten, ganz zu schweigen von Afrika.


Der Iran zwischen zwei Fronten 

Der Iran will zur dominierenden Macht im Mittleren Osten werden, vor allem strebt er eine Art Schutzherrschaft über die Golfstaaten an. Er setzt dabei auf zwei Aspekte: auf die schiitische Achse in der Golfregion und auf die »Ablehnungsfront« gegenüber Israel, das heißt den arabischen Nationalismus und den Panislamismus. Allerdings liegen beide Strategien nicht unbedingt auf einer Linie.

Das iranische Nuklearprogramm hat zwei Funktionen: Einmal stellt es ein Machtinstrument im Mittleren Osten dar, wo es mindestens zwei Nuklearmächte gibt (Pakistan und Israel), und es soll das iranische Staatsgebiet vor jeglicher Bedrohung seitens der Vereinigten Staaten und Israels schützen. Der Iran kann verhandeln, die Entwicklung unterbrechen oder nach dem Vorbild Israels kurz vor einem Nukleartest Halt machen, aber er wird nicht auf das Nuklearprogramm an  sich verzichten, das heißt auf die Anreicherung von Uran. Die amerikanische Militärintervention nach dem 11. September 2001 war für den Iran eine große Chance, denn er wurde gleich zwei seiner Feinde los: Saddam Hussein und die Taliban.

Der Iran hat aus dem gescheiterten Versuch, die Revolution zu exportieren, seine Lektion gelernt, was auch für den Krieg gegen den Irak in den achtziger Jahren gilt. Er weiß, dass er die Front aus arabischen Nationalisten, militanten Sunniten und konservativen Monarchien, die seine Isolation verursacht hat, aufbrechen muss. Deshalb bemüht er sich, mit der Hisbollah als einer vermittelnden Instanz die Führung der Ablehnungsfront zu übernehmen. Mit anderen Worten, er unternimmt alles, um sich an die Spitze des Widerstands gegen den Staat Israel zu setzen, und zwar genau zu dem Zeitpunkt, wie wir gesehen haben, da die arabischen Regime sich mit Israel abgefunden haben. Das ist Sinn und Zweck der flammenden Reden von Ahmadinedschad über die Auslöschung Israels und die Leugnung des Holocausts. Selbst wenn der Ausbruch des Krieges zwischen der Hisbollah und Israel im Juli 2006 anscheinend auf einen unglücklichen Schritt der Hisbollah zurückgeht, die die israelische Reaktion auf die Entführung zweier Soldaten der israelischen Armee falsch eingeschätzt hat, ändert das nichts daran, dass die Entwicklung letztlich Teheran in die Hände spielt. Von Kairo bis Amman ist für die Araber auf der Straße Nasrallah, der Generalsekretär der Hisbollah, ein arabischer Held.

Obwohl Ahmadinedschad in den Augen vieler iranischer Führer zu weit gegangen ist, ist sein Vorgehen logisch: Er will den Monarchien am Golf die Legitimität entziehen und zugleich die Spannungen zwischen Schiiten und Sunniten entschärfen, indem er sich als Vorkämpfer der arabischen Sache präsentiert. Insofern hat der Iran ein vitales Interesse daran, dass alle Konflikte in der Region ineinanderfließen, denn das schafft eine Verbindung zwischen der (überwiegend arabischen) »Ablehnungsfront« und der »schiitischen Achse«. Gleichzeitig muss dafür gesorgt werden, dass es nicht zu einem offenen Krieg zwischen Schiiten und Sunniten im Irak kommt, bei dem der Iran intervenieren müsste und direkt oder indirekt Saudi-Arabien gegenüberstünde, denn das würde das Ansehen des Iran bei der sunnitisch-arabischen Bevölkerung im Nahen Osten also vor allem in Ägypten, Palästina, Jordanien, Syrien und sogar im Maghreb, ruinieren. Der Iran hat darum kein Interesse daran, dass sich die Amerikaner schnell aus dem Irak zurückziehen, denn dann würde sich der konfessionelle Konflikt zuspitzen und auf die Region übergreifen.

Der Iran setzt auf die schiitische Achse im Irak, aber er will sich nicht auf sie allein konzentrieren, weil dann die Gefahr besteht, dass er ins schiitische Getto zurückfallen und sich erneut einer Allianz, bestehend aus arabischen Nationalisten, konservativen Monarchien und militanten Sunniten, gegenübersehen könnte. Die »Ablehnungsfront« und die »schiitische Achse« sind im Grunde Gegensätze, auch wenn der Iran beide taktisch  nutzt. Deshalb ist dem Iran daran gelegen, dass der Druck in beiden Fällen steigt.

Dieser Widerspruch taucht auch in der Haltung von Al Qaida auf, der einzigen Organisation, die wie der Iran an allen Fronten präsent ist. Im Irak und in Afghanistan hat Al Qaida einen antischiitischen Kurs eingeschlagen. Aber die Spaltung zwischen Schiiten und Sunniten zu betonen, kommt einer Schwächung der antiisraelischen und antiwestlichen Front gleich. Deshalb bereitete es der Al-Qaida-Führung Sorgen, dass Zarkawi, der Chef der Terrororganisation im Irak, vor seinem Tod im Juni 2006 dem Kampf gegen die Schiiten Priorität eingeräumt hatte.

Heute versuchen die Iraner, sich den radikalen Sunniten taktisch anzunähern, 2007 etwa gab es anscheinend Geheimverhandlungen mit den Taliban in Quetta. Aber die wiederholten Anschläge auf iranische Sicherheitskräfte in der Provinz Sistan, wo die Bevölkerung vorwiegend aus sunnitischen Belutschen besteht, zeigen, dass radikale sunnitische Gruppen, die wahrscheinlich Verbindungen zu lokalen Drogenhändlern und zu pakistanischen Geheimdiensten haben, auf diesem Ohr taub sind. Die Allianz, die in den achtziger Jahren die afghanischen Mudschaheddin unterstützt hatte (Saudi-Arabien, Pakistan sowie radikale sunnitische Gruppen), bildet sich wieder neu und zeitigt dabei wahrscheinlich den gleichen negativen Effekt: eine Radikalisierung, gegen die ihre Schutzmächte machtlos sind (Al Qaida entstand in genau diesem Umfeld). Gleichzeitig fühlen sich die konservativen sunnitischen  Staaten stärker durch den Iran als durch Israel bedroht und sind deshalb auf Distanz zur Hisbollah gegangen.

 

Die Frage ist nun, wie sich das salafistische Umfeld im Verhältnis zum Schiismus entwickeln wird. Alles hängt davon ab, wo und wie sich das Schlachtfeld konstituiert. Gemeinsame Aktionen sind nicht auszuschließen, insbesondere im Fall eventueller amerikanischer Angriffe auf den Iran. Aber im Irak erleben wir eine neue Fusion von arabischem Nationalismus und Salafismus: Tausende sunnitisch-arabische Freiwillige sind in den Irak gegangen und haben sich dem »sunnitischen Dreieck« angeschlossen. Obwohl sie ursprünglich gegen die Amerikaner kämpfen wollten, fanden sie sich notgedrungen in der Zuspitzung des Konflikts zwischen Schiiten und Sunniten wieder. Die Wahhabiten und auch viele Salafisten sehen in den Schiiten nach wie vor Ketzer,  9 während man im Umfeld der Muslimbrüder die Differenzen zwischen Schiiten und Sunniten als zweitrangig gegenüber gemeinsamen Zielen betrachtet - daran hat Jussuf Qaradawi nach dem Konflikt zwischen Israel und der Hisbollah noch einmal erinnert.

Die Hisbollah ist das Bindeglied zwischen den beiden Achsen. Sie hat ihre kommunitären und nationalen Entscheidungen klar bekundet: Verteidigung der libanesischen Schiiten, Verteidigung eines »neu geordneten« Libanon. Sie ist für den Iran kein unantastbarer Alliierter.

Entscheidend ist zudem, wie sich Amerika dem Iran  gegenüber verhält. Wenn der Iran zu weit geht, kann es sein, dass er alles verliert. Natürlich können geheime Gruppen Terroraktionen gegen amerikanische Interessen ausführen, aber die etablierten Bewegungen (Hamas, Hisbollah, Dawa im Irak) haben kein Interesse an einer Eskalation. Außerdem denken viele iranische Konservative, dass Ahmadinedschad den Bogen bereits überspannt hat. Die iranische Frage ist darum ein wesentlicher Schlüssel für die weitere Entwicklung der Krise.






DRITTES KAPITEL

Der Iran zwischen Bombe und Bombardierung

Die Frage nach dem iranischen Atomprogramm ist komplex. Einerseits weiß man nicht, wann die Iraner so weit sein werden, dass sie die Bombe bauen können. Andererseits profitieren sie bereits dann von einem Abschreckungseffekt, wenn andere ihnen auch ohne einen erfolgreichen Nukleartest zutrauen, dass sie im Besitz der Bombe sind. Ein dritter und wesentlicher Punkt betrifft die Haltung der westlichen Staaten angesichts der Frage, wie die Gefahr überhaupt zu definieren ist. Fast alle sind sich darin einig, dass es nicht hinnehmbar wäre, wenn der Iran die Atomkraft militärisch nutzen könnte. Aber worin besteht genau die Bedrohung, die von einem iranischen Nuklearprogramm ausgeht?

Darauf gibt es zwei Antworten, die unterschiedliche politische Konsequenzen haben. Die erste Antwort besagt, das Regime sei das Problem: Eine islamische Republik werde versucht sein, die Bombe gegen Israel einzusetzen, oder sie im Sinne einer Schutzwallfunktion nutzen, um terroristischen Gruppen im Land Unterschlupf zu gewähren. Die zweite Antwort hält dafür, dass die Abschreckung unabhängig vom jeweiligen Regime funktioniert. Das Problem liegt somit eher in der Proliferation, die durch den Abschluss des iranischen Atomprogramms möglich wird, denn Ägypten, Saudi-Arabien und die Türkei dürften dann ebenfalls atomar aufrüsten. Der Iran hat den Atomwaffensperrvertrag unterzeichnet (im Gegensatz zu Indien, Pakistan und  Israel), der Austritt des Iran würde das Ende des Vertrags bedeuten.

Welcher Strategie man folgt, hängt von der Hypothese ab, die man für richtig befindet: Im ersten Fall muss man auf einen Regimewechsel drängen, im zweiten Fall ist der Iran als regionale Atommacht das Problem. Man muss sich also entscheiden: Soll es in erster Linie um das Regime gehen oder um das Atomprogramm?

Ein Pokerspiel hat begonnen. Die Hardliner in Teheran glauben nicht an einen Militärschlag der Amerikaner. Sie denken, dass das Schadenspotenzial des Iran an allen Fronten so groß ist, dass die Vereinigten Staaten sich eine Eskalation nicht erlauben dürfen. In erster Linie haben sie dabei die Lage im Irak im Sinn, aber das Gleiche gilt für den Libanon, Afghanistan, den Golf, und sogar mögliche terroristische Aktionen gegen amerikanische wirtschaftliche und militärische Ziele. Umgekehrt wäre es auf amerikanischer Seite schwierig für Präsident Bush - der 2004 wiedergewählt wurde, weil er die Parole vom bedingungslosen Kampf gegen den »weltweiten Terrorismus« ausgegeben hatte -, seine Amtszeit mit dem Eingeständnis des Scheiterns (im Irak) und der Schwäche (im Iran) zu beenden. Daher erhöhten die Amerikaner Anfang 2007 den Druck, als wollten sie die Weltöffentlichkeit auf die Bombardierung der iranischen Nukleareinrichtungen vorbereiten.

Die Frage wird noch dadurch verkompliziert, dass abgestufte Wirtschaftssanktionen mit dem Ziel, den Iran zur Einstellung seines Atomanreicherungsprogramms  zu bewegen (was der Linie der Europäer seit 2003 entspricht), keine Chancen auf Erfolg haben, selbst wenn der Iran »finassierte« und sein Programm verlangsamte. Wirksam werden nur Sanktionen sein, die mit einer militärischen Drohung einhergehen (Bombardierung der Atomanlagen). Im Januar 2007 nahm Präsident Bush diese Haltung ein, was sich an der Verhaftung iranischer Offizieller im Irak, Droherklärungen und der Konfrontation mit den Milizen und Führungsleuten von Muktada Sadr im Irak zeigt. Zugleich organisierte er die wirtschaftliche Blockade des Iran, ohne eine entsprechende Resolution des Sicherheitsrats zu erwirken; sie scheiterte am Widerstand der Russen und Chinesen. Die großen internationalen Banken haben auf amerikanischen Druck hinter den Kulissen den Geschäftsverkehr mit dem Iran eingestellt. Diese Politik hat bei pragmatischen Konservativen im Iran durchaus Wirkung gezeigt, beispielsweise bei Rafsandschani, der die Ansicht vertritt, dass der Iran seine Ziele auch ohne Konfrontation erreichen kann. Den Hintergrund zu seiner Haltung bildeten Ahmadinedschads Aufruf zur Vernichtung Israels und die Konferenz der Holocaust-Leugner in Teheran Ende 2006.

Im politischen Establishment des Iran gibt es keine grundsätzlichen Differenzen über die Großmachtpolitik, die Notwendigkeit, über Atomwaffen zu verfügen, und über das Ziel, die arabische Front zu schwächen. Die Debatte dreht sich allein um die Mittel.

Der Iran verfügt jedoch über einen Joker in seiner Kraftprobe mit Washington: Von der Verfassung her ist  die Absetzung Präsident Ahmadinedschads möglich. Tatsächlich kann man sich schlecht vorstellen, dass die Vereinigten Staaten den Iran am Tag nach der Absetzung des Präsidenten und anschließender Ankündigung von Neuwahlen bombardieren könnten. Darum ist es wichtig, die politische Situation im Iran näher zu beleuchten.

 

Das konservative Lager im Iran ist bis in die Umgebung des Obersten Führers (auch Revolutionsführer oder Geistliches Oberhaupt genannt), der als Einziger den Präsidenten absetzen kann, zersplittert. Eine gewisse Tendenz zugunsten der gemäßigten Kräfte um Rafsandschani zeichnet sich ab. Das Parlament ist zwar konservativ, hat aber im Dezember 2006 grundsätzlich für die Verkürzung der Amtszeit des Präsidenten gestimmt. In der konservativen Presse sind kritische Artikel über Ahmadinedschad erschienen. Vor allem haben die extremen Konservativen bei den Wahlen für den Expertenrat, der den Revolutionsführer ernennt, und bei den Kommunalwahlen im Dezember 2006 eine schwere Niederlage erlitten. All das spricht dafür, dass der Präsident im Umfeld des Revolutionsführers erheblich an Rückhalt verloren hat. Aus unterschiedlichen Gründen sind viele Konservative anscheinend ins Lager der Pragmatiker übergewechselt. An erster Stelle steht dabei die Angst vor wirtschaftlichen Sanktionen: Die iranische Wirtschaft steckt strukturell in der Krise, und seit dem Amtsantritt von Ahmadinedschad geht es ihr noch viel schlechter, hauptsächlich wegen der drohenden Sanktionen.  Die Kurse an der Börse stürzen ab, das Benzin ist rationiert, es herrscht Kapitalflucht, die ausländischen Investitionen versiegen. Das neue Bürgertum, das dank Spekulationen und Protektionismus zu Geld gekommen ist, möchte investieren. Alle gesellschaftlichen Schichten sind unzufrieden. Hinzu kommt die Angst vor einer unkontrollierbaren Eskalation im Nahen Osten. Die Zeit spielt dem Iran in die Hände: Irgendwann werden die Amerikaner abziehen, warum sollte man da die Kontroverse auf die Spitze treiben und einen Schlag riskieren?




Das Phänomen Ahmadinedschad - eine vorübergehende oder eine dauerhafte Erscheinung? 

Die Niederlage der Reformer bei der iranischen Präsidentschaftswahl im Juni 2005 war zwar keine Überraschung, aber mit der Wahl von Mahmud Ahmadinedschad hatte niemand gerechnet. Im ersten Wahlgang erhielt er rund zwanzig Prozent der Stimmen, das entspricht dem ideologischen Kern der Wählerschaft, die von den klerikalen und politischen Kreisen mobilisiert worden war und die ihn zu ihrem Kandidaten gemacht hatte. Die Wahl war insofern kein Erdrutschsieg der Konservativen, sondern eher ein Indiz, dass den Modernisierern der Atem ausgegangen war, denn sie hatten es weder geschafft, mit dem Regime zu brechen, noch es  von innen her zu verändern. In der Stichwahl stimmten die Iraner vor allem gegen den ehemaligen Präsidenten Akbar Haschemi-Rafsandschani, der weniger als Pragmatiker, sondern vielmehr als Interessenvertreter der Neureichen wahrgenommen wurde: einer der Männer, die dank des islamischen Regimes reich geworden waren, während sie von denjenigen, über die sie regierten, Opferbereitschaft und Achtung der religiösen Werte verlangten.

Nach der Wahl beschränkte sich der ehemalige Bürgermeister von Teheran keineswegs auf seine Wahlkampfthemen, im Gegenteil: Er meldete sich vor allem außenpolitisch zu Wort und suchte die Konfrontation entlang derjenigen Fragestellungen, die für die internationale Gemeinschaft am brisantesten sind - das Atomprogramm und Israel. Die Weigerung, den jüdischen Staat anzuerkennen, und die Absicht, das Atomprogramm so fortzuführen, dass auch die militärische Option nicht ausgeschlossen ist, waren natürlich nicht neu, denn beides hatte bereits während der Amtszeit des liberalen Präsidenten Khatami eine Rolle gespielt. Aber die gezielte Entscheidung für die Provokation markiert eine neue Etappe auf dem Weg, der den Iran in einen Konflikt mit dem Westen führt.

Innenpolitisch tauschte der Präsident als Erstes - und erstmalig seit der Revolution - die hohen Verantwortlichen in allen Bereichen aus und platzierte Männer aus seinem Umfeld auf allen strategisch wichtigen Posten. Das war ein kluger Schachzug: Das neue Regime konzentrierte sich nicht auf die Wiederherstellung  einer puritanischen moralischen Ordnung, die in Bedrängnis geraten war, weil die Jugend die islamischen Gesetze offen ablehnt. Und während allgemein erwartet wurde, dass der Präsident nach seinem Amtsantritt zu einer gewissen wirtschaftlichen Orthodoxie zurückkehren würde, versucht er seither vor allem, seine demagogischen Versprechungen gegenüber den kleinen Leuten umzusetzen, wie seine Forderung nach einer Zinssenkung trotz steigender Inflationsrate zeigt. All dies vollzieht sich in einem Kontext, in dem die Realisierung solcher Versprechen besonders problematisch ist, weil die UNO-Sanktionen immer stärker greifen und die Amerikaner seit 2006 die Volkswirtschaft blockieren, die sich trotz der Öleinnahmen in strukturellen Schwierigkeiten befindet. Ahmadinedschad schien überzeugt, dass alles kurzfristig geregelt werden könnte und dass die außenpolitische Krise ihn vor innenpolitischen Problemen bewahren werde. Die Tatsache, dass man bei ihm den millenaristischen Eifer der islamischen Revolution spürt, von dem sich die politischen Routiniers längst verabschiedet haben, ist in diesem Zusammenhang nicht unwichtig.

 

Um das Phänomen Ahmadinedschad zu verstehen, muss man die Kreise unter die Lupe nehmen, die ihn an die Macht gebracht haben. Er ist in erster Linie der Kandidat der Pasdaran (der Revolutionswächter) und der Bassidschi (der »Mobilisierten der Unterdrückten«, der Volksmiliz). Diese beiden Organisationen bilden den harten Kern des Regimes und sind das wohl am besten  organisierte politische Lager. Man muss hinzufügen, dass es echte politische Parteien im Iran nie gegeben hat. Khomeini löste nach seinem Sieg seine Partei der Islamischen Republik selbst auf. Was heute im Iran »Hisbollah« (Partei Gottes) heißt, ist nicht eine Partei, sondern steht als Oberbegriff für alle, die sich im Umfeld der Bassidschi und der Pasdaran tummeln.

Es ist nicht unüblich, dass in den Wahlkämpfen instabile Koalitionen rund um einen Mann und ein Programm hervorsprießen. Besonders deutlich war das bei den beiden Präsidentschaftswahlen zu beobachten, die Mohammed Khatami ins Amt brachten (1997 und 2001). Parallel zu den rein politischen Koalitionen existieren Netzwerke aus persönlichen Beziehungen, vor allem Netzwerke von Geistlichen, in denen sich Mullahs versammeln, die gemeinsam bei einem Ayatollah studiert haben. Die Beziehung zwischen Lehrer und Schüler kann sich über mehrere Generationen fortsetzen und durch familiäre Bindungen verstärkt werden. Solche Netzwerke gehen über rein politische Bündnisse hinaus, und wenn beide zusammentreffen, sind sie sehr mächtig, denn ihre Mitglieder haben unmittelbar Zugang zum Revolutionsführer, und dessen Büro ist heute das wahre Machtzentrum im Iran.

Die zweite Art von Netzwerk ist im Umkreis der Revolutionswächter entstanden. Sie bilden eine paramilitärische Organisation, eine regelrechte Parallelarmee, die sogar über eine eigene Marine und Luftwaffe verfügt. Die Wächter oder Pasdaran kontrollieren die Stiftungen, die über beträchtliche Mittel verfügen und deren  Verwaltung oft undurchsichtig ist, denn sie unterliegen weder dem Handelsrecht noch einer öffentlichen Rechnungslegung. Etliche Pasdaran waren in Finanzskandale verwickelt. Außerdem gibt es in der Bewegung interne Rivalitäten und Konflikte zwischen Einzelpersonen, nicht zuletzt weil die Jungen, die beitreten, nicht unbedingt die gleichen festgefügten ideologischen Überzeugungen haben wie die Älteren. Aber auf den Korpsgeist ist Verlass.

Die Pasdaran kontrollieren außerdem die Bassidschi, Gruppen junger Männer, die als Sittenpolizei auftreten und dem Regime als »Kampfreserve« dienen. Aus einfachen Schichten stammend, sind sie puritanisch gesinnt, und zwar gleichermaßen aus Überzeugung wie aus einem Mangel an Gelegenheit, an einer Konsumgesellschaft teilzuhaben, die in ihren Augen den Bürgern in den nördlichen Wohnvierteln von Teheran vorbehalten bleibt. Die Bassidschi sind wohl die letzte Bastion einer Revolution, die sich auf eine populistische moralische Ordnung reduziert hat. Außerdem stehen die Bassidschi unter der Kuratel ideologisch besonders kompromissloser Mullahs.

De facto funktioniert das System auf der Basis eines umfangreichen Netzes von Klientelbeziehungen und Hilfeleistungen, die durch Öleinnahmen und Gelder von den Stiftungen finanziert werden. Fügen wir noch hinzu, dass die Pasdaran auch Geschäfte machen: Im Jahr 2004 schlossen sie den neuen Flughafen von Teheran, vorgeblich wegen Sicherheitsmängeln. Der wahre Grund war ein ganz anderer: Die Verwaltung des Flughafens  sollte eine türkische Gesellschaft übernehmen, die in Konkurrenz zu einer von den Pasdaran geleiteten Gesellschaft stand. Durch die Vermischung von Klientelwirtschaft und ideologischer »Reinheit« sind die Pasdaran in der Lage, eine ausreichend große Wählerschaft zu mobilisieren, damit die Wahlen in ihrem Sinn ausgehen, insbesondere wenn die gemäßigten Wähler nicht abstimmen. Genau das ist bei der letzten Präsidentschaftswahl passiert.


Die Allianz mit dem Klerus 

Ahmadinedschad, geboren 1956, entstammt einer neuen Generation, für die die prägende Erfahrung weniger der Kampf gegen das Schah-Regime war als der Krieg gegen den Irak (1980 - 1988). Er absolvierte ein Ingenieurstudium, erlangte den Doktorgrad aber erst 1987, als er bereits staatliche Ämter innehatte. Der neue Präsident ist ein perfektes Beispiel für die »islamistischen Ingenieure«, die über die gesamte muslimische Welt verstreut das Skelett der fundamentalistischen Bewegungen bilden. Was den Iran zu einem besonderen Fall macht (und wodurch sich weitgehend der Erfolg der Revolution erklärt), ist eine Allianz zwischen militanten Kräften mit laizistischer Ausbildung und einem Teil des Klerus.

Allem Anschein nach hat Ahmadinedschad sehr enge Beziehungen zu Ayatollah Mohammed Taqi Mesbah  Yazdi. Der Ayatollah wurde 1935 geboren und ist heute im Klerus ein Vertreter der »revolutionären Konservativen«. Er gehört zu einer Generation, die sich in den fünfziger Jahren in der Organisation »Hojjattiye« engagierte, die offiziell geschaffen worden war, um die Baha’i1 zu bekämpfen, aber auch als oppositionelle Organisation im Kampf gegen den Schah genutzt wurde. Mesbah Yazdi stand Ayatollah Beheschti nahe, Khomeinis erstem Kronprinzen, der 1981 ermordet wurde, und war zusammen mit ihm an der Gründung des Seminars Haqqani in Qom (Ghom) beteiligt, wo die künftigen Verantwortlichen des islamischen Regimes mit einer Mischung aus religiöser und moderner laizistischer Bildung auf ihre Aufgaben vorbereitet wurden: Laien mit Abschlüssen von den staatlichen Universitäten sollten eine religiöse Ausbildung erhalten und die »Religiösen« eine Ausbildung in Gesellschaftswissenschaften.

Ahmadinedschads Berater ist Mitglied im Expertenrat, der den Obersten Führer wählt. Obwohl er keine weiteren offiziellen Funktionen innehat, ist er trotzdem eine einflussreiche Persönlichkeit. Einige Personen aus seinem engen Umfeld sowie ehemalige Schüler von ihm standen an der Spitze der Geheimdienste. Er steht dem Westen sehr feindselig gegenüber und hat als einer der Ersten öffentlich das Atomprogramm gebilligt. In religiösen Fragen konservativ, vertritt er politisch radikale Positionen und führt die für die iranische Revolution typische messianische Dimension fort. Das erklärt insbesondere, warum das Thema der Rückkehr des verborgenen  Imams auf einmal wieder so aktuell geworden ist: Der zwölfte Imam, Abkömmling und Vertreter des Propheten, so will es die Tradition, ist seit seinem Verschwinden im Jahr 873 verborgen und wird eines Tages wieder auf die Erde zurückkommen, um Gerechtigkeit zu schaffen. Mahmud Ahmadinedschad hat diese Idee in seiner Rede vor der Freitagsversammlung der Imame am 16. November 2005 aufgegriffen. Zudem hat sich der Präsident in der Vergangenheit wiederholt auf eine göttliche Eingebung berufen, wie bei seinem Auftritt vor der UN-Vollversammlung im September 2005; eine so intensiv zur Schau gestellte persönliche Religiosität gab es bis dahin bei den iranischen Führern nicht, die sich eher politisch als mystisch gerierten.

Mesbah Yazdi ist ein großer Anhänger der Theorie von Vilayat-e fâqih (der Herrschaft des Rechtsgelehrten) und vertritt die Auffassung, dass der Wille des Revolutionsführers mehr Gewicht hat als der Wille des Volkes. Deshalb lehnt er den Gedanken ab, der Revolutionsführer müsse auf seine Macht verzichten, damit die Revolution in eine Demokratie münden könne.

Zu dem klerikalen Netz gehören noch weitere wichtige Persönlichkeiten, beispielsweise Ayatollah Dschannati, der Vorsitzende des Wächterrats, der die Aufgabe hat, die vom Parlament verabschiedeten Gesetze und die als Abgeordnete Kandidierenden auf ihre Übereinstimmung mit dem Islam hin zu überprüfen. Es handelt sich dabei um ein Vorrecht, das dem Inhaber dieses Amtes erlaubt, jederzeit eine Handlung des Parlaments zu blockieren, was der Möglicheit einer indirekten Kontrolle  gleichkommt. Derartige klerikale Bindungen haben Ahmadinedschad in das Umfeld des Revolutionsführers Ali Khamenei gebracht und dort gehalten. Aber das allein erklärt seinen Aufstieg nicht.


Das Gewicht der Pasdaran 

Den zweiten Pfeiler, auf dem Ahmadinedschads Erfolg fußt, bilden die Pasdaran, denen er 1985 beitrat. Er nahm zunächst an Militäroperationen im irakischen Kurdistan teil, zog sich dann aus der vordersten Front zurück und wurde verantwortlich für die Logistik. Mit Sicherheit hatte er enge Verbindungen zu den Geheimdiensten, auch wenn eine Beteiligung an der Ermordung kurdischer Oppositioneller in Europa nicht nachweisbar ist (dies ist nicht der einzige Punkt, an dem sich eine Parallele zu Putin aufdrängt).

Die Generation der Veteranen aus dem Krieg gegen den Irak besetzt heute die Schlüsselpositionen, diejenigen hingegen, die sich unter dem Schah-Regime politisch radikalisierten, werden langsam alt und durchlaufen einen Wandel, sie werden häufig zu Pragmatikern oder gar Liberalen - wie etwa Akbar Gandji, einem der Drahtzieher der Geiselnahme in der amerikanischen Botschaft 1979. Die klerikalen Anführer der Konservativen sind seit Beginn der Revolution in ihren Ämtern; da jedoch nirgendwo neue revolutionäre Mullahs in Sicht sind, wird ihre Nachfolge wohl durch Laien geregelt  werden. Die Veteranen haben die Pasdaran, die Bassidschi und die Geheimdienste »fest im Griff«. Eine ihrer Galionsfiguren ist Ali Laridschani, der den nationalen Sicherheitsrat leitet und für die Verhandlungen über das Atomprogramm zuständig ist. Laridschani ist ein ehemaliger Revolutionswächter, genau wie sein Bruder Mohammed Dschawad, Direktor des Instituts für Theoretische Physik und Mathematik, oder auch Mojtaba Hascheni Samareh, Kabinettschef von Ahmadinedschad. Allerdings hat es den Anschein, dass Ali Laridschani zu Ahmadinedschad auf Distanz gegangen ist und er neuerdings für Verhandlungen mit dem Westen plädiert.

Zahlreiche Angehörige dieser Generation kennen die Welt außerhalb des Iran gar nicht. Sie betrachten ihr Land als eine von Amerika kulturell und militärisch belagerte Festung und gehen davon aus, dass Amerika das islamische Regime vernichten will. Ihr Handeln ist zuweilen mit der chinesischen Kulturrevolution verglichen worden: eine zweite revolutionäre Welle, die sich zwanzig Jahre nach der ersten Revolution mit einem Mal ereignet. Eine weitere Gemeinsamkeit zu China liegt im Appell des Revolutionsführers an die »Jungen«, auf dass sie ihm helfen, sowohl seine Rivalen von der alten Garde, wie zum Beispiel Rafsandschani, als auch die Reformer auszuschalten.


Fehlende Homogenität 

Auch bei den eben vorgestellten Konstellationen handelt es sich wieder um Netzwerke und nicht um eine Partei: Die »alten Kämpfer« bilden keine homogene Gruppe. Ihre Generation kontrolliert das Parlament seit den Wahlen im Jahr 2004. Die Abgeordneten haben wenig Erfahrung, fast ein Drittel kommt aus den Reihen der Pasdaran, und bisher sind sie weder durch ihre Kompetenzen noch durch besonderes politisches Geschick aufgefallen. Sie agieren zwar genauso demagogisch wie Mahmud Ahmadinedschad (keine Freigabe ausländischer Investitionen; Misstrauen gegenüber Privatisierungen, weil die Wirtschaft in der Hand des Staates und damit des Volkes bleiben müsse; Ablehnung des neuen Bürgertums), bieten dem Präsidenten aber trotzdem regelmäßig die Stirn: Zum Beispiel haben sie mehrere Kandidaten abgelehnt, die er für den Posten des Erdölministers vorgeschlagen hat, zudem haben sie seinen Haushaltsentwurf zurückgewiesen und die Verkürzung seiner Amtszeit beschlossen.

Das gehört zu den Paradoxien des Iran: Die Verfassung wird ernst genommen, und jeder Arm der Macht verteidigt eisern seine Rechte. Die Abgeordneten vom Land und vor allem die aus den mittelgroßen Städten, die einen starken Bevölkerungszuwachs erleben, während die Hauptstadt stagniert, sehen den Zentralismus und die politische Hegemonie Teherans nicht gern. Der neue Bürgermeister Teherans, Mohammed Bagher Ghalibaf, Jahrgang 1961 und General der Pasdaran - und  darum ebenfalls ein Veteran aus dem Krieg gegen den Irak -, ist bekannt dafür, dass er ein ausgesprochen kühles Verhältnis zu seinem Vorgänger hat. Kurzum, je mehr Ahmadinedschad versucht, in seiner Funktion als Präsident Autonomie zu erlangen, desto mehr kollidiert er mit konkurrierenden Netzwerken aller möglichen Richtungen, denen daran gelegen ist, ihn vor dem Revolutionsführer zu diskreditieren.


Eine antiimperialistische Politik 

Schließlich ist es unmöglich, die Politik von Ahmadinedschad zu verstehen, wenn man nicht ihre radikalnationalistische und auf die Dritte Welt ausgerichtete Dimension berücksichtigt, die den Iran an der Seite von Kuba, Venezuela und Bolivien in struktureller Opposition zum angeblichen »amerikanischen Imperialismus« sieht. Bei Ahmadinedschads berühmter Reise nach Lateinamerika im Januar 2007 kam dieser Aspekt deutlich zum Tragen. Wir dürfen nicht vergessen, dass die Stoßrichtung der iranischen Revolution von Beginn an ebenso antiimperialistisch wie islamisch war.

Allerdings wurden die Versprechen des revolutionären Islam - soziale Gerechtigkeit und wirtschaftliche Entwicklung - nicht erfüllt. Die lohnabhängigen Mittelschichten sind verarmt. Die internationale Staatengemeinschaft hat den Iran isoliert. Der vehemente Nationalismus wurzelt in der weit verbreiteten Vorstellung,  dass das Land seit zweihundert Jahren Opfer eines vom Westen angezettelten Komplotts ist. Dementsprechend wird jeder Vorfall als Manifestation einer solchen Verschwörung gedeutet.

Dass Teheran den Holocaust leugnet, ist Teil dieser paranoiden Logik: Es ist nicht Ausdruck einer antisemitischen Haltung im Volk, sondern es handelt sich dabei zu großen Teilen um einen europäischen Import. In der muslimischen Welt betrachtet man Israel traditionell als einen Kolonialstaat, der von Europa unterhalten wird, weil Europa das eigene Schuldgefühl nach dem Völkermord an den Juden auf die Palästinenser übertragen hat. Umgekehrt werden, wenn der Holocaust als ein Mythos darstellt wird - als Gründungsmythos des Staates Israel -, die Argumente europäischer Holocaustleugner aufgenommen wie etwa die von Roger Garaudy, der sich in muslimischen Führungskreisen großer Beliebtheit erfreut. Diese Form von Antizionismus ist auch bei iranischen Intellektuellen verbreitet, die der extremen Linken näher stehen als dem Islamismus - insbesondere den ehemaligen tudeis, das heißt Mitgliedern der kommunistischen Partei. Sie unterstützen das Regime, das dürfen wir nicht vergessen, gerade wegen seiner antiimperialistischen Haltung.




Amerikanische Luftangriffe? 

Welche Auswirkungen hätte ein amerikanischer Luftangriff auf den Iran? Kurzfristig würde der Nationalismus erheblich zunehmen, die Kämpfe an jenen drei Fronten, in die auch westliche Truppen verwickelt sind (Irak, Afghanistan, Libanon) gewännen an Schärfe, weil der Iran sich ohne Zögern mit seinen ehemaligen Feinden - den salafistischen Sunniten, den Taliban und Al Qaida - verbünden würde, und schließlich könnte der Iran versuchen, eine Ölkrise auszulösen, durch direktes oder indirektes Eingreifen in die Ölproduktion und den Öltransport im Golf. Der Iran würde sich als Opfer des Imperialismus und Zionismus darstellen, Menschenmassen zögen durch die Straßen und feierten diese heldenhafte Pose des Widerstands; hie und da (auch im Westen) würden Terrorakte verübt, um den Angriff zu rächen. Die erste Schiene, die »Ablehnungsfront«, würde auf diese Weise funktionieren.

Das langfristige Szenario ist vielschichtiger. Der Iran geriete in die Isolation. Eine internationale Kampagne der Terroristen wäre kontraproduktiv, anders als noch in der Zeit zwischen 1984 und 1986, als Anschläge die Westmächte dazu brachten, den Libanon zu verlassen und ihre Unterstützung für Saddam Hussein zurückzufahren. Denn seit dem 11. September wird der Terrorismus nicht mehr als ein taktisches Manöver wahrgenommen, sondern er gilt als globale Bedrohung. Im Irak würde ein amerikanischer Luftangriff auf den Iran keineswegs das Gefühl einer heiligen Allianz gegen Amerika  wecken, sondern die Spannungen noch verstärken. Die sunnitischen arabischen Regime würden die amerikanischen Bemühungen mittragen, die darauf abzielen, den Persischen Golf zu kontrollieren, die Öllieferungen wieder aufzunehmen und den Markt zu normalisieren. Kurzum, die Spannungen zwischen Schiiten und Sunniten würden ihrer eigenen Logik entsprechend fortbestehen. Weder die Hisbollah noch die Hamas, noch Syrien würden bei einer Eskalation mitmachen, die ihren eigenen Interessen zuwiderläuft, selbst wenn sie annehmen, dass sie von der Krise um den Iran profitieren, weil sie nun höher pokern können. Umgekehrt würde es für die Amerikaner unmöglich, sich aus dem Irak zurückzuziehen, weil der noch tiefer im Bürgerkrieg versinken würde. Die Angriffe der Taliban in Afghanistan würden zunehmen, da die pakistanische Regierung der bis zur Weißglut erzürnten öffentlichen Meinung entgegenkommen müsste und den islamischen Militantismus auf die afghanische Sache lenken würde. Im Libanon und in Palästina würden Entscheidungen fällig, denen man von Anfang an ausgewichen ist: Entweder führt man einen Krieg mit ungewissem Ausgang gegen die Hisbollah und die Hamas, oder der Libanon wird neu geordnet unter der Führung der Hisbollah, die auf ein Bündnis mit dem Iran verzichtet, und unter Einbeziehung der Hamas, die nie von einem ausländischen Bündnis abhängig war.

 

Der Iran ist daher heute der Schlüssel zur Lage im Mittleren Osten. Allerdings besteht die Gefahr, dass weder der Iran noch Saudi-Arabien die Kräfte kontrollieren  können, an deren Freisetzung beide ihren Anteil hatten. Die panislamistische Radikalisierung und die Spaltung zwischen Schiiten und Sunniten können nicht mit Strategien, die auf der Ebene von Staaten ansetzen, oder durch die Rückkehr zu einer Realpolitik, wie sie der Baker-Bericht propagiert, kontrolliert werden. Dennoch gibt es gegenwärtig keine andere Möglichkeit, als dass man versucht, die Konflikte zu entzerren, etwa indem die Hisbollah an der Seite Syriens in regionale Gespräche mit einbezogen wird und indem man Verhandlungen mit der Hamas aufnimmt. Entweder gelingt es, den Iran durch Militärschläge sowie energisches Vorgehen gegen schiitische Aktivisten im Irak zu isolieren (wobei ein Erfolg keineswegs gewiss ist), oder man verhandelt mit dem Iran. Voraussetzung dafür sind Fortschritte in den israelisch-palästinensischen Beziehungen, damit der Iran sich nicht mehr auf die »Ablehnungsfront« stützen kann. Unabhängig von den Absichten der Akteure, ob gut oder schlecht, hat die Realität vor Ort (israelische Siedlungen, Bürgerkrieg bei den Palästinensern) heutzutage die Zwei-Staaten-Theorie (ein israelischer und ein palästinensischer Staat) überholt. In jedem Fall muss jedoch das Konzept eines weltweiten Krieges gegen den Terrorismus aufgegeben werden.






VIERTES KAPITEL

Und unterdessen Al Qaida …

Während die Amerikaner sich immer tiefer im Irak verstricken, gedeiht Al Qaida. Die westlichen Staaten haben einige Zeit gebraucht, um zu begreifen, wie Al Qaida wirklich funktioniert. Denn sie beharrten darauf - und viele tun es bis heute -, in Al Qaida eine territorialisierte Organisation des Mittleren Ostens zu sehen, die vorwiegend Araber anzieht, mit dem Ziel, Christen und Juden aus dem Mittleren Osten zu vertreiben und dort  dâr ul islam, das Land des Islam, im Zeichen eines Kalifats zu errichten. Das ganze Arsenal der gelehrten Literatur des klassischen Islam und die Werke radikaler Denker des 20. Jahrhunderts wie Said Qutb werden herangezogen, um Al Qaida zu verstehen. Aber ein solches Vorgehen kann bloß noch die Vergangenheit erhellen.

Erst mit den Anschlägen in London im Juli 2005 geriet das Phänomen des home-grown terrorism, das heißt eines hausgemachten, im Westen entstandenen Terrorismus, ins Blickfeld, ohne dass man daraus Konsequenzen zog, weil die entsprechenden terroristischen Vereinigungen noch zu oft als radikale Avantgarde der muslimischen Gemeinschaft im Allgemeinen definiert werden. Die Debatte konzentriert sich deshalb auf den Zusammenhang zwischen dem »muslimischen Zorn«  (muslim wrath) und dem Terrorismus: Entweder betrachtet man die Gewalt als die verzweifelte Reaktion auf einen zugleich territorialen und kulturellen Angriff  des Westens, oder man sieht in ihr die Avantgarde eines Islam, der per definitionem auf Eroberung und Dschihad ausgerichtet ist.

Doch Al Qaida ist, wie ich in meinem Buch Der islamische Weg nach Westen gezeigt habe, ihrem Wesen nach eine entterritorialisierte, globale Organisation, die relativ losgelöst von den Problemen des Mittleren Ostens agiert, keine Wurzeln in der Bevölkerung der muslimischen Staaten hat und ihre Anhänger vor allem unter marginalisierten »wiedergeborenen Muslimen« rekrutiert. »Marginalisiert« ist hier nicht im soziologischen Sinn gemeint. Die radikalen Al-Qaida-Anhänger sind »ent-territorialisiert«: Ihr Geburtsland, das Land, in dem sie eine radikale Gesinnung entwickeln, und der Ort, an dem sie ihre Taten verüben, unterscheiden sich in der Regel. Die Attentäter, die die Flugzeuge in das World Trade Center lenkten, und die Terror-Ärzte in Großbritannien (Juni 2007) hatten eine regelrecht internationale Laufbahn hinter sich.

 

Man darf sich Al Qaida nicht als eine politische Organisation vorstellen, die ein bestimmtes Gebiet erobern und dort herrschen will. Al Qaida verfolgt eine doppelte Strategie. Zum einen zettelt sie ein direktes Kräftemessen mit den Großen oder vielmehr dem Großen an, was gleichbedeutend ist mit der Macht Amerikas, und setzt dabei weniger auf den realen Schaden (ob finanzieller Art oder in Gestalt einer großen Anzahl von Todesopfern), sondern nutzt die Kraft der Bilder, die mediale Wirkung und den Schrecken. Andererseits profitiert  sie parasitär von den vorhandenen Konflikten und deutet sie zum globalen Dschihad gegen den Westen um. Die spiegelbildliche Entsprechung der im Westen kursierenden Theorie vom Zusammenprall der Kulturen verstärkt dabei den Effekt noch. Tatsächlich ist Al Qaida auf diejenigen, die sie dämonisieren, durchaus angewiesen, denn auch in diesem Fall gilt, dass die Wahrnehmung zum politischen Handeln führt.

 

Ist Al Qaida eine Organisation von Menschen, die am Rande stehen? Wir müssen uns den Begriff »Rand« hier in seiner ganzen Bedeutungsvielfalt vornehmen. Wiederholt wurde gesagt: Die bevorzugten Dschihads der Al-Qaida-Truppen fanden in Afghanistan, Bosnien, Tschetschenien und Kaschmir statt. Dort sind sie zu Kämpfern geworden, und dort haben sie jene persönlichen Netze geknüpft, die mittlerweile die Macht der Organisation ausmachen.

Natürlich ist dauernd von Palästina die Rede, aber Palästina spielt gegenüber anderen Schauplätzen keine herausgehobene Rolle. Nur wenige Kämpfer haben sich an den Schauplatz des israelisch-palästinensischen Konflikts begeben - meines Wissens waren es genau zwei, sofern sie überhaupt Mitglieder von Al Qaida waren -, während die Militanten der extremen Linken im Westen (von der deutschen RAF bis zur Japanischen Roten Armee) diesen Konflikt stets ganz oben auf ihre Prioritätenliste gesetzt hatten. Kleine Gruppen wie die von Abu Nidal nahmen bevorzugt jüdische und israelische Ziele ins Visier, Al Qaida hingegen vernachlässigt solche  Ziele zwar nicht (man denke an die Anschläge in Casablanca und Istanbul), wählt aber lieber »globale« Ziele, also große Städte, Finanzzentren und Massentransportmittel. Darin spiegelt sich ihr Wunsch wider, als eine weltumspannende Bedrohung des Westens aufzutreten und nicht als ein ausführendes Organ kommunitärer und regionaler Abrechnungen, von denen der Durchschnittsbürger im Westen sich nicht betroffen fühlen muss.

Im Übrigen gilt für die jungen Leute, die sich Al Qaida anschließen oder in einen aktuellen Dschihad ziehen, dass ihre Entscheidung in der Regel einen Bruch markiert: den Bruch mit der Familie, ihrem Umfeld, ihrem Herkunftsland wie auch mit dem Land, in dem sie leben. Mit Ausnahme einiger Pakistanis ist kein in Europa rekrutiertes Al-Qaida-Mitglied in das Heimatland seiner Familie zurückgekehrt, alle haben eine extreme Version des Salafismus angenommen und mit dem traditionelleren Islam ihrer Familien gebrochen. Fast alle führten ein durch und durch westliches Leben, bevor sie sich schlagartig auf eine streng religiöse Praxis besannen. Der Schritt zur Gewalttat folgte dann meist sehr rasch auf die Rückkehr zur Religion beziehungsweise auf die Konversion. Frappierend ist, wie ungläubig nach jeder Festnahme oder Tötung eines Terroristen die Umgebung und die Familie reagieren, anders als man es bei palästinensischen und tschetschenischen Selbstmordattentätern erlebt. Seit den Anschlägen von London ist für Journalisten die Befragung des Umfelds absolut obligatorisch, und dort wird regelmäßig betont,  wie gut integriert der junge Mann war, dass er flirtete, Alkohol trank und so weiter, bis zu jenem Tag … Fast alle Terroristen haben im Westen den Islam wiederentdeckt und im Umkreis einer Moschee zum Islam gefunden, zunehmend häufiger auch unter dem Einfluss eines lokalen »Gurus« wie des Straßenpredigers Farid Benyettou, der im Januar 2005 im Alter von 23 Jahren festgenommen wurde, nachdem er eine Gruppe junger Leute aus der Cité Curial im 19. Pariser Arrondissement für den Einsatz im Irak rekrutiert hatte.

 

Der »Rand« hat hier nichts mit gesellschaftlichem Status zu tun: Im Umfeld von Al Qaida (zahlreiche Anhänger sind nicht Mitglied in der Organisation) finden wir Menschen aus allen sozialen und wirtschaftlichen Schichten. Es handelt sich bei ihnen keineswegs zwangsläufig um verbitterte junge Arbeitslose und Opfer von Rassismus, wie das Beispiel der Londoner Ärzte, die zu Terroristen wurden, zeigt. Viele stammen auch aus gemischten Ehen, so Jamal Loiseau, der im November 2001 in Afghanistan ums Leben kam, Hakil Chraibi, ein 23-jähriger Student aus Montpellier, der 2006 nach Falludscha ging, und Mejjati, ein führendes Mitglied jener Zelle, die für das Attentat in Madrid 2004 verantwortlich war.

»Rand« kann auch ein geografischer Begriff sein: Wie wir gesehen haben, sind sehr wenige Araber aus dem Mittleren Osten in der international operierenden, zweiten Generation der Al-Qaida-Kämpfer vertreten. Die erste Generation, die Generation von Bin Laden,  kam zwischen 1984 und 1992 nach Afghanistan, im Allgemeinen direkt aus Ländern des Mittleren Ostens. Es sind einige Syrer darunter (Imad-eddin Yarkas, genannt Abu Dahdah, einer der Anführer der Zelle von Madrid, aber er lebt in Spanien und ist mit einer Spanierin verheiratet) sowie Jordanier und Iraker. Marokkaner und Pakistanis, die in der zweiten Generation in Europa leben, sind überrepräsentiert (zu Ersteren gehören Mejjati und Bouyeri, Zacharias Moussaoui und Jamal Zougam). Interessant ist insbesondere die Zahl derjenigen, die aus Ostafrika stammen, wie die Attentäter der gescheiterten Anschläge von London am 21. Juli 2005 oder auch Binyam Mohammed, ein in London lebender Äthiopier, der in den Vereinigten Staaten festgenommen wurde, ebenso die Zahl der Konvertiten, von denen gleich die Rede sein wird. Kurzum, die Landkarte der Rekrutierungen von Al Qaida ist ganz und gar nicht deckungsgleich mit den Krisenregionen des Mittleren Ostens.

In der Botschaft, die Mohammed Bouyeri nach dem Mord an Theo Van Gogh in Amsterdam im November 2004 zurückließ, erwähnte er nicht die Beteiligung holländischer Soldaten an den Einsätzen in Afghanistan und im Irak, sondern sprach nur von der »Blasphemie«, die Van Gogh begangen habe.

Auffällig ist zudem, dass man bei fast allen Gruppen von Al Qaida sowie denen ihres Umfelds, die außerhalb des Mittleren Ostens operieren, auf zahlreiche Konvertiten stößt, die oft eine Schlüsselposition innehaben, was in den Annalen der radikal-islamischen Bewegungen  bislang ohne Beispiel ist. Zwischen 10 und 25 Prozent der Aktivisten sind Konvertiten.1 Der Sprecher von Al Qaida in Pakistan ist gegenwärtig Adam Yahiye Gadahn, ein Amerikaner, dessen ursprünglicher Name Pearlman lautet und der aus einer bekannten kalifornischen Familie stammt. In den Vereinigten Staaten findet man in den Al Qaida nahestehenden Netzen auch eine Reihe konvertierter Schwarzer (James Ujaama, Kevin Lamar James, Levar Haney Washington, Gregory Vernon Patterson). Unter den vier Londoner Attentätern vom 7. Juli 2005 war Germaine Lindsay, der Wurzeln in Jamaika hat. Ein weiterer Terrorist, Andrew Rowe, bei dessen Festnahme im Eurostar Hinweise auf Sprengstoff gefunden wurden und der am 25. September 2005 verurteilt wurde, soll in Malaysia in regelmäßigem Kontakt zu einem anderen bekannten Konvertiten gestanden haben, dem Franzosen Lionel Dumont. Eisa al-Hindi (mit richtigem Namen Dhiran Barot), ebenfalls aus London und britischer Staatsbürger, war früher Hindu mit familiärem Hintergrund in Kenia; er reiste nach Afghanistan, dann nach Malaysia, wo er heiratete, und wurde schließlich wegen Anschlagsplänen auf Finanzzentren in New York festgenommen. Sein Werdegang ist damit typisch für einen internationalen Parcours im Stile Al Qaidas. Und ein anderer Konvertit, Don Stewart-Whyte, Sohn eines ehemaligen konservativen Politikers, wurde im August 2006 in London festgenommen und beschuldigt, an Plänen zur Zerstörung von Flugzeugen beteiligt gewesen zu sein.

In Holland gab es die so genannte Hofstad-Gruppe,  der auch Van Goghs Mörder Mohammed Bouyeri angehörte und die sich aus mehreren Konvertiten zusammensetzte: den Brüdern Jason und Jermaine Walters, Söhnen einer Holländerin und eines schwarzen amerikanischen Offiziers und Martine Van der Oeven, einer ehemaligen Polizistin (Jason hieß Abu Mudschahid Amriki, denn Konvertiten nehmen häufig den Namen ihres Herkunftslandes an). Ein weiteres Mitglied, Abida Azzouz, war die Tochter einer holländischen Konvertitin. Der Mord an Theo Van Gogh »sprengte« den holländischen Multikulturalismus; die Gruppe selbst war eindeutig »post-kulturalistisch«.

 

Kommen wir noch einmal auf die Konvertiten zurück, die bereits in meinem Buch Der Islam und der Westen  erwähnt wurden: die Franzosen Christophe Caze, Jean-Marc Grandvisir, Jérôme Courtailler, Lionel Dumont und den Deutschen Christian Ganczarski (beteiligt beim Anschlag von Dscherba 2002); hinzuzufügen ist der Franzose Willie Brigitte (er wurde 2007 in Paris verurteilt). Viele dieser Konvertiten stammen von den - französischen oder den britischen - Antillen, für die die Bewegung in doppeltem Sinne attraktiv ist: Sie finden in den islamistischen Kreisen eine Brüderlichkeit, die frei von Rassismus ist, und kämpfen gleichzeitig gegen die ehemaligen Kolonialmächte. Insofern sind wir Zeuge einer Verknüpfung von traditionellem Antiimperialismus und Islamismus. Und nicht zuletzt gelangen die Konvertiten bei Al Qaida in verantwortliche Positionen, die sie anderswo nie erreicht hätten.

Bei den europäischen Mitgliedern von Al Qaida lassen sich insgesamt zwei Arten von Konvertiten ausmachen: einmal diejenigen, die ihren eigenen Weg verfolgt haben und in einer Moschee konvertiert sind, und dann jene, die ihren »Genossen« folgen, was sich oft im Rahmen von Kleinkriminalität vollzieht.

Bemerkenswert ist der Fall der Belgierin Muriel Degauque, die 2005 zusammen mit ihrem Ehemann im Irak einen Selbstmordanschlag verübte, denn sie steht für eine aktuelle Entwicklung: Al Qaida, bisher eine eher frauenfeindliche Gruppierung, nimmt seit einiger Zeit auch weibliche Mitglieder auf - was zeigt, dass die Konvertiten ihre eigene Form von Dekulturation, von kultureller Enteignung, mitbringen. Unter den im Westen operierenden Al-Qaida-Gefolgsleuten befinden sich mehr konvertierte Mitglieder als Personen, die aus dem Mittleren Osten im engeren Sinn (ohne den Maghreb) stammen.

An der großen Zahl der Konvertiten, durch die sich Al Qaida von anderen islamischen Organisationen grundlegend unterscheidet, lassen sich mehrere Eigenheiten der Organisation besonders gut nachvollziehen:• Al Qaida ist eine entterritorialisierte Organisation, die in keiner Weise eine traditionelle Kultur des Mittleren Ostens widerspiegelt oder eine Reaktion auf den israelisch-palästinensischen Konflikt darstellt.
• Al Qaida zieht Menschen an, die sich dreißig Jahre früher wahrscheinlich extrem linken (oder extrem rechten) Gruppen angeschlossen hätten. 
• Es gibt häufig einen Zusammenhang zwischen Kleinkriminalität (Drogendelikten) und einer fortschreitenden Radikalisierung; so hatten auch die linksextremen Bewegungen einen Hang zur Kriminalität.



Al Qaida ist keine leninistische Organisation, sie ist weder zentralisiert noch hierarchisch. Vielmehr agiert sie in Netzwerken. Die Netzwerke sind einerseits international ausgerichtet, andererseits beziehen sie ihre Kraft aus den engen persönlichen Beziehungen der Mitglieder untereinander. Die Organisation verbindet die Globalisierung mit dem Korpsgeist einer kleinen homogenen Gruppe von Menschen, die sich gut kennen. Diese Solidarität internationalistischer Veteranen, die dieselben Lager durchlaufen und in denselben Schlachten gekämpft haben, macht die Flexibilität und Zuverlässigkeit der Netze aus.

Einer fundierten Analyse von Marc Sageman2 zufolge steht der Korpsgeist an beiden Enden der Initiationsreise in den afghanischen Dschihad beziehungsweise einem anderen Einsatz im Dienste der Religion: Man radikalisiert sich inmitten der kleinen Gruppe von »Genossen« (in einem Studentenwohnheim, einem Stadtviertel, einer Moschee oder am Arbeitsplatz wie im Falle der britischen Ärzte 2007) und fasst den Beschluss, aufzubrechen. In Afghanistan oder in Bosnien oder Tschetschenien trifft man auf weitere »Brüder« - Malaysier, Philippiner, Pakistaner -, und manchmal begegnet man ihnen später in ihrem eigenen Land wieder.  Die Mitglieder eines Netzes verstoßen oft eklatant gegen alle Regeln der Konspiration. Sie teilen Wohnungen und Bankkonten, treten gegenseitig als Trauzeugen auf, unterschreiben wechselseitig Testamente und so weiter. Die Abschottung kommt durch die Gruppe, nicht durch konspiratives Verhalten.

Die Führung, die Zellen an der Basis, die transnationalen Netze und die Kommandokette von Al Qaida - alles ist in persönlichen Beziehungen verankert, die teils in Afghanistan entstanden, teils in einem lokalen Umfeld gewachsen sind und die sich anschließend auf eine transnationale, »entterritorialisierte« Ebene übertragen, etwa durch Reisen, Wohnsitz in einem anderen Land, mehrere Staatsangehörigkeiten und so weiter.

Kameradschaftlichkeit spielt eine sehr wichtige Rolle und wird oft noch durch eheliche Bindungen verstärkt, die gerade nicht »traditionell« strukturiert sind: Man heiratet die Schwester eines Mitstreiters und nicht die Frau, die die Eltern ausgesucht haben, und führt dann häufig eine durch und durch moderne Ehe, wie es die Frau des Mörders von Massud geschildert hat.3 So heiratete aus der Gruppe der Attentäter von Madrid Serhane Fakhet im Jahr 2002 die Schwester seines Freundes Mustafa Maymouni. In Frankreich heiratete Jamel Beghal die Halbschwester von Johan Bonte.

 

Doch Al Qaida beschränkt sich nicht auf persönliche Netzwerke. Wir finden daneben noch eine Vielzahl anderer Formen des Zusammenhalts und der Kooperation:  Franchise-Unternehmen, Filialen, Netzwerke und Verbindungen.

• Franchise-Unternehmen: Es genügt, dass lokale Aktionsgruppen das Logo und das Konzept von Al Qaida übernehmen, ohne direkt mit dem Zentrum verbunden zu sein, und schon kann sich Al Qaida eine Aktion auf ihre Fahnen schreiben, die sie selbst nicht organisiert hat. Diese Technik des Franchising zeigt, dass Al Qaida eine höchst moderne Organisation ist: Sie ist dezentralisiert, flexibel, kann delegieren und ist imagebewusst. Das gescheiterte Attentat von London am 21. Juli 2005 scheint in die Kategorie des Franchising zu fallen, während das Attentat von Casablanca 2003, das zunächst auch Al Qaida zugeschrieben wurde, tatsächlich von der marokkanischen Islamischen Gruppe verübt wurde, die Beziehungen zu Al Qaida unterhält und auch mit dem Attentat von Madrid zu tun hatte. Aber wie flexibel eine Verbindung auch sein kann, zeigt das Attentat von Istanbul 2003: In dem Fall organisierten sich die Beteiligten untereinander, bereiteten den Anschlag vor und nahmen erst bei einer Reise nach Afghanistan unmittelbar vor dem 11. September mit Al Qaida Kontakt auf.
• Filialen: Lokale, relativ territorial gebundene Organisationen, das heißt solche, die in einem begrenzten Raum agieren, der einem Land oder einem Sprachgebiet entspricht, die ihre eigene Geschichte haben und von Al Qaida instrumentalisiert werden, bis sie sich schließlich selbst explizit auf Al Qaida berufen.  Wir finden solche Organisationen in Indonesien (Jemah Islamiyya), in der nördlichen Sahelzone (die Salafistische Predigt- und Kampfgruppe GSPC, die im Januar 2007 den Namen »Al-Qaida-Organisation im Maghreb« angenommen hat), im sunnitischen Dreieck des Irak (mit der Gruppe um Zarkawi) und in Saudi-Arabien. Diese Organisationen brauchen Al Qaida nicht, um neue Mitglieder anzuwerben und zu funktionieren. Wenn sie sich Al Qaida annähern, dann deshalb, weil sie ein Problem damit haben, ein lokales Ziel zu definieren und umzusetzen (etwa die Errichtung eines islamischen Staats); sie werden gewissermaßen mangels lokaler Aktionsmöglichkeiten stellvertretend global. Auf der anderen Seite haben Angehörige dieser Organisationen bereits Dschihads im Ausland geführt und dabei persönliche Kontakte zu Al-Qaida-Mitgliedern geknüpft wie der Indonesier Ridwan Isamuddin, genannt Hambali. Der Fall Saudi-Arabiens ist komplexer, weil es dort anscheinend zwei Netzwerke gibt, die teils nebeneinander existieren, teils sich überschneiden: die Saudis im engeren Sinne und die ausländischen Freiwilligen (der Franko-Marokkaner Mejjati ist an der Spitze einer solchen Gruppe gestorben). Wir haben gesehen, dass junge Leute aus dem Westen in die Länder des Dschihad gegangen sind und dann zurückkehrten, um in Europa Anschläge zu verüben. Aber diese Netze funktionieren in beide Richtungen, ohne dass ein Anfangspunkt und ein Endpunkt zu identifizieren ist.
• Verbindungen und Netzwerke: Eine besondere Verbindung entwickelt sich zwischen Al Qaida und den radikalen Netzen Pakistans. Der Hauptgrund dafür ist, dass die Führung von Al Qaida in Pakistan sitzt, das ist seit Ende 2001 bekannt, wird aber von den pakistanischen Behörden bestritten und von den Amerikanern mit Schweigen übergangen. Die Organisation ist daher im Hinblick auf ihre Sicherheit sowie Möglichkeiten der Kommunikation von diesen Bewegungen abhängig: Es gibt eine »Pakistanisierung« von Al Qaida. Aber wir erleben umgekehrt auch eine »Al-Qaidaisierung« der radikalen Kräfte in Pakistan, die aus der Region, in der sie bisher agiert haben (Afghanistan und Kaschmir), heraustreten und verstärkt Kontakte zur pakistanischen Diaspora in Großbritannien knüpfen, deren Radikalisierung sich vor Ort vollzieht und nicht unter dem Einfluss Pakistans. Diese Entwicklung folgt einer Logik, der zufolge Pakistan ein ideologischer Staat sein möchte (das heißt der Staat der Muslime) und nicht ein Nationalstaat mit einem bestimmten Staatsgebiet. Rachid Rauf, 25 Jahre alt, britischer Staatsbürger und im August 2006 in den versuchten Anschlag auf Londons Flughafen Heathrow verwickelt, ist über seine Ehefrau mit dem Anführer der islamistischen Gruppe Jaish-e-Mohammed (»Armee Mohammeds«) verbunden. Letztere ist eine Gruppe, die lange mit Lashkar-i Taiba in Zusammenhang gebracht wurde, dem bewaffneten Arm der in Pakistan ansässigen fundamentalistischen  Bewegung Dawat ul-Irshad. Es gibt Vorläufer: Omar Sheykh, der Mörder von Richard Pearl, kam aus Großbritannien, und Willie Brigitte, ein französischer Konvertit, wurde 2003 von Lashkar-i Taiba nach Australien geschickt.

Einige Terroristen haben in ihrer born-again-Phase Organisationen angehört, die mit Terrorismus nichts zu tun hatten, wie zum Beispiel den Tablighi, einer pietistischen Bewegung, und mehr noch der Hizb ut-Tahrir, die ihren Sitz unter anderem in London hat, sowie einer obskuren Gruppe in ihrem Umfeld, der Bewegung der Mouhajiroun.

Al Qaida entwickelt ihre Strategie demnach auf zwei Ebenen. An erster Stelle stehen natürlich die spektakulären Anschläge gegen westliche Einrichtungen. Aber darüber hinaus nutzt Al Qaida auch lokale Konflikte für die Ziele des weltweiten Dschihad. So war es in Bosnien und in Tschetschenien, und ähnlich scheint es im Irak abzulaufen. In allen drei Fällen gelingt es internationalistischen islamistischen Gruppen jedoch nicht, den lokalen Konflikt ganz in den Hintergrund zu drängen. Sie nehmen wie in Bosnien und Tschetschenien lediglich die Rolle einer militärischen Avantgarde ein, und zwar in einem Kontext, in dem sich die Aktionen zumindest für eine gewisse Zeit auf ein nationales Territorium beschränken. Die »Internationalisten«, wer sie auch jeweils sein mögen, sind so etwas wie eine »Fremdenlegion«, derer man sich entledigt, wenn der Krieg vorüber ist (Bosnien). Im Irak ist es unwahrscheinlich,  dass die Internationalisten ihre Strategie erfolgreich durchsetzen werden, allerdings können sie bei der Auswahl der (schiitischen oder christlichen) Ziele mitwirken und auf diese Weise die religiöse Dimension des Konflikts verschärfen.

Heute ist klar, dass alle nationalen Befreiungsbewegungen, unabhängig von ihren Methoden und unabhängig vom Stellenwert des Islam (man denke an die Hamas in Palästina oder an die Tschetschenen), den Kampf in einem nationalen Rahmen weiterführen - auf ihrem Staatsgebiet oder auf dem Staatsgebiet derjenigen, die sie als Besatzungsmacht wahrnehmen. Kein Mitglied von Al Qaida ist auf israelisch-palästinensischem Gebiet aktiv gewesen, und kein heutiger Palästinenser, das heißt aus Gaza oder aus den besetzten Gebieten, hat an Aktionen von Al Qaida teilgenommen. Aber es ist durchaus vorstellbar, dass angesichts der internationalen Repression und Isolierung bestimmte Gruppen beschließen, den Konflikt zu internationalisieren, so wie es die Palästinenser in den siebziger Jahren getan haben, mit dem Unterschied, dass sie sich mit den globalen Kräften aus dem Umfeld von Al Qaida verbünden. Bleiben wir bei diesem Beispiel, so besteht durchaus die Gefahr einer Entterritorialisierung bestimmter Palästinenser, die nicht mehr für einen palästinensischen Staat kämpfen werden, der in immer weitere Ferne rückt, und sich stattdessen Al Qaida zuwenden. In den Palästinenserlagern im Libanon, in Nahr al-Barid und Ayn al-Helwe, ist dieser Fall bereits eingetreten, und ähnlich wird es wohl auch in Gaza kommen.

Sollte das Zentrum von Al Qaida eines Tages doch ausgeschaltet werden, ist damit zu rechnen, dass eine Reihe ehemaliger »Afghanen« oder potenzieller Mitglieder von Al Qaida die erlernten Techniken, die geknüpften Netze und die Marke Al Qaida gewissermaßen auf dem Markt anbieten werden. Sie könnten mit Mafia-Netzen kooperieren oder sich in solche verwandeln. Staatlichen Diensten könnten sie sich als Söldner anbieten, wie es in der Vergangenheit Abu Nidal und Carlos vorgemacht haben. Gegenwärtig wagt kein Staat, Schritte in diese Richtung zu unternehmen, aus Angst vor einer Reaktion der Amerikaner. Aber das könnte sich ändern, falls die Vereinigten Staaten den Iran angreifen oder die Führungslosigkeit von Al-Qaida-Netzen sowie die Unklarheit hinsichtlich der Ziele und Mittel im »Krieg gegen den Terrorismus« zunehmen, so dass schließlich eine Grauzone entsteht, in der man die einzelnen Akteure nicht mehr unterscheiden kann. Diese Situation könnte sich dort herauskristallisieren, wo heute internationalistische Militante agieren, was Verbindungen zu Drogenhändlern und die mögliche Komplizenschaft seitens Angehöriger des Staatsapparats voraussetzt, wie bereits in den Stammesregionen in Pakistan zu beobachten ist.

 

Wenn wir nun nach den Konflikten der Zukunft fragen, hat Al Qaida dabei eine strategische Schlüsselrolle inne? Das ist zu bezweifeln. Al Qaida kann zwar einen lokalen Konflikt ausnutzen, ist aber nicht in der Lage, den Dschihad in eine ganz neue Richtung zu lenken.

Bis heute haben die Kämpfer lediglich die für einen bestimmten Konflikt typische Dynamik verstärkt, wie etwa in Tschetschenien. In Bosnien haben sie nur als Hilfstruppen gedient. Im Irak hat der lokale Arm, den Zarkawi bis zu seinem Tod 2006 führte, eine wichtige Rolle bei der Radikalisierung der sunnitischen Bewegung gespielt. Aber diese Tendenz machte sich vor allem gegenüber den Schiiten bemerkbar, was einer Grundströmung vor Ort entspricht, die jedoch nicht zu den Vorgaben von Al Qaida passt. Denn Al Qaida möchte, dass sich bewaffnete Aktionen in erster Linie gegen die Amerikaner richten. Auch die Hamas wurde von Al Qaida verurteilt, weil jene Organisation den parlamentarischen Weg gewählt hat, aber letztendlich hat Al Qaida keinerlei Einfluss auf die Palästinenser. Es mag dem Terrornetzwerk gelingen, Konflikte zuzuspitzen, aber es kann Konflikte nicht steuern; immer wird sich die jeweilige lokale, nationale, tribale oder konfessionelle Logik durchsetzen.

Angesichts der sich abzeichnenden Eskalation des Konflikts zwischen Schiiten und Sunniten muss sich Al Qaida entscheiden. Die Führung würde offensichtlich lieber ein Bündnis mit dem schiitischen Iran gegen die Amerikaner eingehen, als sich, wie Zarkawi es im Irak getan hat, einer sunnitischen Achse anzuschließen, die vor allem antischiitisch und weniger antiamerikanisch und antizionistisch agiert. In dem Fall stünde Al Qaida konträr zu einem großen Teil ihrer potentiellen Anhänger, bei denen der Hass auf die Schiiten sehr ausgeprägt ist. Die Organisation wäre abhängig vom Gang der  Ereignisse, es sei denn, es gelänge ihr, weitere spektakuläre Aktionen zu starten, um ihr Image als Avantgarde wiederherzustellen. In jedem Fall ist der Effekt der, dass jeglicher Aktivismus sich immer mehr von realen politischen Entwicklungen ablöst.

Al Qaida fügt sich reibungslos in die »asymmetrische Strategie« ein, von der wir weiter oben gesprochen haben. Al Qaida will kein neues politisch-territoriales Gebilde schaffen, das in der Lage wäre, den Vereinigten Staaten Widerstand zu leisten. Denn eine solche Einheit wäre für die Amerikaner kein Problem; sie würden sie mit einer Handbewegung vom Tisch fegen, wie 2001 den Irak. Ihr Ziel ist vielmehr, die Zahl der »Grauzonen« zu vermehren, in denen es keinen Staat, keine Verwaltung und keine festen Ziele gibt. Al Qaida ist eine nomadische Organisation, sie sucht sich provisorischen Unterschlupf und kann jederzeit wieder aufbrechen und verschwinden. Das ist nicht die Rückkehr zu den alten Guerillatechniken, auf die sich General Giap in Indochina beziehungweise Vietnam so meisterlich verstand. Denn Giap, Mao und ihresgleichen wollten zu einem bestimmten Zeitpunkt die Kontrolle über ein Gebiet erlangen, um von dort aus weitere Eroberungen zu machen. Kurzum, sie strebten den Status eines Feindes an: Sie wollten ein Staat mit einem Staatsgebiet sein, souverän und mit einer eigenen Armee.

Das Schlachtfeld von Al Qaida sieht anders aus als das einer konventionellen Armee, und hier stoßen wir auf einen fundamentalen Irrtum der Amerikaner im Jahr 2001: Sie reagierten mit einer territorialen Eroberung.  Im Gegensatz zu den nationalen Befreiungsbewegungen des 20. Jahrhunderts hat Al Qaida auch keine politische Antwort parat. Gewiss, aus der Utopie ist in manchen Fällen ein Alptraum geworden, aber die Guerilleros der Vergangenheit verfolgten ein Gesellschaftsprojekt, was bei den Dschihadisten vollkommen fehlt. Al Qaida kennt kein verheißungsvolles Morgen, und in diesem Punkt gibt es Querverbindungen zu den Selbstmordattentaten: Man stirbt für sich selbst, nicht für ein gemeinsames Projekt.

Wir müssen aufhören, die Welt durch die Zerrbrille von Al Qaida zu betrachten, denn darin liegt ihre einzige Macht.

Das Bild von einer muslimischen Welt, die unter dem Banner des Islam geeint ist und sich anschickt, den Westen anzugreifen, ergibt keinen Sinn. Was wir stattdessen tatsächlich sehen, zumindest im Augenblick, ist eine verstärkte Präsenz westlicher Truppen in der muslimischen Welt, von Afghanistan über den Irak bis zum Libanon, sowie Konflikte, in denen sich vor allem Muslime gegenüberstehen. So wird vor unseren Augen der Graben zwischen Schiiten und Sunniten immer tiefer. Der Iran verliert dadurch das Privileg, als Vorreiter der »Ablehnungsfront« gegen Israel und den Westen aufzutreten, während sich die Allianzen und Konfrontationslinien im Mittleren Osten, der stärker gespalten und schwächer ist als je zuvor, von Grund auf verändern.
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EINFÜHRUNG 

1   Wie ich in meinem Buch Les illusions du 11 septembre. Le débat stratégique face au terrorisme, Paris 2002, betont habe, dürfen die Neokonservativen nicht mit ihren Verbündeten aus der christlichen Rechten verwechselt werden.
2   Über die Debatte in Frankreich siehe Olivier Roy, La laïcité face à l’islam, Paris 2005.
3   Siehe Pascal Boniface, Est-il permis de critiquer Israël?, Paris 2003.



ERSTES KAPITEL 

1   Siehe Olivier Roy, Les illusions du 11 septembre, Paris 2002.
2   Anfang November 2001 wurde ich in Washington vom damaligen stellvertretenden Außenminister Paul Wolfowitz empfangen. Unser Gespräch drehte sich fast ausschließlich um die konkreten Bedingungen der Intervention in Afghanistan, die ich befürwortete. Als Wolfowitz mich hinausbegleitete, sagte er zu mir: »Ich fürchte aber, dass die Sache in Afghanistan uns von unserem wirklichen Ziel abbringt.« - »Und das wäre?« - »Der Irak natürlich!« Damit war alles gesagt: Die Amerikaner waren in Afghanistan aus einem rein aktuellen Grund einmarschiert, weil Bin Laden sich dort befand. Aber sie hatten keine langfristige Vision für den Raum Afghanistan-Pakistan-Zentralasien.  Dazu passt der Umstand, dass Afghanistan Washington immer nur negativ interessiert hat: früher im Kampf gegen die Sowjets und dann gegen Bin Laden.
3   Diese These vertritt nachdrücklich Laurie Mylroie, zum Beispiel in »The Saddam-9/11 Link Confirmed«, Front-Page Magazine, 11. Mai 2004, und in Bush vs. the Beltway: How the CIA and the State Department Tried to Stop the War on Terror, New York 2003.
4   A Clean Break: A New Strategy for Securing the Realm,  hrsg. von Richard Perle.
5   Formulierung von Daniel Pipes.
6   Im Februar 2003 nahm ich an einem Gespräch in kleinerer Runde mit Dan Meridor teil, damals Berater für strategische Fragen in der Regierung von Ariel Scharon. Seine Analyse war sehr klar (ich fasse zusammen, was ich behalten habe): Kein arabisches Regime, auch nicht der Irak von Saddam Hussein, ist eine strategische Bedrohung für Israel, die Bedrohung ist der Iran mit seinem Atomprogramm. Ein amerikanischer Militärschlag gegen Saddam Hussein ist politisch wünschenswert, denn das bedeutet, dass mehr Amerikaner im Mittleren Osten präsent sind, und das ist gut für Israel, aber er ist strategisch riskant, weil die Amerikaner dadurch in Abhängigkeit vom Iran geraten, was ihren Spielraum beeinträchtigt, gegen die Islamische Republik vorzugehen.
7   Man brauchte kein Experte zu sein, um vorauszusehen, dass der Militärschlag einfach sein würde und die Probleme später kommen würden. In Le Figaro vom 22. März 2003 schrieb ich: »Der Krieg wird kurz sein, aber die Nachkriegszeit wird sehr schwierig werden. Zunächst einmal ist die Formulierung des Ziels sehr vage: ›Ein demokratischer, stabiler Irak.‹ Für die Kurden beispielsweise heißt Demokratie ein freies, autonomes oder unabhängiges Kurdistan. Für die Araber bedeutet Demokratie häufig nationale Souveränität. Wird der Wiederaufbau in einem ethnischen Mosaik wie dem Irak genauso riskant sein wie  in Afghanistan? Der wunde Punkt ist, dass die Amerikaner nicht sehen, dass die Demokratie notwendigerweise vom Nationalismus getragen wird. Man kann nicht von außen die Demokratie überstülpen und den Nationalismus aussparen.«
8   Siehe vor allem Thomas E. Ricks, Fiasco. The American Military Adventure in Iraq, New York 2006.
9   Gregory J. Massell, The Surrogate Proletariat: Moslem Women and Revolutionary Strategies in Soviet Central Asia, 1919 - 1929, Princeton 1974.
10   Olivier Roy, »›Civil‹ Society in Central Asia and the ›Greater Middle East‹«, International Affairs, Bd. 81, Nr. 5, Oktober 2005.
11   In den zwölf Monaten vor der Intervention im Irak habe ich gut ein Dutzend Gespräche mit amerikanischen Verantwortlichen geführt. Ich hörte immer das Gleiche: »Euch Franzosen ist nicht klar, was euch entgeht, wenn ihr euch nicht an der Koalition beteiligt. Wir werden als die Befreier der arabischen Welt dastehen, die Region wird komplett verändert werden, die Demokratie wird sich verbreiten, und ihr werdet aus dem Spiel sein - ganz einfach von gestern.« Ich schrieb daraufhin in einem Kommentar für die New York Times (13. Mai 2003): »Washington behauptet, es wolle einen befreundeten, demokratischen und stabilen Irak installieren. Vergessen Sie das und schätzen Sie sich glücklich, wenn Sie nur zwei der Ziele erreichen können. Es gibt keine Demokratie ohne Nationalismus, und die Iraker werden früher oder später gegen die amerikanische Präsenz protestieren.« Ich war noch zu optimistisch.
12   Die Begriffe »kommunitär« und »kommunitaristisch« werden im Folgenden zur Bezeichnung einer Zugehörigkeit, Bindung oder Handlungsorientierung verwendet, die auf gemeinsame Erfahrungen innerhalb bestimmter territorialer Verhältnisse zurückgehen.
13   Siehe Olivier Roy, Der islamische Weg nach Westen. Globalisierung,  Entwurzelung und Radikalisierung, München 2006.
14   Haaretz vom 17. Januar 2007.
15   Siehe zum Beispiel Anne-Marie Delcambre, La schizophrénie de l’islam, Paris 2006, ganz zu schweigen von den Interviews und Diskussionsbeiträgen von Bernard Lewis.
16   Die Verräter sind immer liberale Linke, politisch Korrekte, Multikulturalisten und Kämpfer für die Anliegen der Dritten Welt. Auf eine interessante Ausnahme können wir hinweisen: das Buch von Dinesh D’Souza, in dessen Augen die intellektuelle Linke Amerikas gefährlicher ist als Al Qaida. Siehe Dinesh D’Souza, The Enemy at Home: The Cultural Left and Its Responsability for 9/11, New York 2006.
17   Siehe die Umfrage Muslims in Europe: Economic Worries Top Concerns About Religious and Cultural Identity, Pew Global Attitudes Project 2006.



ZWEITES KAPITEL 

1   Siehe Hosham Dawod (Hg.), Tribus et pouvoirs en terre d’islam, Paris 2004.
2   Ein interessanter Versuch einer Synthese von Panislamismus und arabischem Nationalismus ist Hizb ut-Tahrir (HT), gegründet 1953 in Jordanien von Scheich Nabhani, einem palästinensischen Muslimbruder, der enttäuscht war über die, wie er fand, Gleichgültigkeit der ägyptischen Muslimbrüder gegenüber den Palästinensern. HT, die »Partei der Befreiung«, propagierte die Errichtung eines islamischen Kalifats und wurde innerhalb von 30 Jahren zu einer supranationalen, globalisierten Organisation mit Sitz in London, wo sie für ein internationales, entterritorialisiertes Kalifat wirbt. In Jordanien besteht ein Arm der Partei als Regionalbewegung fort.
3   Die Mitglieder von Al Qaida in Saudi-Arabien lehnten es ab, ihr Land so zu bezeichnen, die laizistischen Oppositionellen  verwenden das Adjektiv »saudisch«, lehnen aber die Dynastie ab; so das von Ali Al Ahmed geleitete Saudi Institute  mit Sitz in Washington.
4   Die Zwölfer-Schiiten, denen die große Mehrheit der Schiiten angehört, zählen zwölf Imame als Nachfolger des Propheten bis zur »Entrückung« des zwölften Imams (er ist »verschwunden«, gilt aber nicht als tot). Die wichtigsten anderen Gruppen erkennen nur fünf Imame an (die Saiditen) oder sieben (die Ismaeliten).
5   Siehe Laurence Louër, »Les reconfigurations du chiisme politique au Moyen-Orient«, in: Rémy Leveau (Hg.), Afrique du Nord Moyen-Orient. Espace et conflits, La documentation française 2004.
6   Siehe Mariam Abou-Zahab und Olivier Roy, Réseaux islamiques: la connexion afghano-pakistanaise, Paris 2004.
7   François Burgat, L’islamisme à l’heure d’al-Qaida, Paris 2005, S. 32ff.
8   Ich beziehe mich hier auf die Karte der Wahlergebnisse, die vom Büro der Vereinten Nationen in Bagdad erstellt wurde.
9   Im Dezember 2006 fand in Istanbul eine Unterstützungskonferenz für die Iraker statt, an der nur Sunniten teilnahmen, darunter auch der saudische Scheich Nasir Bin Sulayman al-Umar. Er rief die Sunniten auf, sich geeint gegen die Schiiten zu stellen.



DRITTES KAPITEL 

1   Die Baha’i sind eine vom schiitischen Islam abgespaltene Religionsgemeinschaft, entstanden Mitte des 19. Jahrhunderts im Iran, und wären beinahe eine Minderheitenreligion geworden, bevor sie unterdrückt wurden. In den fünfziger Jahren haben die Geistlichen den Kampf gegen die Baha’i wieder aufgenommen, weil sie mutmaßten, der Schah hege Sympathien für sie.



VIERTES KAPITEL 

1   Robert Leiken nennt in Bearers of Global Jihad, Nixon Center 2006, eine Größenordnung von 8 Prozent, aber wenn man die Afroamerikaner dazuzählt (unter denen sich viele Konvertiten befinden), kommt man auf mindestens 10 Prozent. Die Angabe 25 Prozent bezieht sich auf das Netz von Beghal, der 2006 in Frankreich verurteilt wurde.
2   Marc Sageman, Understanding Terror Networks, Philadelphia 2004.
3   Malika el Aroud, Les soldats de lumière, Brüssel 2003.
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